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Beschlussvorlage 
Stpl/002/2024 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Stadtplanungsausschuss 22.02.2024 öffentlich Gutachten 

Stadtrat 28.02.2024 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Flächennutzungsplan der Stadt Nürnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP) 
Änderung 8c: Bereich "Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg" 
Prüfung der Stellungnahmen - abschließende Behandlung 
Feststellungsbeschluss 
 
Anlagen: 

Entscheidungsvorlage 
Übersichtsplan 
Begründung 
Umweltbericht 

 
Sachverhalt (kurz): 
 
Der Entwurf der Änderung 8c des Flächennutzungsplans der Stadt Nürnberg mit integriertem 
Landschaftsplan (FNP) im Bereich "Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg" wurde 
am 27.09.2023 durch den Stadtrat gebilligt, im Amtsblatt Nr. 22 vom 25.10.2023 bekannt 
gemacht und vom 02.11.2023 bis einschließlich 04.12.2023 öffentlich ausgelegt. Parallel dazu 
wurden auch die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange beteiligt.  
 
Die eingegangenen Stellungnahmen wurden geprüft. Die Würdigung der einzelnen Belange 
führt nicht zu einer Änderung der Planung. In der Begründung wurde die Abwägung der 
Belange ergänzt.  
 
Die Abwägung ist in der Entscheidungsvorlage enthalten. 
 
Nach der Prüfung und abschließenden Behandlung der Stellungnahmen soll die Änderung des 
Flächennutzungsplans durch Beschluss festgestellt werden. Hierzu werden die erforderlichen 
Gutachten bzw. Beschlüsse begehrt.  
 
 
 

Ö  1Ö  1
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Stadt Nürnberg Beschlussvorlage Stpl/002/2024 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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Stadt Nürnberg Beschlussvorlage Stpl/002/2024 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Siehe Kapitel I.4.4. in der Begründung. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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Stadt Nürnberg Beschlussvorlage Stpl/002/2024 

 

Seite 4 von 4 

Gutachtenvorschlag (AfS 22.02.2024): 
 
Der Stadtplanungsausschuss vom 22.02.2024 begutachtet und empfiehlt dem Stadtrat zu 
beschließen: 
 
1.  dass die Prüfung der vorgebrachten Stellungnahmen zum Entwurf folgendes Ergebnis 

ergibt: 
 

Gemäß dem Ergebnis der Abwägung in der Entscheidungsvorlage soll nach Abwägung 
der öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander der vorliegenden 
Planung der Vorrang eingeräumt werden. 

 
2.  den FNP, Änderung 8c Bereich "Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg" 

(Plan-Nr. FNP8c - F - 01 vom 16.01.2024), mit der Begründung vom 16.01.2024 und dem 
Umweltbericht vom 07.08.2023 abschließend zu behandeln und durch Beschluss 
festzustellen. 

 
 
Beschlussvorschlag (StR 28.02.2024): 
 
Der Stadtrat prüft die vorgebrachten Stellungnahmen entsprechend dem Gutachten des 
Stadtplanungsausschusses zum Entwurf der Änderung 8c des Flächennutzungsplans 
"Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg" vom 22.02.2024 mit folgendem Ergebnis: 
 
1.  Dem Flächennutzungsplan in der Fassung vom 07.08.2023 ist nach Abwägung der 

öffentlichen Belange untereinander und mit den privaten Belangen Dritter gemäß der 
Darstellung in der Entscheidungsvorlage der Vorrang einzuräumen.  

 
2.  Der Stadtrat beschließt den vorliegenden Planentwurf (Plan Änderung 8c des 

Flächennutzungsplans "Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg" vom 
16.01.2024) mit der Begründung vom 16.01.2024 und dem Umweltbericht vom 
07.08.2023 und stellt diesen durch Beschluß fest. 
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Beilage 

Betreff: 

Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP) 
Änderung 8c: Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg 
Prüfung der Stellungnahmen, abschließende Behandlung, Feststellungsbeschluss 

Entscheidungsvorlage: 

 
Ausgangssituation 
Der Änderungsbereich liegt im südlichen Stadtgebiet in den Gemarkungen Gibitzenhof und 
Gleißhammer und grenzt unmittelbar an den Änderungsbereich 8b an. Er hat eine Größe von ca. 
37 ha und bildet den südlichen und südwestlichen Teil des ca. 90 ha großen Gesamtareals. Der 
Änderungsbereich wird im Norden durch das Modul II (FNP-Änderung 8b), im Osten durch die 
Münchener Straße, im Süden durch die Dr.-Luise-Herzberg Straße und im Westen durch das 
Modul I (FNP-Änderung 8a) begrenzt. 
 
Die Flächen im Bereich des ehemaligen Südbahnhofs zwischen Hasenbucksiedlung und 
Rangierbahnhof westlich der Brunecker Straße, sind bislang im FNP als gewerbliche Baufläche 
sowie als Verkehrsfläche / Bahnanlage dargestellt. Die Fläche westlich der Münchener Straße ist 
als Grünfläche dargestellt, daran anschließend als Bahnanlage. Hinzu kommen die Darstellungen 
einer übergeordneten Freiraumverbindung vom Hasenbuck zum Volkspark Dutzendteich und die 
der U-Bahnlinie. Mehrere Flächen im Bereich der Bauflächendarstellungen sind gekennzeichnet 
als erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet oder als entsprechende Verdachtsflächen. 
Die südöstliche Fläche wird von einer Richtfunkstrecke tangiert. 
 
Das Gesamtareal an der Brunecker Straße soll städtebaulich entwickelt werden, dabei soll ein 
neuer, qualitativ hochwertiger Stadtteil entstehen, der unterschiedliche Nutzungsbedarfe 
angemessen berücksichtigt. Grundlage für die geordnete städtebauliche Entwicklung des Areals 
in Modulen (I-IV) ist der aus einem 2015 abgeschlossenen Wettbewerb hervorgegangene 
Siegerentwurf von Büro West 8 urban design & landscape architecture, Rotterdam.  
 
Mit der Entscheidung des Freistaates Bayern im Jahr 2017 für die Ansiedelung einer staatlichen 
Universität in Nürnberg änderten sich wesentliche städtebauliche Parameter für die 
Gesamtgebietsentwicklung. Die Stadt Nürnberg beschloss im AfS am 19.07.2018 die 
Neuausrichtung der Planungsziele für das Gesamtareal wie folgt:  
Modul II soll mit dem Schwerpunkt urbanes Wohnen weiterentwickelt werden. In den Modulen 
IIIa, IIIb und IV sollen universitäre sowie entsprechende arrondierende Einrichtungen etabliert 
werden. Die grundsätzliche Flächenaufteilung/städtebauliche Kubatur gemäß 
Wettbewerbsergebnis 2015 sowie das Planungsziel für das Modul I (Wohnen) und die 
Grünflächenausstattung bleiben. Um das Planungsziel Universität umzusetzen, ist eine Änderung 
des FNP notwendig. 
 
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung  
Die öffentliche Auslegung auf Grundlage des Entwurfs fand vom 02.11.2023 bis einschließlich 
04.12.2023 statt. Es gingen keine Stellungnahmen ein.  
 

Ergebnisse der Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange fand parallel zur 
öffentlichen Auslegung vom 02.11.2023 bis einschließlich 04.12.2023 statt. Es gingen 20 
Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange ein, davon 16 
Stellungnahmen ohne Einwendungen bzw. mit Hinweisen, die entweder keine spezifische 

Ö  1Ö  1
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Signifikanz für das Planungsgebiet aufweisen oder erst im Rahmen der Umsetzungsebene oder 
im Rahmen der Erschließungsplanung zu beachten sind. Drei Stellungnahmen erhielten für die 
Ebene des FNP relevante Inhalte zu den Themen Wald, Abwasser und Kampfmittel. Die 
Stellungnahmen sind inhaltlich gekürzt und auf die wesentlichen Thematiken reduziert 
widergegeben. Die Originalschreiben befinden sich in der Bebauungsplan-Akte, die in der Sitzung 
des Stadtplanungsausschusses aufliegt und dort eingesehen werden kann. Bereits vor dem 
Ausschuss ist eine Einsicht im Stadtplanungsamt, Lorenzer Straße 30, Zimmer 501 (5. 
Obergeschoss) während der allgemeinen Dienststunden (Montag, Dienstag und Donnerstag von 
8:30 Uhr bis 15:30 Uhr, Mittwoch und Freitag von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr) möglich. 
 

Erhalt der Flächensubstanz Wald 
Sowohl der Planungsverband, als auch die Regierung von Mittelfranken  beanstanden, dass es 
bei der Standortwahl des Gebietes zum Wegfall schützenswerter Waldfläche kommt. Das würde 
im Widerspruch zu den Zielen des Regionalplans (PR7) stehen.  
 

Zum Einwand – Erhalt der Flächensubstanz Wald 
Im Vorfeld gab es eine Alternativenprüfung, die insgesamt sieben Standorte im Stadtgebiet 
miteinander verglich. Verschiedene relevante Bedingungen und Kriterien, wie z.B. Planungsrecht, 
Anbindung, Eigentumsverhältnisse, usw. wurden gegenübergestellt – mit dem Ergebnis, dass die 
Brachfläche um die Brunecker Straße, das mit Abstand bestmögliche Arial im Bereich des 
Gemeindegebietes und den daraus resultierenden Entwicklungsmöglichkeiten darstellt. Im Zuge 
der kommunalen Abwägung fiel die Wahl auf dieses Gebiet. Den Zielen und Grundsätzen des 
Regionalplans Nürnberg (RP 7) folgend, wird zudem mit der Neuansiedlung der Technischen 
Universität ebenso Rechnung getragen (8.3.3. Hochschulen und Forschungseinrichtungen). Die 
Waldflächen im Gebiet können durch die Neubauten nicht komplett erhalten werden. Im Rahmen 
der Bebauungsplanung wird der Belang detailliert untersucht.  
 
Die entlang der Münchner Straße bereits gewachsene, existierende Vegetation und vornehmliche 
Waldfläche wird in der verbindlichen Bauleitplanung mit dem Bebauungsplan 4656 „Technische 
Universität Nürnberg“ als Fläche zum Erhalt und Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 
festgesetzt. Die Bäume werden entlang der Münchener Straße erhalten. Auf Ebene der 
vorbereitenden Bauleitplanung ist die Fläche als Grünfläche dargestellt. . 
 

Sicherstellung der Abwasserentsorgung 
Laut dem Wasserwirtschaftsamt sei die Ausweisung dieser Baufläche im aktuellen 
abwassertechnischen Entwurf der Stadt Nürnberg noch nicht enthalten. Der abwassertechnische 
Entwurf und die hierauf aufbauende Schmutzwasserfrachtberechnung wäre auf Grund der damit 
geänderten Rahmenbedingungen fortzuschreiben. Die Abwassertechnische Erschließung sei 
erst dann zu Beurteilen.  
 

Zum Einwand – Sicherstellung der Abwasserentsorgung 
Dem Wasserwirtschaftsamt wurde bereits mit Schreiben vom 10.11.2022 eine überarbeitete 
Schmutzfrachtberechnung übergeben, die auch das Gebiet Brunecker Straße enthält. Die 
Abwasserentsorgung für das Gebiet ist sichergestellt.  
 

Kampfmittelsicherheit und Baumerhalt 
Die Immobilien Freistaat Bayern hat auf den Konflikt hingewiesen, dass eine Gefährdung durch 
die im Boden befindlichen Kampfmittel und dem gleichzeitigen Baumerhalt gegeben sei. 
 

Zum Einwand - Kampfmittelsicherheit und Baumerhalt 
Die im laufenden Verfahren neu gewonnenen Erkenntnisse betreffend dem Erhalt von 
Grünstrukturen und Bäumen, konterkariert mit dem Sicherheitsziel der Kampfmittelräumung auf 
dem zukünftigen Gelände der Technischen Universität Nürnberg. Zur Klärung befinden sich  das 
Staatliche Bauamt Erlangen-Nürnberg mit der Stadt Nürnberg in einem intensiven Austausch. Die 
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Weichen werden auf FNP-Ebene gestellt, die finale Behandlung erfolgt  in der verbindlichen 
Bauleitplanung. 
 
Größe der Waldfläche 
Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten hat darauf hingewiesen, dass die Größe der 
tatsächlichen Waldfläche ist nicht wie erwähnt 3,2 ha sondern 3,9 ha ist. Ebenso muss die 
Ersatzaufforstung analog dazu 3,9 ha betragen. 
 
Zum Einwand - Größe der Waldfläche 
Die genaue Anzahl der Hektar wird im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren exakt bestimmt. 
Erst auf dieser Ebene wird entschieden, wie viel Wald erhalten werden kann und wie viel Wald 
aufgeforstet werden muss.  
 
Lärmschutz  
Die geforderten Maßnahmenfestlegungen zur Einhaltung der Lärmschutzregelungen würden zu 
einer Einschränkung der universitären Nutzung führen. Die UTN könne das so nicht akzeptieren.  
 
Zum Einwand – Lärmschutz 
Die Festsetzungen zur Emissionskontingentierung werden auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung getroffen. Auf der Ebene des FNP kann es hier keine Regelung geben.  
 

Zeitliche Umsetzung 
Für den Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan, Änderung 8c: Bereich Brunecker 
Straße, Technische Universität Nürnberg soll die abschließende Behandlung der Stellungnahmen 
erfolgen und die Änderung 8c des FNP einschließlich der dazugehörigen Begründung mit 
Umweltbericht durch Beschluss festgestellt werden. 
 
Anschließend wird bei der Regierung von Mittelfranken der Antrag auf Genehmigung für die 
Änderung 8c des FNP: Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg gestellt. 
(Genehmigungspflicht gem. § 6 Abs. 1 BauGB). 
 
Kosten 
Für die Stadt Nürnberg fallen keine Kosten an.  
 
Fazit 
Durch die Änderung des FNP werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen für eine neue 
Universität auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung geschaffen.  
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Stadtplanungsamt

Änderung 8c     Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg 

Änderungsbereich
Zeichenerklärung

FNP8c - F - 01

Kartengrundlage: Stadt Nürnberg, Amt für Geoinformation und Bodenordnung, Stand 2001

Flächennutzungsplan der Stadt Nürnberg mit integriertem Landschaftsplan  

Sonderbauflächen
HochschuleHO

Kleingärten
Grünflächen

übergeordnete Freiraumverbindungen
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M 1:10.000
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ÖPNV

S
U

Ö  1Ö  1

11



Stadtplanungsamt 

 

 
 
 
 
 
 
 
 

Flächennutzungsplan der Stadt Nürnberg  
mit integriertem Landschaftsplan (FNP) 
 
Änderung 8c: Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg 
 
 
 

BEGRÜNDUNG 
 
 

     

Stand: 16.01.2024 

 

          Quelle: Hajo Dietz 
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BEGRÜNDUNG 
Flächennutzungsplan der Stadt Nürnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP) 
8c. Änderung: Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg 
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BEGRÜNDUNG 
Flächennutzungsplan der Stadt Nürnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP) 
8c. Änderung: Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg 
 
 
 

I. PLANBERICHT ÄNDERUNG FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 

I.1. ALLGEMEINES (GEBIET / RECHTSGRUNDLAGEN / VERFAHREN) 

I.1.1. RECHTSGRUNDLAGEN 

Grundlagen für die Änderung des wirksamen Flächennutzungsplans sind das Baugesetzbuch 
(BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zu-
letzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) und die 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBI. I S. 3786) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 
2023 I Nr. 176). 
 
Parallel zu der städtebaulichen Planung werden nach den Vorschriften des Bundesnatur-
schutzgesetzes (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist, und des Bayeri-
schen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) vom 23. Februar 2011 (GVBl. S. 82, BayRS 791-
1-U), das zuletzt durch Gesetz vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 723) geändert worden ist, 
die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege aufgezeigt und in die Änderung des 
FNP einbezogen. 
 
Der Umweltbericht (UB) als Ergebnis der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB bildet einen 
gesonderten Teil der Begründung zur Änderung des FNP. 
 

I.2. ANLASS ZUR ÄNDERUNG – PLANUNGSZIELE 

Die flächenhaften Darstellungen von gewerblichen Bauflächen und Verkehrsflächen/ Bahnan-
lagen im Flächennutzungsplan im Bereich der Brunecker Straße, Ingolstädter Straße entspre-
chen nicht mehr den aktuellen Erfordernissen des Bahnbetriebs und den Nutzungsabsichten 
der Eigentümerin sowie der Beschlusslage des Stadtrates der Stadt Nürnberg: 

 

 Die Nutzung als Bahnbetriebsfläche wurde inzwischen aufgegeben und die Betriebsan-
lagen der Bahn wurden vollständig rückgebaut. Mit Bescheid des zuständigen Eisenbahn-
Bundesamtes vom 28.05.2014 wurde das Areal fast vollständig (bis auf Flächen, die der-
zeit noch zur Erschließung von Bahnnutzungen benötigt werden) von der eisenbahnrecht-
lichen Widmung freigestellt (entwidmet). 
 

 Bereits im Jahre 2004 wurde zwischen der Stadt Nürnberg und den Eigentümern Deutsche 
Bahn AG (DB AG) sowie Aurelis Asset GmbH, vertreten durch die Aurelis Real Estate 
GmbH & Co.KG, eine Rahmenvereinbarung über die Entwicklung freiwerdender Bahnflä-
chen im Stadtgebiet unterzeichnet. Die Fläche des ehemaligen Südbahnhofs ist Teil dieser 
Rahmenvereinbarung; in einem begleitenden Steckbrief wurde als gemeinsames Nut-
zungsziel die Entwicklung als Gesamtkonzept mit einer Mischung von Wohnen und 
Dienstleistung/ Gewerbe sowie ca. 1/3 Grünflächen vereinbart. 
 

 In einer weiteren Vereinbarung zur städtebaulichen Entwicklung „Brunecker Straße“ 
(2014) wurde eine etappenweise Entwicklung auf Grundlage eines Stufenkonzepts (Mo-
dule I-IV) des Büros Albert Speer & Partner (AS&P) sowie die Durchführung eines städte-
baulichen und landschaftsplanerischen Wettbewerbs festgelegt. 
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 Der Wettbewerb wurde 2015 abgeschlossen. Der aus dem Wettbewerb hervorgegangene 
Siegerentwurf sollte die Grundlage für die geordnete städtebauliche Entwicklung des Are- 
als in Modulen (I-IV) bilden und in Planungsrecht umgesetzt werden. 
Mit der Entscheidung des Freistaates Bayern im Jahr 2017 für die Ansiedlung einer staatli-
chen Universität in Nürnberg änderten sich jedoch wesentliche städtebauliche Parameter 
für die Gesamtentwicklung des Gebiets und damit auch die Geschäftsgrundlage der Rah-
menvereinbarung von 2014. 
 

 Die Stadt Nürnberg initiierte deshalb die Überprüfung bzw. Neuausrichtung der Planungs- 
ziele für das Gesamtareal, welche im Stadtplanungsausschuss (AfS) am 19.07.2018 wie 
folgt beschlossen wurden: Modul II soll nun mit dem Schwerpunkt Urbanes Wohnen wei-
terentwickelt werden. In den Modulen IIIa, IIIb und IV sollen universitäre sowie entspre-
chende arrondierende Einrichtungen etabliert werden. 
 

 Die grundsätzliche Flächenaufteilung/ städtebauliche Kubatur gemäß Wettbewerbsergeb-
nis 2015 sowie das Planungsziel für das Modul I und die Grünflächenausstattung werden 
dadurch nicht in Frage gestellt. 
 

 Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die angestrebten Nutzungen 
ist die Aufstellung von Bebauungsplänen erforderlich, die gemäß § 8 Absatz 2 BauGB aus 
dem FNP entwickelt sein müssen. Da der FNP im Bereich der Brunecker Straße, Techni-
sche Universität Nürnberg nicht die angestrebte Entwicklung darstellt, wird dort dessen 
Änderung notwendig. 
 

 Nach Entscheidung für den Hochschulstandort Nürnberg wird für die Errichtung der Hoch-
schulgebäude eine zügige Baurechtschaffung angestrebt.  
 

 Um dies forcieren zu können, wurden die eingeleiteten Bauleitplanverfahren (FNP-Ände-
rung Nr. 8 und B-Plan Nr. 4600) für das Gesamtareal in einzelne Teilverfahren gesplittet. 
Aus dem am 28.04.2016 eingeleiteten Bebauungsplan Nr. 4600 für das Gesamtgebiet 
wurde der für den westlichen Teilbereich herausgelöste Bebauungsplan Nr. 4635 mit Ver-
öffentlichung im Amtsblatt am 16.10.2019 rechtsverbindlich. Parallel wurde hierzu das 
FNP-Änderungsverfahren 8a für den Bereich Brunecker Straße West durchgeführt und mit 
Veröffentlichung im Amtsblatt am 16.10.2019 wirksam.  
 

 In der weiteren Entwicklung wurde der zweite, östlich der Brunecker Straße liegende Teil-
bereich (Modul II) aus dem FNP-Änderungsverfahren Nr. 8 herausgelöst und als FNP-
Änderungsverfahren 8b für den Bereich Brunecker Straße, Ingolstädter Straße durchge-
führt. Der Feststellungsbeschluss wurde am 07.04.2022 vom Stadtplanungsausschuss 
getroffen. Am 04.11.2022 wurde die 8b.Änderung des Flächennutzungsplanes Bereich 
Brunecker Straße – Ingolstädter Straße gemäß § 6 Abs. 1 BauGB mit Hinweisen durch 
die Regierung von Mittelfranken genehmigt. Die FNP-Änderung wurde durch Bekanntma-
chung im Amtsblatt am 21.12.2022 wirksam. Zeitgleich wird für diesen Bereich der Bebau-
ungsplan Nr. 4652 – Ingolstädter Straße aufgestellt. 
 

 Im nächsten Entwicklungsschritt soll nun der fehlende Teil des FNP-Änderungsverfahrens 
8 als FNP-Änderung 8c für den Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürn-
berg durchgeführt werden. Zeitlich nachfolgend wird für diesen Bereich der Bebauungs-
plan Nr. 4656 – TU Nürnberg aufgestellt. Am 07.04.2022 wurde der Rahmenplan in der 
gemeinsamen Sitzung des Stadtplanungs- und Umweltausschusses als Grundlage der 
weiteren Planungen für die TU Nürnberg beschlossen.  
 

16



6 

 
Abbildung 1: Übersichtsplan zum Bebauungsplan Nr. 4600 "Brunecker Straße";    
Quelle:  Modul 1: Stadtplanungsamt Nürnberg / Modul 2: West 8, Rotterdam   
  UTN: Ferdinand Heide Architekt Planungsgesellschaft mbH / TOPOS Landschaftsplanung / 
  Straßenbahn: Verkehrsplanungsamt Nürnberg    

  Luftbild: Stadt Nürnberg 2020; Geobasisdaten © Bayrische Vermessungsverwaltung 
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I.3. GRUNDLAGEN DER PLANUNG 

I.3.1. BESTANDSANALYSE PLANUNGSBEREICH 

Der Änderungsbereich liegt im südlichen Stadtgebiet in den Gemarkungen Gibitzenhof und 
Gleißhammer und grenzt unmittelbar an den Änderungsbereich 8b an, dieser wiederum süd-
lich an die Innenstadt. Er hat eine Größe von ca. 39,4 ha und bildet den südlichen und süd-
westlichen Teil des ca. 90 ha großen Gesamtareals. Der Änderungsbereich wird im Norden 
durch das Modul II (FNP-Änderung 8b), im Osten durch die Münchener Straße, im Süden 
durch die Dr.-Luise-Herzberg Straße und im Westen durch das Modul I (FNP-Änderung 8a) 
begrenzt. 
 
Das Gesamtareal des ehemaligen Nürnberger Südbahnhofs ist weitestgehend eben. An den 
Grenzen zu umliegenden Gebieten (wie Hasenbuck im Nordwesten oder zu den Bahndäm- 
men) sind Höhenunterschiede vorhanden. Insgesamt ist ein leichtes Gefälle von Nordwest 
nach Südost erkennbar. Der westliche Teil des Areals, der sog. Annex, wird derzeit noch -
zeitlich befristet- gewerblich genutzt. Der dort ansässige Betrieb besitzt einen Pachtvertrag mit 
befristeter Laufzeit. Hier befindet sich ein Logistikbetrieb für den Umschlag von fabrikneuen 
Kfzs.  
 
Der Freistaat Bayern bebaut derzeit an der Dr.-Luise-Herzberg Straße das Areal mit zwei In-
terimsgebäuden für die Technische Universität Nürnberg (UTN) bzw. der Technischen Hoch-
schule Nürnberg (THN) (in Kooperation mit der UTN), welche nach § 34 BauGB genehmigt 
wurden (siehe Gesamtübersichtsplan). Der Großteil des Areals ist ungenutzt und liegt derzeit 
brach.  
 
Weiterhin befindet sich im Änderungsbereich eine Kleingartenanlage an der Nerzstraße. Öst-
lich liegt das Grundstück mit der Flurnummer 466/451, Gemarkung Gibitzenhof, welches sich 
nicht im Eigentum der Stadt Nürnberg oder des Freistaates Bayern befindet.  
 
Die Erschließung des Gebietes von Osten erfolgt derzeit über den Knotenpunkt Flachweiher 
an der nördlichen Grenze des Geltungsbereiches sowie der neu gebauten Dr.-Luise-Herzberg-
Straße im Süden des Areals. Vom Westen ist eine Zufahrt über die Nerzstraße möglich. Um 
quartiersfremden Verkehr aus dem Gebiet zu halten, ist und bleibt eine Durchfahrung für den 
Kfz-Verkehr nicht möglich.  
 
Folgende Faktoren prädestinieren das Gesamtareal des ehemaligen Südbahnhofs für eine voll-
ständige städtebauliche Neuordnung und Entwicklung: 
 

 die Lage in unmittelbarer Innenstadtnähe, 
 Wiedernutzbarmachung von Flächen durch Konversion 
 die verkehrsgünstige Lage mit direkter Anbindung über die Münchener Straße an das ört- 

liche und überörtliche Hauptverkehrsstraßennetz und übergeordnete Radwegeverbindun-
gen sowie mit direkter Anbindung an die bestehende U-Bahn und geplante Straßenbahn-
verlängerung mit zwei Haltestellen im Änderungsbereich sowie künftigen Haltestellen des 
Busverkehrs im Bereich des Knotenpunktes (KP) Flachweiher 

 die Nähe zum Volkspark Dutzendteich mit vielfältigen Naherholungs- und Freizeitmöglich- 
keiten 

 sowie umfangreiche freie Flächen mit Eignung zur Deckung städtischer Flächenbedarfe 
für Wohnen, Gewerbe/ Dienstleistung, universitäre Nutzung und Grün. 
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I.3.2. PLANERISCHE VORGABEN/ VORHANDENES PLANUNGSRECHT 

I.3.2.1. Planungsrechtliche Vorgaben 

Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP)  
 
Das am 1. September 2013 in Kraft getretene LEP (inklusive der am 01.01.2020 in Kraft ge-
tretenen Teilfortschreibung) definiert u.a. folgende Ziele, an die die Bauleitplanung anzupas-
sen ist:  
 

 In den Siedlungsgebieten sind die vorhandenen Potenziale der Innenentwicklung mög-
lichst vorrangig zu nutzen (3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung).  

 Die Verkehrsinfrastruktur ist in ihrem Bestand leistungsfähig zu erhalten und durch Aus-
, Um- und Neubaumaßnahmen nachhaltig zu ergänzen (4.1.1 Leistungsfähige Verkehrs-
infrastruktur). 

 
Zudem sollen Planungen insbesondere folgende Grundsätze berücksichtigen: 
 

 Es sollen die Grundlagen für eine bedarfsgerechte Bereitstellung und Sicherung von Ar-
beitsplätzen, Wohnraum sowie Einrichtungen der Daseinsvorsorge und zur Versorgung 
mit Gütern geschaffen oder erhalten werden (1.1.1 Gleichwertige Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen). 

 Der Ressourcenverbrauch soll in allen Landesteilen vermindert werden. Unvermeidbare 
Eingriffe sollen ressourcenschonend erfolgen (1.1.3 Ressourcen schonen). 

 Das Radwegenetz soll erhalten und bedarfsgerecht ergänzt werden (4.4 Radverkehr). 

 Die Ausweisung von Bauflächen soll an einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung unter 
besonderer Berücksichtigung des demographischen Wandels und seiner Folgen ausge-
richtet werden. Flächensparende Siedlungs- und Erschließungsformen sollen unter Be-
rücksichtigung der ortsspezifischen Gegebenheiten angewendet werden (3.1 Flächenspa-
ren). 

 
Regionalplan/ Region Nürnberg (RP 7). 
 
Der am 01.07.1988 in Kraft getretene und laufend fortgeschriebene RP 7 konkretisiert die Ziele 
der Raumordnung und Landesplanung wie folgt (Auszug): 
 

 Mit der Neuerrichtung von Wohnungen soll auf eine Verbesserung der Wohnungsversor-
gung, insbesondere im Bereich des gemeinsamen Oberzentrums (…), hingewirkt werden. 
(RP 7 3.2.2 Wohnungswesen). 

 (…) Durch den Ausbau geeigneter Stadtteilzentren soll eine Entlastung der Stadtkerne 
angestrebt werden. (RP 7 3.4.1 Städtebau). 

 Bei der weiteren Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur sollen die Belange des öffentlichen 
Personenverkehrs und des Individualverkehrs aufeinander abgestimmt werden. (…) sol-
len der öffentlichen Personennahverkehr und der nicht motorisierte Individualverkehr (…) 
vorrangig ausgebaut und gefördert werden. (RP 7 4.1.3 Verkehrsleitbild). 

 Im Stadt- und Umlandbereich im großen Verdichtungsraum (…) soll sich die weitere städ-
tisch-industrielle Entwicklung verstärkt an der Belastbarkeit des Naturhaushalts orientie-
ren. Durch ein System von Grün- und sonstigen Freiflächen soll der starken Belastung der 
Luft entgegengewirkt, die Umweltqualität verbessert sowie zur Erhaltung und Verbesse-
rung der Erholungsnutzung beigetragen werden (RP 7 2.3.1.5 Gebietskategorien, Ökolo-
gisch-funktionelle Raumgliederung). 

 Die für die Erholung und aus ökologischen Gründen bedeutsamen Freiflächen (…) sollen 
in Verbindung mit den entsprechenden Gebieten (…) erhalten und zu einem Grün- und 
Freiflächensystem ausgebaut werden. (RP 7 2.3.2.1 Sozioökonomische Raumgliederung, 
Großer Verdichtungsraum Nürnberg/Fürth/Erlangen, Entwicklung der äußeren Verdich-
tungszone im Verdichtungsraum Nürnberg/Fürth/Erlangen. 
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 Die Versorgung der Studenten mit Plätzen in Studentenwohnheimen soll durch den ver-
stärkten Bau solcher Einrichtungen in den Städten Erlangen und Nürnberg verbessert 
werden (RP 7 8.3.3.3 Hochschule und Forschungseinrichtungen). 

 
vorhandenes Planungsrecht 
 
Derzeit beurteilt sich die Zulässigkeit von Vorhaben im Änderungsbereich grundsätzlich nach 
§ 34 BauGB. 

 
I.3.2.2. Fachrecht 

Im Änderungsbereich befinden sich nach §30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 BayNatSchG gesetzlich 
geschützte Biotope. Außerdem liegen Bereiche vor, die nach dem bayerischen Waldgesetz 
als Waldflächen einzustufen sind. Im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung werden die 
Auswirkungen der Planung auf die streng geschützten Tierarten und geeignete Maßnahmen 
zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gem. § 44 BNatSchG dargestellt.  

 
Im Änderungsbereich befinden sich noch gewidmete Bahnflächen. Diese dienen derzeit noch 
der Erschließung Modul I. Mit Bescheid des zuständigen Eisenbahn-Bundesamtes vom 
28.05.2014 wurde das Areal fast vollständig (bis auf Flächen, die derzeit noch zur Erschlie-
ßung von Bahnnutzungen benötigt werden) von der eisenbahnrechtlichen Widmung freige-
stellt (entwidmet). 
 
Derzeit läuft das Planfeststellungsverfahren zur Verlängerung der Straßenbahnlinie 7, welche 
entlang der Brunecker Straße geplant ist. Sie verläuft auch im Änderungsbereich und kreuzt 
diesen. Südlich des Änderungsbereiches führt die Trasse entlang der Dr.-Luise-Herzberg 
Straße weiter nach Osten bis zur U-Bahn-Haltestelle Bauernfeindstraße.  
 

I.3.3. SONSTIGE RAHMENBEDINGUNGEN 

Gesamtstädtische Flächenbedarfe 
 

In mehreren Fachgutachten hat die Stadt Nürnberg die aus der absehbaren städtebaulichen 
Entwicklung resultierenden Flächenansprüche ermittelt und begründet: 
 

Nach dem Gutachten der GEWOS - Institut für Stadt-, Regional- und Wohnforschung 
GmbH zum wohnungspolitischen Konzept Wohnen im Jahr 2025 beträgt der Bedarf an 
Flächen für den Wohnungsbau bis zum Jahr 2025 rund 183 ha (in der mittleren Prognose-
variante). Die Gegenüberstellung von Nachfrage und vorhandenen Potentialflächen zeigt, 
dass die Flächenreserven nicht zur Bedarfsdeckung ausreichen. Wenn die Wohnbauflä-
chen nicht in erforderlichem Maße zur Verfügung stehen, wird sich die Situation auf dem 
Wohnungsmarkt weiter anspannen. Dies wird eine fortgesetzte dynamische Preisentwick-
lung zur Folge haben, verbunden mit der Abwanderung eines Teils der Nachfrager ins 
Umland und wachsenden Marktzugangsproblemen für Haushalte mit geringem Einkom-
men. Das Gutachten wurde am 29.10.2015 im Stadtplanungsausschuss vorgestellt, ein 
weiterer Bericht erfolgte im Stadtplanungsausschuss am 27.10.2022. 
 

Die städtebauliche Neuordnung des Gesamtareals an der Brunecker Straße soll dieser pre-
kären Entwicklung entgegenwirken. 
 

 Im Rahmen des Masterplan Gewerbeflächen aus dem Jahr 2020 wurde ein Korridor für den 
Gewerbeflächenbruttobedarf bis zum Jahr 2035 zwischen 261 und 320 ha ermittelt. Dieser 
theoretische Wert bezieht sich ausschließlich auf die Nachfrage nach GE- und GI-Flächen 
und umfasst nicht die Nachfrage nach Büroflächen. Nur ein hinreichendes bedarfsgerechtes 
Angebot an Gewerbeflächen kann Abwanderung verhindern und Arbeits- und Ausbildungs-
plätze sowie lokale Wertschöpfungsketten erhalten. Der Masterplan Gewerbeflächen wurde 
am 21.10.2020 vom Stadtrat beschlossen. 
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 Im Masterplan Freiraum, bestehend aus dem Leitbild „Kompaktes grünes Nürnberg 2030“ 
sowie dem gesamtstädtischen Freiraumkonzept, wird die Entwicklung von neuen qualitäts-
vollen Freiräumen als wichtiges Ziel bei langfristigen städtebaulichen Entwicklungen und 
kurzfristigen Transformationen definiert. Für die Brunecker Straße wird als entsprechendes 
Ziel eine „Grüne Mitte“ von ca. 30 ha, inklusive eines 7 – 10 ha großen Stadtteilparks, for-
muliert. Der Masterplan Freiraum wurde am 12.03.2014 im Umweltausschuss und am 
27.03.2014 im Stadtplanungsausschuss behandelt. 

 Der Baulandbeschluss wurde durch den Stadtrat der Stadt Nürnberg am 24.05.2017 be-
schlossen. Er wurde im Amtsblatt Nr. 12 der Stadt Nürnberg am 14.06.2017 ortsüblich be-
kannt gemacht und trat damit in Kraft. Mittlerweile wurde die zweite Änderung durchgeführt. 
Der Baulandbeschluss wurde nach Begutachtung durch den Stadtplanungsausschuss der 
Stadt Nürnberg am 30.01.2020 durch Beschluss des Stadtrates am 05.02.2020 geändert. 
Es handelt sich um eine Klarstellung in Punkt A3: "Grenzen". 

 
Durch die Entscheidung des Freistaats Bayern für einen Universitätsstandort in Nürnberg 
werden zusätzliche/neue Flächenbedarfe für die Ansiedelung einer Hochschule generiert. 
Mit der Auswahl der Module III und IV an der Brunecker Straße als Universitätscampus müs-
sen die Flächenbedarfe für die Hochschule innerhalb dieser Module mit den Bedarfen an 
gewerblichen Bauflächen abgeglichen werden. 

 
Eigentumsverhältnisse 

 

Der Großteil der neu zu ordnenden Flächen befinden sich im Besitz des Freistaats Bayern. 
Entlang der Münchener Straße befinden sich städtische Flächen. Da der Geltungsbereich für 
das notwendige Planfeststellungsverfahren zur Verlängerung der Straßenbahnlinie 7 noch 
nicht final festgelegt ist, werden noch Grundstücksanpassungen im Westen des Änderungs-
bereiches notwendig. Die benötigten Flächen werden in das Eigentum der Stadt Nürnberg 
übergehen. Die südliche Erschließungsstraße (Dr.-Luise-Herzberg-Straße) wurde von der 
Aurelis Asset GmbH errichtet und an die Stadt Nürnberg übergeben. Zusätzlich plant der 
Freistaat Restflächen, u.a. südlich der Erschließungsstraße, an die Stadt Nürnberg zu veräu-
ßern. Im Westen des Annexes liegt das Grundstück mit der Flurnummer 466/451, Gemarkung 
Gibitzenhof, welches sich weder im Eigentum der Stadt Nürnberg noch im Eigentum des Frei-
staates Bayern befindet.  
 

I.4. ZIELE UND ZWECKE DER PLANUNG 

I.4.1. KONZEPT 

Ein 2015 durchgeführter städtebaulicher und landschaftsplanerischer Ideen- und Planungs-
wettbewerb zur „Brunecker Straße (ehem. Südbahnhof)“ in Nürnberg bildet den Ausgangs-
punkt der zukünftigen Entwicklung des Gesamtareals Brunecker Straße. Gewinner des Wett-
bewerbs war das Büro West 8 urban design & landscape architecture, Rotterdam. 
 
Deren Planungskonzept stellt die Basis eines auszuarbeitenden Rahmenplans dar. Dieser 
bildet wiederum die Grundlage für die erforderlichen Bauleitplanverfahren. Für die Flächen-
nutzungsplan-Änderung wurde er in die entsprechende Darstellung „übersetzt“. 
 
Aufgrund der aktuellen Bedarfe an Siedlungsflächen für Wohnen, Gewerbe und der Techni-
schen Universität Nürnberg (UTN), aber auch für innerstädtische Freiflächen, soll die Bau-
rechtsschaffung forciert werden. Die Bearbeitung des Gesamtgebietes in Teilabschnitten soll 
die Baurechtsschaffung zusätzlich beschleunigen. 
 
Das Gesamtareal ist aus gesamtstädtischer Sicht ein Bindeglied zwischen der Nürnberger In-
nenstadt und dem Volkspark Dutzendteich. Zentrales Element des Entwurfs von West 8 ist der 
Grünzug „Grüne Mitte“ vom Hasenbuck zum Dutzendteich. Im Westen eignet sich der Brun-
ecker Park mit seinen Spielplätzen und den mit Bäumen bestandenen Rasenflächen vor allem 
als Nachbarschaftstreff, der Quartiersbildung und zur passiven Erholung, während der „Aktiv-
park“ im Osten des Parks mit seinem Sportflächenangebot und mit Raum für lärmintensivere 
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Veranstaltungen der Bewegung dient. Dieser Parkbereich kann quartiersübergreifend genutzt 
werden und steht ähnlich wie der Volkspark Dutzendteich allen Nürnbergern zur Verfügung. 
Auf der Fläche des Universitätscampus wird ebenfalls eine zentral situierte „Campuswiese“ 
entstehen. Die bestehende, schützenswerte Vegetation wird in die Gestaltung der Freiflächen 
integriert. Ein weiterer Grünbereich „Lichtenreuth naturnah“, liegt südlich des Änderungsbe-
reichs. Diese Grünflächen dienen vorwiegend dem ökologischen Ausgleich und dem Arten-
schutz. Die Kleingartensiedlungen am Ende der Brunecker Straße sowie an der Nerzstraße 
sollen erhalten werden. Die Freiräume mit ihren unterschiedlichen Charakteristiken können als 
Struktur- und Gestaltgerüst für einen langfristig flexiblen Städtebau fungieren. 
 
Nördlich und südlich des zentralen Grünzuges erstrecken sich Siedlungsgebiete, die in vier 
selbständige Module unterteilt werden können, für die gemäß Wettbewerbsergebnis von 2015 
folgende Nutzungen vorgesehen waren: 
 
 Modul I: Wohnen am Hasenbuck, südöstlich direkt angrenzend an die Hasenbucksiedlung 

mit dazugehörigen Gemeinbedarfseinrichtungen, wie Schulen, Kindertagesstätten und 
Spielplätzen etc. 

 
 Modul II: Urbane Nutzungen mit einer Mischung aus Wohnen (inklusive Kindertagesstätten 

in integrierter Bauweise) und Gewerbe zwischen der Ingolstädter Straße und dem zentra-
len Grünzug. 

 
 Modul III (Teile a und b): gewerbliche Bauflächen im südlichen Bereich des Gebiets. Dieser 

Bereich ist durch die Lärmemissionen des Rangierbahnhofs für Wohnnutzung ungeeignet 
und soll mit universitätsnahen Einrichtungen besiedelt werden.  

 
 Modul IV: der zentrale Bereich, als dessen künftige Nutzung die UTN vorgesehen ist. 
 

Diese modulare Grundstruktur besitzt ein hohes Maß an Resilienz und ermöglicht diverse Ent-
wicklungsoptionen. 
 
In Folge der Ansiedlung der Technischen Universität Nürnberg (UTN) in die Module III und IV 
wurde beschlossen, dass das Modul II entgegen dem Wettbewerbsergebnis ebenfalls einen 
wesentlichen Wohnschwerpunkt umfassen soll. Entsprechend soll hier nun ein urbanes, ge-
mischtes Gebiet geschaffen werden. 
 
Für das Modul südöstlich der Brunecker Straße (Modul III und IV) und somit dem Änderungs-
bereich sollen folgende Planungsziele umgesetzt werden: 
 

 Das Areal östlich der Brunecker Straße und westlich der Münchener Straße soll ein Sonder-
gebiet mit der Zweckbestimmung Hochschule werden. Es stellt die Universitätsflächen süd-
lich des Moduls II und östlich des Moduls I dar.  

 Im Gebiet ist vor allem die Universitätsnutzung (Vorlesungs-, Forschungs- und Verwaltungs-
gebäude, Labore sowie Bauten für die Infrastruktur) vorgesehen. Außerdem sollen neben 
Cafeterien, Sportstätten, etc. auch Studentenwohnheime und eine Kindertagesstätte unter-
gebracht werden.  

 Im westlichen Finger (=sog. Annex), der sich südlich des U-Bahn-Abschnitts Hasenbuck – 
Bauernfeindstraße befindet, sollen vorwiegend externe universitätsnahe Einrichtungen an-
gesiedelt und die vorhandene Kleingartenanlage erhalten werden.  

 
Das Quartier soll städtebaulich so geordnet werden, dass dessen Nutzer vor schädlichen Um-
welteinflüssen, wie Lärm oder Luftverschmutzung geschützt werden. Als primäre Erschließung 
wird die Nutzung von Fahrrad und ÖPNV angestrebt.  
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I.4.2. VERKEHR 

Die Bauflächen des Änderungsbereiches werden zukünftig über die Münchener Straße er-
schlossen. Auf dem Areal des Freistaates sollen drei Parkhäuser entstehen. Die Erschließung 
aller Parkhäuser erfolgt über die Münchener Straße. Die Zufahrt zu dem Parkhaus im Norden 
erfolgt über den Knotenpunkt Flachweiher an der südlichen Parkkante. Das südlich liegende 
Parkhaus auf dem Campus sowie das Parkhaus im Annex werden über die neu errichtete Dr.-
Luise-Herzberg-Straße erschlossen. Die Dr.-Luise-Herzberg-Straße agiert außerdem als Er-
schließung des Annexes und des Railports. Es wird keine Verkehrsanbindung für den motori-
sierten Verkehr zur Brunecker Straße geben, um Durchgangsverkehr zu vermeiden. Da die 
Münchener Straße bereits heute an ihre Kapazitätsgrenze stößt, kommt dem ÖPNV sowie der 
Erschließung mit dem Fahrrad und zu Fuß über ein dichtes und attraktives Wegenetz eine 
zentrale Bedeutung zu. Zu diesem Zweck soll das Universitätsareal weitestgehend autoarm 
konzipiert werden. Außer den Erschließungsstraßen der Parkhäuser werden keine weiteren 
für den MIV zugängliche Straßen errichtet werden. Die Campusgebäude werden ausschließ-
lich zu Fuß oder per Rad erreichbar sein (Ausnahme: Rettungs-& Lieferverkehr, besonders 
Berechtigte). Hinzu kommt die Verlängerung der heutigen Straßenbahnlinie 7 durch den Än-
derungsbereich mit zwei Haltestellen. In kurzer Entfernung liegen zudem die U-Bahnhaltestel-
len „Hasenbuck“ sowie „Bauernfeindstraße“, welche für eine gute ÖPNV-Erschließung sorgen. 
An der Münchener Straße existiert die Haltestelle „Oskar-von-Miller-Straße“ welche von der 
Buslinien 53 und Einzelfahrten der Linien 92 und 93 angefahren wird.  
 
In einer ersten Betrachtung der verkehrlichen Auswirkungen wurde u.a. eine „Vollaufsiedelung“ 
betrachtet. Dabei zeigte sich, dass in der morgendlichen Spitzenstunde zwischen 7:30 Uhr und 
8:30 Uhr eine leistungsfähige Verkehrsabwicklung am Knoten Bauernfeindstraße / Münchener 
Straße (weiter südlich des Änderungsbereiches gelegen) nicht möglich ist. In der Folge entste-
hen erhebliche Rückstaus. Zur Schaffung einer leistungsfähigen Verkehrsabwicklung ist eine 
Reduzierung des Verkehrs auf der Münchener Straße erforderlich. Wesentliche Potenziale zur 
Reduzierung der Kfz-Verkehrsstärken in der Münchener Straße sind in der modalen Verlage-
rung vom motorisierten Individualverkehr auf den Öffentlichen Verkehr und auf den Radverkehr 
zu sehen. Dies umfasst insbesondere die Verlagerungen des neu entstehenden Verkehrs 
(durch Modul II und Universität) sowie die Verlagerung stadtbezogener Relationen von / nach 
den südlichen Stadtteilen (Langwasser, Rangierbahnhof, Gartenstadt, etc.). 
 
Auch für die Entwicklung der Universität ist ein spezifisches Mobilitätskonzept zur Minderung 
des Verkehrs erforderlich, welches dann ebenfalls die Stärkung des ÖPNV und des Radver-
kehrs vorsieht. 
 

I.4.3. LANDSCHAFTSPLANUNG 

Südlich des Stadtteilparks soll auch auf den Flächen des Freistaats eine „Campuswiese“ ent-
stehen. Diese wird nördlich und südlich von einem Campus-Platz sowie östlich und westlich 
von durchgrünte Erschließungsachsen eingerahmt. In der westlichen Erschließungsachse 
kann der vorhandene Baumbestand einbezogen werden. Die bestehende, schützenswerte Ve-
getation wird in die Grünfläche integriert. Diese „Campuswiese“ soll im FNP künftig als Grün-
fläche dargestellt werden. Der schützenswerte Baumbestand als grünes Band im Osten ent-
lang der Münchener Straße bleibt außerdem weitgehend bestehen und wird nicht beeinträch-
tigt. 
Die konkrete Ausgestaltung erfolgt auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung bzw. der nach-
gelagerten Planungsebenen. Dementsprechend wird mit der Flächennutzungsplanänderung 
die Grünflächendarstellung am östlichen Rand des Änderungsbereichs verbreitert. 
 

I.4.4. GENDER UND DIVERSITY ASPEKTE 

In die städtebauliche Planung haben Aspekte des Gender Mainstreaming einzufließen.  
 
Ziel des Gender Mainstreaming ist eine gleichstellungsorientierte Planung mit einem räumli-
chen Angebot für die verschiedenen Gruppen und Alltagssituationen unter Berücksichtigung 
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der vielfältigen Lebensentwürfe, Bedürfnisse und Interessen. Es unterstützt eine kreative Aus-
einandersetzung mit Unterschieden in Alter, Geschlecht, sozialer und kultureller Herkunft bei 
der Entwicklung städtebaulicher Leitbilder in Abstimmungs- und Planungsprozessen. Bei jeder 
Planungsmaßnahme ist zu hinterfragen, welche geschlechts- und zielgruppenspezifischen As-
pekte wahrgenommen werden können und wie diese im Planungsprozess und in der Raum-
nutzung wirksam werden. Gendergerechte Quartiere spiegeln gesellschaftliche Vielfalt wider, 
sie sind barrierefrei, gut erschlossen und vernetzt und bieten Räume, die bedarfsgerecht in-
terpretier- und nutzbar sind. 
 
Wichtiger Aspekt der gendergerechten Planung ist die Lern-, Wohn- und Freiraumqualität. Die 
räumliche Verknüpfung zur Umgebung, die Anbindung an die umgebenden Ortsteile und die 
offene Landschaft sowie die gute Erreichbarkeit (ÖPNV) sind ebenfalls Ausdruck der gleich-
stellungsorientierten Planung. 
 
Im Änderungsbereich werden folgende Gender und Diversity-Aspekte berücksichtigt: 
 

 Die Gestaltung eines offenen Uni-Campus soll den Studierenden und Beschäftigten ne-
ben der Lehre als Erholungs- und Aktivitätsraum dienen, aber auch extensiv genutzte Flä-
chen für ökologische Belange vorhalten. Dadurch wird der Campus auch für Bevölke-
rungsgruppen der umliegenden Stadtquartiere geöffnet und fördert die soziale Durchmi-
schung. 

 Es werden neue Wegeverbindungen unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Nut-
zergruppen mit Fokus auf Fuß- und Radwegen sowie ÖPNV geschaffen. 

 Die Bebauung am Campus wird über die Campuswiese verknüpft und schafft kurze Wege. 

 Eine Mischung von Universität und universitätsnahen Einrichtungen schafft eine Brücke 
zwischen Lehre und Forschung sowie der Wirtschaft. 

 Der Bau von studentischem Wohnraum unterstützt die angestrebte Internationalisierung 
und leistet dadurch ebenfalls einen Beitrag zu Diversity im Quartier. 

 
Weitere Faktoren, welche aufgrund ihres Detaillierungsgrades keine FNP-Relevanz haben 
(barrierefreie Lage der Baukörper, Zugänge und Stellplätze, Lage und Ausführung von Fahr-
radabstellplätzen, Ausleuchtung von Gebäude und Freianlagen, offene Wegebeziehungen zur 
Vermeidung von Angsträumen) fließen in die verbindliche Bauleitplanung bzw. die Ausfüh-
rungsplanung ein. 
 

I.5. PRÜFUNG VON PLANUNGSALTERNATIVEN 

Das Stadtgebiet Nürnberg wurde hinsichtlich möglicher Standorte untersucht, die sich ähnlich 
wie das Gesamtareal Brunecker Straße eignen, zur Reduzierung des vorhandenen Bauflä-
chendefizites beizutragen. 
 
Es wurde deshalb die Betrachtung des Gesamtareals vorgenommen, weil es ein städtebaulich 
und funktional zusammenhängendes Konstrukt darstellt, und somit eine separate Prüfung von 
Alternativen zu einzelnen Teilbereichen nicht zielführend wäre. 
Ergebnis der Prüfung war, dass im gesamten Stadtgebiet derzeit keine verfügbaren Flächen 
in einer vergleichbaren Größenordnung und mit identischen Standortvorteilen existieren, die 
ein ähnliches Potenzial besitzen, einen nicht unerheblichen Teil der Bedarfe an Bauflächen so 
zeitnah abzudecken wie das Areal an der Brunecker Straße. Denn neben der Stadt Nürnberg 
sind auch die Grundstückseigentümer Freistaat Bayern und Aurelis gewillt, die Entwicklung mitzu-
tragen und eine zügige Umsetzung voranzutreiben. 
 

Alle denkbaren Planungsalternativen für das Gesamtareal des ehemaligen Südbahnhofes sind 
nicht geeignet, die städtischen Ziele und Flächenbedarfe in gleichem Maße wie die geplante 
Entwicklung zu erfüllen. Dies gilt insbesondere für das Gebot der Innenentwicklung und der 
größtmöglichen Schonung des Außenbereichs sowie des sparsamen und schonenden Um-
gangs mit Grund und Boden (§ 1 Abs. 5 S.3 sowie § 1a Abs. 2 S.1 BauGB): 
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 Die Variante einer vollständigen Bebauung des Areals ohne Grün- und Freiflächen würde 
die Ziele der städtischen Freiraumplanung und die heutigen Anforderungen an hochwertige 
Wohnsiedlungen und auch Gewerbegebiete ignorieren. 

 Die Variante, auf Bebauung zu verzichten und das Areal einer vollständigen Freiflächennut-
zung zuzuführen, ließe die städtischen Siedlungsflächenbedarfe unberücksichtigt und wi-
derspräche dem Gebot der Innenentwicklung (§ 1 Abs. 5 S. 3 BauGB). Die Finanzierung 
wäre völlig unklar, da die erheblichen Kosten für die Aufbereitung des Areals als nutzbare 
Grün- und Freifläche nicht durch Einnahmen aus der Veräußerung baureifer Flächen und 
Grundstücke gedeckt wären. 

 Ein Verzicht auf Entwicklung, d.h. die Beibehaltung des bestehenden Zustands, würde 
bedeuten, dass vorhandene Potenziale des Areals hinsichtlich seiner Lage im Stadtgebiet 
nicht genutzt würden und sich z.T. schon vorhandene städtebauliche Missstände, wie die 
hohe funktionale Schwäche, die das Gebiet heute aufweist, verfestigen könnten und sich 
Trading-down-Effekte auch in umliegenden Stadträumen ergeben könnten. 

 
Für eine Hochschulentwicklung in Nürnberg wurden verschiedene Flächen im Stadtgebiet ein-
gehend geprüft und bewertet. Entsprechend der Anforderungen der Bayerischen Staatsregie-
rung wurde ein Standort gesucht, der flächenmäßig ausreichend groß und langfristig entwick-
lungsfähig erscheint. Außerdem soll der Standort eine sehr gute verkehrliche Anbindung 
(ÖPNV und MIV) besitzen sowie die Einbindung der Hochschule in ein urbanes Umfeld ermög-
lichen. Für eine Entwicklung sollen die Grundstücke perspektivisch verfügbar sein. In den Fo-
kus gerieten u.a. Flächen im Bereich Boxdorf, Großgründlach und entlang der Erlanger Straße. 
Aufgrund der sehr heterogenen, kleinteiligen – fast ausschließlich privaten – Eigentumsverhält-
nisse im Zusammenhang mit den bedeutenden landwirtschaftlichen Nutzungen lässt sich hier 
ein ausbaufähiger Universitätsstandort nur schwer entwickeln. Auch eine Erschließung mit dem 
ÖPNV ist an diesen Standorten nicht gegeben. In Bezug auf die innenstadtnahen Flächen im 
Stadtteil Gostenhof wäre der zur Verfügung stehende Bereich räumlich zu klein. 
 
Dagegen erweist sich das Areal des ehemaligen Südbahnhofs als ausreichend groß und aus-
baufähig. Die Verlängerung der Straßenbahnlinie 7 in das Gebiet sowie die Nähe zu den U-
Bahn-Haltestellen „Hasenbuck“ und „Bauernfeindstraße“ sowie die Anbindung an die Münche-
ner Straße als Hauptverkehrsstraße gewährleisten eine hervorragende verkehrliche Anbin-
dung. Die Einbindung in ein urbanes Umfeld als auch die Nähe zu gewerblichen Standorten 
bieten Möglichkeiten des Austausches von Forschung, Lehre und Anwendungspraxis.  
 
Das Ergebnis des Standortvergleiches (siehe Anlage) sieht somit im neuen Stadtteil „Lichten-
reuth“ die einmalige Chance zur Verwirklichung eines ausbaufähigen, lebendigen und vielsei-
tigen Hochschulstandortes.  

 
I.6. INHALT DER ÄNDERUNG 

I.6.1. DERZEIT WIRKSAME DARSTELLUNG 

Die Flächen im Bereich des ehemaligen Südbahnhofs zwischen Hasenbucksiedlung und Ran-
gierbahnhof westlich der Brunecker Straße, im sog. Annex, sind im wirksamen Flächennut-
zungsplan der Stadt Nürnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP) als gewerbliche Bau-
fläche sowie als Verkehrsfläche/ Bahnanlage dargestellt.  
Die Fläche zwischen Brunecker und Münchener Straße ist von Osten nach Westen als eine 
Grünfläche, als Bahnanlage und als gewerbliche Baufläche dargestellt. 
 
Hinzu kommen die Darstellungen einer übergeordneten Freiraumverbindung vom Hasenbuck 
zum Volkspark Dutzendteich und die der U-Bahnlinie. Mehrere Flächen im Bereich der Bau-
flächendarstellungen sind gekennzeichnet als erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen be-
lastet oder als entsprechende Verdachtsflächen. 
 
Die südöstliche Fläche wird von einer Richtfunkstrecke tangiert. 
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I.6.2. KÜNFTIGE DARSTELLUNG INKL. KENNZEICHNUNGEN 

Der Großteil des Änderungsbereiches soll als Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung 
Hochschule dargestellt werden. Die „Campuswiese“ sowie der Gehölzstreifen entlang der 
Münchener Straße sollen als Grünflächen dargestellt werden. Die Kleingartenanlage an der 
Nerzstraße bleibt weiterhin bestehen.  
 
Von Nordwesten nach Südosten verläuft entlang der Grenze des Änderungsbereiches die U-
Bahnlinie U1, welche nachrichtlich übernommen wird. Parallel dazu liegt eine übergeordnete 
Freiraumverbindung, welche faktisch aber entlang der Planstraße B (Lorenz-Hagen-Straße) 
aus Modul I liegt und den Radweg entlang der Brunecker Straße mit der Nerzstraße verbindet.  
 
Da diverse Flurstücke im Änderungsbereich erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belas-
tet sind, werden in den einzelnen Nutzflächen Kennzeichnungen vorgenommen, die auf 
weitergehende notwendige Untersuchungen bzw. eine entsprechende Berücksichtigung in 
nachgelagerten Planungsebenen hinweisen sollen. Die Verortung und Überprüfung dieser Flä-
chen erfolgte im Verfahren, die Darstellungen wurden dementsprechend angepasst. 
 
Die konkrete Festlegung und planungsrechtliche Sicherung erforderlicher Lärmschutzmaßnah-
men wird durch verbindliche Festsetzungen im noch aufzustellenden Bebauungsplan Nr. 4656 
(UTN) erfolgen. 

Abbildung 2: FNP-Änderung 8a,  
Quelle: Stadt Nürnberg 

Abbildung 3: FNP-Änderung 8b, 
Quelle: Stadt Nürnberg 

Abbildung 5:Planungskonzept FNP-Änderung 8c, 
Quelle: Stadt Nürnberg 

Abbildung 4: wirksamer FNP im Änderungsbereich 
Quelle: Stadt Nürnberg 
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I.6.3. IN AUSSICHT GENOMMENE NACHRICHTLICHE ÜBERNAHME DER STRASSENBAHN-
TRASSE 

 
Die Stadt Nürnberg beabsichtigt die Verlängerung der 
Straßenbahnlinie 7 von ihrer derzeitigen Endhalte-
stelle Tristanstraße über die Frankenstraße hinweg, im 
Weiteren parallel zur Brunecker Straße verlaufend so-
wie im Süden des Entwicklungsgebiets am ehemali-
gen Südbahnhof nach Osten verschwenkend. Die Ver-
längerung umfasst eine Strecke von ca. 2 km und be-
inhaltet vier zusätzliche Haltestellen. Nach bisherigem 
Planungsstand soll die Straßenbahntrasse westlich 
der Münchener Straße bis an den bestehenden U-
Bahnhof Bauernfeindstraße herangeführt werden. 
Eine weitere Baustufe besteht in der Querung der 
Münchener Straße und die Fortführung der Straßen-
bahnlinie auf deren Ostseite zur Messe Ost an der 
Karl-Schönleben-Straße und ggf. weiter bis zum Klini-
kum Süd. Der in 2020 / 21 erfolgte und mit der Herstel-
lung der Dr.-Luise-Herzberg-Straße in Verbindung ste-
hende Umbau der Münchener Straße berücksichtigt 
diese Baustufe bereits.  
 
Das für die Straßenbahnverlängerung erforderliche 
Planfeststellungsverfahren erfolgt unter Federführung 
des Verkehrsplanungsamtes der Stadt Nürnberg in 
Zusammenarbeit mit der VAG Nürnberg. Im Stadtrat 
wurden am 04.03.2020 der Linienverlaufsplan ent-
sprechend des o.g. Trassenverlaufs beschlossen. 
Derzeit werden die technischen Planungen vergeben, 
nach deren Erarbeitung sollen die Planfeststellungs-
unterlagen erstellt werden.  
 
Die nachrichtliche Übernahme der Straßenbahntrasse 
erfolgt im FNP gemäß § 5 Abs. 4 BauGB. Eine Stra-
ßenbahntrasse als bereits planfestgestelltes Vorhaben 
ist nachrichtlich zu übernehmen. Wenn eine derartige 
Festsetzung bei der Straßenbahntrasse erst in Aus-
sicht genommen ist, ist der im Änderungsbereich lie-
gende Trassenabschnitt zu vermerken. 
 
Außerhalb des Änderungsbereichs kann die Straßen-
bahntrasse als nachrichtliche Übernahme erst in den 
gesamt-FNP aufgenommen werden, wenn nach Ab-
schluss des o.g. Planfeststellungsverfahrens entweder 
eine Aktualisierung (sämtlicher) nachrichtlicher Über-
nahmen erfolgt oder in den entsprechenden Bereichen 
(nördlich bzw. südlich des Änderungsbereichs) ein 
neues FNP-Änderungsverfahren durchgeführt und 
wirksam wird.  
 
 
  

FNP-Ä 8b 
 

(Modul II) 

Abbildung 6: Linienverlaufsplan, Stand 01/2020; Quelle: Stadt 
Nürnberg; Geobasisdaten © Bayer. Vermessungsverwaltung 

 

FNP-Ä-8c 
 
(UTN) 
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I.6.4. FLÄCHENBILANZ 

 
Die Größe des gesamten Änderungsbereiches beträgt ca. 39,4 ha (100 %). 

  

 

 
 
Tabelle 1: Flächenbilanz 

Art der Darstellung Bisherige FNP-Darstellung Künftige FNP-Darstellung Änderung 

  ca. [ha]  Anteil [%] ca. [ha] Anteil [%] ca. [ha] 

Sonderbauflächen 0 0 33,3 84,6  + 33,3 

Grünfläche „Grüne Mitte“ 0 0 0,8 2,0 + 0,8 

Grünfläche an der Mün-
chener Straße 

2,0 5,1  4,3 10,8  + 2,3 

Grünflächen/ Kleingarten-
anlage 

1,0 2,6  1,0 2,6  0 

Gewerbliche Baufläche  14,8  38  0,0 0,0  - 14,8  

Bahnanlagen 21,5 54  0,0 0,0  -21,5  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 6: wirksamer FNP im Änderungsbereich 
Quelle: Stadt Nürnberg 

Abbildung 7:Planungskonzept FNP-Änderung 8c, 
Quelle: Stadt Nürnberg 
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I.7. BETEILIGUNGEN 

FNP-Änderungsverfahren 8 
 

I.7.1. FRÜHZEITIGE BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLI-
CHER BELANGE GEMÄSS § 4 ABS. 1 BAUGB 

 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit vom 01.06.2016 bis einschließlich 01.07.2016 auf Grund-
lage der Planungsalternativen zur 8. Änderung des FNP Nr. 13-FNP08-3a (Variante Wohnen 
im Südosten des Entwicklungsgebietes) und -3b (Variante Gewerbe im Südosten des Entwick-
lungsgebietes) statt. Es besteht überwiegend Einvernehmen mit der Planung bei den Beteilig-
ten. Lediglich zu Einzelheiten östlich der Brunecker Straße existieren Dissense. Dazu gehört 
auch der Wunsch der Messe Nürnberg, Flächen für ihre potentielle Erweiterung im Bereich 
der ökologischen und artenschutzrechtlichen Ausgleichsfläche „Lichtenreuth naturnah“ vorzu-
sehen. Die Ergebnisse der frühzeitigen Beteiligung von Behörden und Trägern öffentlicher 
Belange wurden – sofern erforderlich – mit den jeweiligen Fachdienststellen abgestimmt und 
abgewogen (siehe Punkt Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. Planrecht-
fertigung/ Auswirkungen/ Abwägung). Anregungen, welche aufgrund ihres Detaillierungsgra-
des keine FNP-Relevanz haben, wurden an die Ebene der Bebauungsplanung weitergegeben.  

 
I.7.2. FRÜHZEITIGE ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG GEMÄSS § 3 ABS. 1 BAUGB 

Am 28.10.2015 hat der Stadtrat der Stadt Nürnberg die Einleitung und frühzeitige Öffentlich-
keitsbeteiligung beschlossen. Dieser Beschluss wurde am 18.11.2015 im Amtsblatt der Stadt 
Nürnberg ortsüblich bekanntgemacht. Vom 25.11.2015 bis einschließlich 23.12.2015 wurde die 
frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit mit öffentlicher Unterrichtung gemäß 
§ 3 Abs. 1 BauGB auf Grundlage der Planungsalternativen zur 8. Änderung des FNP NR. 13-
FNP08-2a (Variante Wohnen im Südosten des Entwicklungsgebietes) und -2b (Variante Ge-
werbe im Südosten des Entwicklungsgebietes) vom 24.09.2015 durchgeführt. Zeitgleich fand 
eine themenbezogene elektronische Partizipation statt.  
 
Am 28.04.2016 wurde im Stadtplanungsausschuss (AfS) über die Ergebnisse berichtet. Einge-
gangene planungsrelevante Anregungen beziehen sich weitgehend auf die Flächen östlich der 
Brunecker Straße. Ein Bürger würde eine weitere U-Bahnhaltestelle der U1 der Verlängerung 
der Straßenbahn ins Gebiet vorziehen. Die Bedeutung einer guten verkehrlichen Anbindung 
des Quartiers an die Gesamtstadt sowie das Umland wird herausgestellt. Sehr positiv wurden 
die ausgeprägten Grünzüge in der Planung beurteilt. Bestehende Biotopstrukturen sollen er-
fasst, erhalten und in ihrer Entwicklungsfähigkeit unterstützt werden. In diesem Zusammenhang 
wurde auf vorgezogene ceF-Maßnahmen verwiesen.  
 

FNP-Änderungsverfahren 8c 
 

I.7.3. EINLEITUNG DES VERFAHRENS   

Am 04.03.2020 hat der Stadtrat der Stadt Nürnberg die Einleitung auf Grundlage des Plans 
Nr. FNP8c - U – 01 vom 17.02.2020 beschlossen. Dieser Beschluss wurde am 18.03.2020 im 
Amtsblatt der Stadt Nürnberg ortsüblich bekanntgemacht.  
 

I.7.4. ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG GEMÄSS § 3 ABS. 2 BAUGB 

Am 21.09.2023 begutachtete der Stadtplanungsausschuss (AfS) den Entwurf des Flächennut-
zungsplans der Stadt Nürnberg mit integriertem Landschaftsplan (FNP) Änderung 8c: Bereich 
Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg. Auf Empfehlung des AfS, billigte der 
Stadtrat am 27.09.2023 den vorliegenden Entwurf und beschloss die Durchführung der öffent-
lichen Auslegung. Die Bekanntgabe erfolgte im Amtsblatt der Stadt Nürnberg, mit der Ausgabe 
Nr. 22 vom 25.10.2023. 
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I.7.5. BETEILIGUNG DER BEHÖRDEN UND SONSTIGEN TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE 
GEMÄSS § 4 ABS. 2 BAUGB 

Parallel dazu, in der Zeit vom 11.02.2023 bis einschließlich 04.12.2023 fand die Beteiligung 

der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB statt.  

Es gingen 20 Stellungnahmen von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange ein, 
davon 16 Stellungnahmen ohne Einwendungen bzw. mit Hinweisen, die entweder keine spe-
zifische Signifikanz für das Planungsgebiet aufweisen oder erst im Rahmen der Umsetzungs-
ebene oder im Rahmen der Erschließungsplanung zu beachten sind. Drei Stellungnahmen 
erhielten für die Ebene des FNP relevante Inhalte zu den Themen Wald, Abwasser und Kampf-
mittel. Die Stellungnahmen sind inhaltlich gekürzt und auf die wesentlichen Thematiken redu-
ziert widergegeben. Die Originalschreiben befinden sich in der Bebauungsplan-Akte, die in der 
Sitzung des Stadtplanungsausschusses aufliegt und dort eingesehen werden kann. Bereits 
vor dem Ausschuss ist eine Einsicht im Stadtplanungsamt, Lorenzer Straße 30, Zimmer 501 
(5. Obergeschoss) während der allgemeinen Dienststunden (Montag, Dienstag und Donners-
tag von 8:30 Uhr bis 15:30 Uhr, Mittwoch und Freitag von 8:30 Uhr bis 12:30 Uhr) möglich. 
 
Erhalt der Flächensubstanz Wald 
Sowohl der Planungsverband, als auch die Regierung von Mittelfranken würden beanstanden, 
dass es bei der Standortwahl des Gebietes zum Wegfall schützenswerter Waldfläche kommt. 
Das würde im Widerspruch zu den Zielen des Regionalplans (PR7) stehen.  
 
Zum Einwand – Erhalt der Flächensubstanz Wald 
Im Vorfeld gab es eine Alternativenprüfung, die insgesamt sieben Standorte im Stadtgebiet 
miteinander verglich. Verschiedene relevante Bedingungen und Kriterien, wie z.B. Planungs-
recht, Anbindung, Eigentumsverhältnisse, usw. wurden gegenübergestellt – mit dem Ergebnis, 
dass die Brachfläche um die Brunecker Straße, das mit Abstand bestmögliche Arial im Bereich 
des Gemeindegebietes und den daraus resultierenden Entwicklungsmöglichkeiten darstellt. 
Im Zuge der kommunalen Abwägung fiel die Wahl auf dieses Gebiet. Den Zielen und Grunds-
ätzen des Regionalplans Nürnberg (RP 7) folgend, wird zudem mit der Neuansiedlung der 
Technischen Universität ebenso Rechnung getragen (8.3.3. Hochschulen und Forschungsein-
richtungen). 
Die entlang der Münchner Straße bereits gewachsene, existierende Vegetation und vornehm-
liche Waldfläche wird in der verbindlichen Bauleitplanung mit dem Bebauungsplan 4652 „In-
golstädter Straße“ zum Erhalt festgesetzt. Auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung ist 
diese für die Darstellung allerdings zu gering. 
 
Sicherstellung der Abwasserentsorgung 
Laut dem Wasserwirtschaftsamt sei die Ausweisung dieser Baufläche im aktuellen abwasser-
technischen Entwurf der Stadt Nürnberg noch nicht enthalten. Der abwassertechnische Ent-
wurf und die hierauf aufbauende Schmutzwasserfrachtberechnung wäre auf Grund der damit 
geänderten Rahmenbedingungen fortzuschreiben. Die Abwassertechnische Erschließung sei 
erst dann zu Beurteilen.  
 
Zum Einwand – Sicherstellung der Abwasserentsorgung 
Dem Wasserwirtschaftsamt wurde bereits mit Schreiben vom 10.11.2022 eine überarbeitete 
Schmutzfrachtberechnung übergeben, die auch das Gebiet Brunecker Straße enthält. Die Ab-
wasserentsorgung für das Gebiet ist sichergestellt.  
 
Kampfmittelsicherheit und Baumerhalt 
Die Immobilien Freistaat Bayern bemängelte, dass die Gutachten in Bezug auf die im Boden 
befindlichen Kampfmittel noch nicht so detailliert angefertigt wurden. 
 
Zum Einwand Kampfmittelsicherheit und Baumerhalt 
Die Immobilien Freistaat Bayern überarbeiteten ihre Stellungnahme in Bezug auf die im lau-
fenden Verfahren neu gewonnenen Erkenntnisse betreffend den Erhalt von Grünstrukturen 
und Bäumen, was einen Zielkonflikt mit dem Sicherheitsziel der Kampfmittelräumung gibt. Zur 
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Klärung befinden sich das Staatliche Bauamt Erlangen-Nürnberg in einem intensiven Aus-
tausch mit dem Umweltamt der Stadt Nürnberg. Die Weichen werden auf FNP-Ebene gestellt, 
die finale Ausarbeitung wird in der verbindlichen Bauleitplanung ausgearbeitet.  
 
Größe der Waldfläche 
Das Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten wies darauf hin, dass die Größe der tat-
sächlichen Waldfläche ist nicht wie erwähnt 3,2 ha sondern 3,9 ha sein. Ebenso muss die 
Ersatzaufforstung analog dazu 3,9 ha betragen. 
 
Zum Einwand Größe der Waldfläche 
Die genaue Anzahl der Hektar wird im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren exakt be-
stimmt.  
 
Lärmschutz  
Die geforderten Maßnahmenfestlegungen zur Einhaltung der Lärmschutzregelungen würden 
zu einer Einschränkung der universitären Nutzung führen. Die UTN könne das so nicht akzep-
tieren.  
 
Zum Einwand – Lärmschutz 
Die Festsetzungen zur Emissionskontingentierung werden auf Ebene der verbindlichen Bau-
leitplanung getroffen. Auf der Ebene des FNP kann es hier keine Regelung geben. 
 
 

I.8.  ZUSAMMENFASSUNG UMWELTBERICHT 

Im Bereich des ehemaligen Südbahnhofs an der Brunecker Straße soll das frühere Bahnbe-
triebsgelände einer neuen Nutzung zugeführt werden. Diese sieht im Gesamtkonzept für das 
Areal des ehemaligen Südbahnhofes eine Mischung aus Wohnen, Dienstleistung/Gewerbe so-
wie Grünflächen vor. Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die ange-
strebte Nutzung ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich, der gemäß § 8 Abs. 2 
BauGB aus dem Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP) zu entwickeln 
ist. Hierzu wurde im Stadtplanungsausschuss am 28.04.2016 ein Verfahren zur Aufstellung des 
Bebauungsplans Nr. 4600 sowie zur Änderung 8 des Flächennutzungsplans eingeleitet. 
 
Mit der dritten Teiländerung der Änderung 8 des FNP (FNP-Änderung 8c) werden im Wesent-
lichen die bisherigen Darstellungen als gewerbliche Bauflächen und Verkehrsflächen / Bahn-
anlagen geändert in eine Sonderbaufläche Hochschule und Grünflächen. Mit dieser Änderung, 
aufbauend auf dem in gemeinsamer Sitzung des Stadtplanungs- und Umweltausschusses am 
07.04.2022 beschlossenen städtebaulichen Rahmenplan zur Technischen Universität Nürn-
berg, UTN, mit integrierter Freiraumplanung, ist es im Nachfolgenden möglich, einen Bebau-
ungsplanaus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln. 
 
Der vorliegende Umweltbericht wurde zur Änderung 8c des FNP erstellt und ermittelt den Um-
weltzustand sowie dessen voraussichtliche Entwicklung im Änderungsbereich und die Schutz-
güter, die im Zuge der geplanten Nutzungsänderungen erheblich beeinflusst werden. Es wer-
den die wesentlichen Auswirkungen der Planung angeführt und die Erforderlichkeit konkreter 
Maßnahmen formuliert, die im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung den nachteiligen Umwelt-
auswirkungen entgegenwirken (vgl. Kapitel 4. Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 
zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen). Die detaillierte Auflistung der vorgesehenen 
Maßnahmen sowie die Sicherung durch Festsetzung und vertragliche Regelungen erfolgt nach-
folgend im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 4656 und dem zugehörigen Um-
weltbericht.  
 
Für die Schutzgüter Fläche, Boden, Wasser, Landschaft und Mensch / Erholung sowie Luft und 
Klima sind bei Einhaltung entsprechender Maßnahmen keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen zu erwarten. Durch die geplanten umfangreichen Bodensanierungen wird eine wesent-
liche Verbesserung hinsichtlich der Belastung mit Schadstoffen erreicht werden, wodurch auch 
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die Kontamination des Grundwassers reduziert werden kann. Durch die städtebauliche Neu-
ordnung ist eine wesentliche Verbesserung des Landschaftsbildes verbunden, wobei prägende 
Vegetationsstrukturen erhalten und in die zu schaffenden Grünräume integriert werden. Hier-
durch ergibt sich eine Neuschaffung von Erholungsfunktionen für den Menschen, dem die vor-
her in Privatbesitz befindlichen Flächen bisher nicht zur Verfügung standen. Bilanziell steht ei-
ner Erhöhung des Grünflächenanteils um ca. 3 ha eine entsprechende Verringerung von Bau- 
bzw. Bahnflächen gegenüber, was sich insb. auf das Schutzgut Fläche positiv auswirkt, aber 
auch auf andere Schutzgüter wie Luft und Klima.  
 
Im Änderungsgebiet besteht keine Betroffenheit bezüglich des Umweltbelangs der Störfallvor-
sorge, da es sich nicht innerhalb des Achtungsabstandes (KAS-18) bzw. des angemessenen 
Sicherheitsabstandes (§ 3 Abs. 5c BImSchG) von Störfallbetrieben befindet. Erhebliche Um-
weltauswirkungen sind aufgrund fehlender Bau- und Bodendenkmäler innerhalb des Ände-
rungsbereichs auch für das Schutzgut Kultur-/ Sachgüter nicht zu erwarten; bei nicht auszu-
schließenden archäologischen Funden sind die geltenden Denkmalschutzbestimmungen zu 
beachten. Durch die zukünftig vorwiegend universitäre Nutzung sind zudem keine nachteiligen 
Auswirkungen hinsichtlich des Umweltbelangs Abfall zu erwarten. Für das Schutzgut Mensch, 
menschliche Gesundheit / Lärm sind im Zuge der geplanten Nutzungsänderungen erhebliche 
nachteilige Auswirkungen festzustellen, da verschiedenster Gewerbe und Verkehrslärm von 
außen auf den Änderungsbereich einwirkt. Hauptsächlich durch den Neubau der Straßenbahn-
linie (Verlängerung der Straßenbahnlinie 7), der in einem gesonderten Planfeststellungsverfah-
ren behandelt wird, entsteht auch innerhalb des Änderungsbereichs eine neue Emissionsquelle 
für Lärm. Auf Ebene des Bebauungsplans sind hierfür verbindliche Maßnahmen zur Verminde-
rung der Lärmbelastung vorzusehen, so dass insgesamt gesunde Arbeits- und Wohnverhält-
nisse im Tag- und Nachtzeitraum erreicht werden.  
Für die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und Biologische Vielfalt sind mit der Umsetzung der Pla-
nung im Zuge der geplanten Nutzungsänderungen erhebliche nachteilige Auswirkungen fest-
zustellen. Für alle Schutzgüter gilt es, die Eingriffe durch Vermeidungs-, Verringerungs- und 
Ausgleichsmaßnahmen zu reduzieren bzw. zu kompensieren. Der anfallende Bedarf in Bezug 
auf den ökologischen Ausgleich gemäß § 1a BauGB (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung), 
den Ausgleich für die Überplanung von gemäß § 30 BNatSchG i. V. m. Art. 23 BayNatSchG 
geschützten Biotopflächen sowie den artenschutzrechtlichen Ausgleich soll soweit möglich im 
Gebiet und bei Bedarf auf plan-/stadtgebietsexternen Ausgleichsflächen geschaffen werden. 
Es werden durch die Planung zudem Waldflächen überplant, die gemäß den Vorgaben des 
zuständigen Amts für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) auf externen Flächen aus-
zugleichen sind.  
 
Darüber hinaus werden in Folge der Umsetzung der Planung Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG erfüllt. Das Vorhaben kann nur durch eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 
7 BNatSchG zugelassen werden. Erforderliche Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen (CEF-
Maßnahme) sowie externe Kompensationsmaßnahmen im räumlich funktionalen Zusammen-
hang (FCS-Maßnahmen) sind entsprechend auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung (Be-
bauungsplan Nr. 4656) detailliert darzustellen und festzulegen.  
 
Durch die FNP-Änderung 8c sind keine Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Gebieten des 
europäischen Schutzgebiets-Netzes Natura 2000 betroffen.  
 
Eine Prüfung von Standortalternativen zum Gesamtareal Brunecker Straße für die Reduzierung 
des Bauflächendefizits im Stadtgebiet Nürnberg ist gemäß Begründung zur FNP-Änderung 8c 
erfolgt. Ebenso wurden verschiedene Flächen für die Hochschulentwicklung entsprechend den 
Anforderungen der Bayerischen Staatsregierung in Nürnberg geprüft und bewertet. Der ehe-
malige Südbahnhof ist im Ergebnis des Standortvergleichs am besten geeignet für die Entwick-
lung der Technischen Universität.  
 
Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durch-
führung eines Bauleitplanes eintreten, werden aufgrund der übergeordneten Planungsebene 
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im vorliegenden Umweltbericht nicht näher betrachtet. Diese werden auf Ebene der verbindli-
chen Bauleitplanung erarbeitet und gesichert. 
 

Tabelle 2: zusammenfassende Bewertung  

(noch nicht möglich/ nicht betroffen/ nicht erheblich / erheblich nachteilig) 

 
 
 
 
 
Nürnberg, den 16.01.2024 
Stadtplanungsamt 
 
 
gez. 
 
Dengler 
Leiter Stadtplanungsamt 
  

33



23 

 

II. Anlage 

ERGEBNIS DES STANDORTVERGLEICHS 
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FNP-Änderung 8c
„Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg“ Fortschreibung Umweltbericht

1. Einleitung

Der Freistaat Bayern plant eine neue „Technische Universität Nürnberg“ (University of Technology Nürnberg,
UTN) auf den südlichen Teilflächen des ehemaligen Südbahnhofes an der Brunecker Straße in Nürnberg. Das
rund 39,4 ha große Areal liegt zwischen Brunecker und Münchener Straße in unmittelbarer Nachbarschaft
zum Naherholungsgebiet Dutzendteich und in räumlicher Nähe zur Nürnberger Messe.
Die beabsichtigte universitäre Nutzung der Fläche entspricht nicht den Darstellungen im wirksamen Flächen-
nutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP). Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzun-
gen für die Entwicklung des Areals auf dem ehemaligen Südbahnhof ist die Änderung des wirksamen FNP der
Stadt Nürnberg notwendig. Diese wurde am 28.10.2015 durch den Stadtrat für das gesamte Areal des ehe-
maligen Südbahnhofs beschlossen. Am 28.04.2016 wurde in Folge dessen im Stadtplanungsausschuss (AfS)
ein Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplans (B-Plan) Nr. 4600 sowie zur Änderung 8 des Flächennut-
zungsplans „Brunecker Straße“ für den gesamten Geltungsbereich eingeleitet.
Um die erforderliche Planungsrechtsschaffung für eine zeitnahe Realisierung der geplanten Technischen Uni-
versität zu erreichen, wurde am 04.03.2020 im Stadtrat der Beschluss zur Einleitung der FNP-Änderung 8c:
Bereich Brunecker Straße, Technische Universität gefasst. Der Änderungsbereich für die Entwicklung der UTN
wird mit dem Stadtratsbeschluss aus dem Gesamtumgriff der 8. Änderung des Flächennutzungsplans der
Stadt Nürnberg herausgelöst. Die FNP-Änderung 8c erfolgt nach § 8 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB), vorbe-
reitend zur Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 4656, welcher wiederum ein Teil-Bebauungsplan des B-Plan-
verfahrens Nr. 4600 ist. Dabei bildet gemäß des Beschlusses des Stadtplanungs- und Umweltausschusses
vom 07.04.2022 die Rahmenplanung mit integrierter Freiraumplanung der TU Nürnberg (Stand: 10.03.2022)
die Grundlage für die vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung.
Für die Belange des Umweltschutzes ist gemäß § 2 Abs. 4 BauGB in der Bauleitplanung eine Umweltprüfung
durchzuführen, um die sachgerechte Behandlung der Umweltbelange zu gewährleisten. Im Rahmen dieser
Umweltprüfung werden die voraussichtlichen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Mensch und seine
Gesundheit, Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Klima und Luft, auf die Fläche, die Landschaft, die biologische
Vielfalt, Kulturgüter und sonstige Sachgüter sowie das Wirkungsgefüge zwischen ihnen in einem Umweltbe-
richt beschrieben und bewertet. Der Umweltbericht – als gemäß § 2a BauGB gesonderter Teil der Begründung
– ist als Ergebnis der Umweltprüfung in der Abwägung im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu berücksich-
tigen.
Die vorliegende Fassung des Umweltberichtes berücksichtigt bei der Bestandsbewertung die Darstellungen
des wirksamen FNP sowie die gegenwärtige Situation vor Ort unter Einbeziehung des Bezugszeitpunkts 2005
(vgl. Kapitel 4.1). Im Jahr 2004 wurde die planerische Entscheidung zur Entwicklung des Gesamtareals an der
Brunecker Straße vereinbart zwischen der Stadt Nürnberg, der ehemaligen Flächeneigentümerin Deutschen
Bahn AG und der aurelis Real Estate GmbH & Co. KG, von welcher der Freistaat Bayern 2018 die Flächen für
die UTN erworben hat. Im Bezugsjahr 2005 begann der Rückbau der damaligen Bebauung. Maßgeblich für
die Bewertung der Umweltauswirkungen ist der Vergleich der bisherigen Darstellung im FNP zu den in der
FNP-Änderung 8c geplanten neuen Darstellungen (Stand Juli 2023).

1.1. Ziele des Bauleitplans
Geplant ist die Entwicklung eines neuen Hochschulstandortes. Neben der Universitätsnutzung sind Studieren-
denwohnheime, Sporteinrichtungen, eine KiTa sowie die Ansiedelung universitätsnaher Einrichtungen und
Forschungsunternehmen vorgesehen. Zudem liegt ein Teilabschnitt der geplanten Verlängerung der beste-
henden Straßenbahnlinie 7 im Geltungsbereich der FNP-Änderung 8c. An der UTN soll es bis zu 6.000 Studie-
rende und mindestens 2.000 Beschäftigte der Universität geben. Für die angestrebte Nutzungsumwidmung
gibt es keine entsprechende Darstellung im wirksamen FNP, in welchem die Flächen des Änderungsbereichs
vorwiegend als Bahnanlagen sowie als gewerbliche Bauflächen ausgewiesen sind.
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FNP-Änderung 8c
„Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg“ Fortschreibung Umweltbericht

WGF Landschaft | Nürnberg 2 von 29

Abbildung 1: Geplante Darstellung im Geltungsbereich der Änderung 8c des Flächennutzungsplans (Stadtplanungsamt Stadt Nürn-
berg, Juli 2023)

Die geplante FNP-Änderung 8c sieht eine Ausweisung als Sonderbaufläche Hochschule vor. Im Osten und in
der Mitte des Änderungsbereiches sind zudem Grünflächen dargestellt, im Westen Kleingärten. Der geplante
Verlauf der Straßenbahn ist ebenso wie die bestehende U-Bahn verortet. Eine überörtliche Freiraumverbin-
dung wird nachrichtlich dargestellt, faktisch wird diese jedoch in Modul I (Geltungsbereich der FNP-Änderung
8a) liegen. Ebenso dargestellt werden Flächen, die nach § 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 BayNatSchG geschützt
sind und solche, deren Böden erheblich mit umweltgefährdenden Stoffen belastet sind.
Der Umgriff des Änderungsbereichs kann in zwei Bereiche unterteilt werden. Schwerpunkt der geplanten uni-
versitären Entwicklung liegt auf der größeren und zentralen Teilfläche, welche sich östlich der Brunecker
Straße zwischen dieser und der Münchener Straße befindet. Im Südwesten dieser zentralen Teilfläche zieht
sich die langgestreckte westliche Teilfläche, der sogenannte „Annex“, nach Nordwesten in Richtung Hasen-
buck.
Eine genauere Beschreibung der Ziele und Darstellungen der vorbereitenden Bauleitplanung findet sich in der
Planbegründung zum FNP und zum im Nachfolgenden zu entwickelnden Bebauungsplan Nr. 4656.

1.2. Plangrundlagen
Das am 1. September 2013 in Kraft getretene Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP), inklusive der am
01.01.2020 in Kraft getretenen Teilfortschreibung, weist Nürnberg zusammen mit Fürth/ Erlangen/ Schwab-
ach als gemeinsame Metropole im selben Verdichtungsraum aus.
Im wirksamen FNP ist der Änderungsbereich 8c überwiegend als Verkehrsfläche / Bahnanlagen und gewerbli-
che Baufläche dargestellt, am östlichen und westlichen Rand sind zudem Grünflächen ausgewiesen. Neben
diesen flächenhaften Darstellungen enthält der FNP auch überlagernde Darstellungen. So sind innerhalb des
Änderungsbereichs Flächen mit Verdacht auf bzw. mit erheblicher Belastung durch umweltgefährdende Stoffe
gekennzeichnet. Die Grünfläche im Westen ist mit der Zweckbestimmung Kleingärten versehen.
Der B-Plan Nr. 4652 (in Aufstellung), ein Teil des Bebauungsplanverfahrens Nr. 4600, grenzt nördlich an den
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Änderungsbereich. Sowohl im Süden als auch westlich der geplanten Universitätsflächen bzw. nördlich des
sogenannten „Annex“ ist der Bebauungsplan Nr. 4635 rechtsverbindlich. Westlich des FNP-Änderungsberei-
ches grenzt der rechtsverbindliche B-Plan Nr. 3809 an.
Der Masterplan Freiraum – Gesamtstädtisches Freiraumkonzept Nürnberg sieht das Gesamtgebiet Brunecker
Straße als Schwerpunktraum mit prioritärem Freiraumentwicklungsbedarf. In diesem zukünftigen großen Sied-
lungsschwerpunkt soll die Freiraumentwicklung vorangetrieben und die Erreichbarkeit von (neuen) Freiräu-
men gefördert werden.
Das Integrierte Stadtteilentwicklungskonzept (INSEK) „Nürnberg Südost“ aus dem Jahr 2015 sieht das Unter-
suchungsgebiet als wesentliche Schnittstelle zwischen Innenstadt, Volkspark Dutzendteich und Langwasser.
Dabei gilt es, das lückige Fußwegenetz zu schließen und eine Grünverbindung als urbane Parklandschaft zwi-
schen Dutzendteich und Hasenbuck zu schaffen. Weiterhin wird der damit verbundene Ausbau des ÖPNVs als
Chance gesehen sowie die Möglichkeit zur Schaffung von Sozial- und Bildungsinfrastrukturen und neuen ge-
werblichen Flächen.
Gemäß der Stadtbiotopkartierung bestehen innerhalb des Änderungsbereiches verschiedene kartierte Bio-
tope. Einen Schutz nach § 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 BayNatSchG weisen Silikat- und Sandmagerrasen
(GL00BK) auf Teilflächen der Biotope N-1396-002, N-1404-003 und N-1404-004 auf (vgl. Anlage 2 Gesetz-
lich geschützte Biotope (§30 BNatSchG) / Biotope entsprechend Bayerischer Biotopkartierung).
Biotope der Stadtbiotopkartierung innerhalb des Geltungsbereichs:

Tabelle 1: Übersicht Stadtbiotopkartierung im Geltungsbereich

Biotop-Nr. Bezeichnung
N-1396-002 Ruderalfluren und Gehölze auf Bahnbrachen nördlich Ausbesserungswerk
N-1399-001 Ruderalflur an der Brunecker Straße
N-1401-005 Bäume östlich Brunecker Straße
N-1402-001 Baumhecke östlich Brunecker Straße
N-1402-002 Baumhecke östlich Brunecker Straße
N-1403-003 Gehölze zwischen Münchener Straße und Bahngelände an der Brunecker Straße
N-1403-004 Gehölze zwischen Münchener Straße und Bahngelände an der Brunecker Straße
N-1403-006 Gehölze zwischen Münchener Straße und Bahngelände an der Brunecker Straße
N-1404-001 Ruderalflur auf Bahnflächen südwestlich der Brunecker Straße
N-1404-002 Ruderalflur auf Bahnflächen südwestlich der Brunecker Straße
N-1404-003 Ruderalflur auf Bahnflächen südwestlich der Brunecker Straße
N-1404-004 Ruderalflur auf Bahnflächen südwestlich der Brunecker Straße

Bedeutsame Lebensräume nach Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) der Stadt Nürnberg aus dem Jahr
1996 sind im Änderungsbereich vorhanden:
 ABSP Nr. 664 „landesweit bedeutsamer (Trocken-) Lebensraum“
 ABSP Nr. 840 „landesweit bedeutsamer (Trocken-) Lebensraum“

Naturschutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile und Naturdenkmäler so-
wie Wasserschutzgebiete sind nicht vorhanden. Ebenso wenig sind Gebiete gemeinschaftlicher Bedeutung
(FFH-Gebiete) oder Europäische Vogelschutzgebiete (SPA-Gebiete) von der Planung betroffen.
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2. Bestandsanalyse und Bewertung der Umweltauswirkungen / Prognose bei Durchfüh-
rung der Planung

2.1. Fläche

Ausgangssituation
Der Änderungsbereich liegt im Süden der Stadt Nürnberg in der Gemarkung Gibitzenhof und umfasst insge-
samt rund 39,4 ha. Bei dem Gebiet handelt es sich um eine Konversionsfläche, welche jahrzehntelang als Gü-
terbahnhof und anschließend gewerblich genutzt wurde. Das Gebiet war durch entsprechende bauliche Anla-
gen (Gebäude, Schienenanlagen, Straßenflächen) geprägt und diese spiegeln sich bis heute in den Vegetati-
onsstrukturen und der vorhandenen Topographie wider.
Die baulichen Anlagen und verkehrlich genutzten Flächen im Gebiet wurden 2019/2020 zu großen Teilen rück-
gebaut und verschiedene Sanierungsmaßnahmen durchgeführt. Allein die langgestreckte Fläche im Westen
des Gebietes („Annex“) ist noch nahezu vollständig versiegelt und in gewerblicher Nutzung. Durch die bereits
vollzogenen Rückbaumaßnahmen (v. a. im zentralen Bereich) entwickelten sich in den letzten Jahren verschie-
dene ökologisch wertvolle Bereiche mit Bedeutung für den Natur- und Artenschutz. Daneben bestehen wei-
terhin ältere erhaltenswerte Vegetationsbestände, die sich über Jahrzehnte entlang der gewerblichen Nutzun-
gen entwickelt haben. Weiterhin liegen Bereiche vor, welche nach Bayerischem Waldgesetz als Waldflächen
einzustufen sind.

Auswirkungen / Prognose
Die angestrebte Flächennutzungsplanänderung sieht auf dem Gebiet der UTN eine Sonderbaufläche Hoch-
schule und Freiflächen vor. Innerhalb des Sondergebietes sind neben den universitären, auch hochschulaffine
gewerbliche Nutzungen, die Errichtung von Wohnheimen für Studierende und einer KiTa vorgesehen.
Es handelt sich in der vorliegenden geplanten Nutzungsänderung um eine großflächige Maßnahme zur Wie-
dernutzbarmachung einer Konversionsfläche. Die Planung verursacht folglich keine Flächeninanspruchnahme
von landwirtschaftlichen oder landschaftlich hochwertigen Flächen. Stattdessen werden Flächen im Innenbe-
reich nach § 34 BauGB überplant, die demnach eine überwiegende Bebaubarkeit aufweisen. Diese urban ge-
prägten, bereits genutzten Flächen waren zum Zeitpunkt der planerischen Entscheidung zur Gebietsentwick-
lung weitflächig versiegelt. Durch die geplante Nutzungsänderung werden rückgebaute sowie zuvor unbebaute
Flächen erneut bzw. neu versiegelt. Gleichzeitig werden bestehende, ökologisch wertvolle Grünflächen erhal-
ten sowie neue Grün- und Freiflächen im Änderungsbereich geschaffen. Durch die künftigen Darstellungen im
FNP wird der Grünflächenanteil im Änderungsbereich gegenüber der Darstellung im wirksamen FNP um ca.
3 ha erhöht und der Anteil an Bau- bzw. Bahnflächen reduziert (vgl. Kap. I.6.4 der FNP-Begründung). Die Pla-
nung entspricht insgesamt den Zielen des § 1 Abs. 5 BauGB und des § 1a Abs. 2 BauGB, wonach die städte-
bauliche Entwicklung vorrangig durch Maßnahmen der Innenentwicklung erfolgen soll.
Mit dem Planungsvorhaben ist der Verlust von Wald i.S.d. Waldgesetzes in einem Umfang von rund 3,2 ha
verbunden. Bei diesem handelt es sich um vorwiegend junge Sukzessionsstadien. Im Sinne des Schutzguts
Fläche ist diese Wirkung als weniger nachteilig einzustufen als etwa das Vordringen einer neuen Siedlung in
etablierten Waldflächen am Ortsrand.

Durch die angestrebte Nutzungsänderung zu einem Hochschulstandort erfolgt eine Wieder- und Neuversie-
gelung auf den vorher rückgebauten Flächen. Da es sich um eine umfangreiche Wiedernutzbarmachung
einer innerstädtischen Konversionsfläche handelt, sind insgesamt keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf das Schutzgut Fläche zu erwarten.

2.2. Boden

Ausgangssituation
Der geologische Untergrund im Änderungsbereich ist geprägt von Sandstein-Schichten des Mittleren Keupers.
Unter dem Mittleren und Unteren Burgsandstein stehen Coburger Sandstein und Blasensandstein i.e.S. an.
Eine Besonderheit stellt das Vorkommen sehr harter, sogenannter „Quacken-Lagen“ dar und zudem kommen
Zwischen- und Basisletten (rote, tonige Schluffsteine) unterschiedlicher Horizontmächtigkeit zwischen den
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Schichtpaketen vor. In das Festgestein im Untergrund haben sich bereichsweise quartäre Sedimente (Ablage-
rungen aus Sand und Kies) mit einer Mächtigkeit von bis zu 20 m eingeschnitten. In den meisten Teilen des
Geländes ist die Sand-/Kiesauflage 2 bis 10 m stark.
Der Südbahnhof Nürnberg wurde zwischen 1935 und 1998 zum Teil als Güterbahnhof betrieben und überwie-
gend gewerblich durch Tanklager für wassergefährdende Stoffe, durch Schrotthändler und Werkstätten etc.
genutzt. Während des Zweiten Weltkrieges war der damalige Südbahnhof Ziel mehrerer Bombenangriffe. Zu-
oberst liegen in Folge der nach dem Krieg erfolgten Geländeprofilierung in einer durchschnittlich 1 bis 5 m
mächtigen Lage anthropogen überprägte Bodenschichten und Auffüllungen vor. Diese bestehen aus umgela-
gerten Böden mit Fremdbestandteilen wie Bauresten, Schlacken und Eisenschrott.
Auf den Flächen der geplanten UTN besteht flächendeckend Kampfmittelverdacht. Im wirksamen FNP sind
Flächen mit erheblichen Belastungen durch umweltgefährdende Stoffe gekennzeichnet. In Teilbereichen lie-
gen behördlich bestätigte Altlasten und Restbelastungen aufgrund der langjährigen gewerblichen Nutzung vor.
In den vergangenen zwei Jahrzehnten wurden die bodenschutzrechtlich relevanten Bodenbelastungen im ge-
setzlich geforderten Umfang zur Gefahrenabwehr saniert. Einzelne Flächen wurden vollständig dekontami-
niert, Restverunreinigungen in ehemaligen Sanierungsbereichen können jedoch weiterhin bestehen. Auf vier
Inselflächen des zukünftigen UTN-Geländes sind erhebliche Restverunreinigungen dokumentiert, die während
der anstehenden Baumaßnahmen berücksichtigt werden. Auf einer Teilfläche wird derzeit eine Sanierungs-
planung aufgestellt.

Auswirkungen / Prognose
Durch die vorgesehene Nutzungsumwidmung des Areals sind in den zukünftigen Baufeldern bautechnisch be-
dingte Bodeneingriffe und eine Kampfmittelberäumung vorgesehen. Im Bereich erhaltenswerter Vegetations-
bestände werden Eingriffe in den Boden in diesem Umfang weitgehend unterlassen. Eine mögliche Vermei-
dungsmaßnahme, um Gefahren durch oberflächennah liegende Kampfmittel in diesen Bereichen auszuschlie-
ßen, ist eine Kampfmittelfreimessung auf diesen Flächen.
Für eine Bebauung der Altlastenflächen wurden in Abstimmung mit dem Umweltamt der Stadt Nürnberg Maß-
nahmen zur Beweissicherung (z. B. fachgutachterliche Begleitung) festgelegt. Für den Umgang mit Flächen,
die abfallrechtliche Bodenbelastungen aufweisen, liegen durch die LGA Institut für Umweltgeologie und Alt-
lasten GmbH Planungsvorgaben zum Bodenmanagement vor. Diesen hat das Umweltamt der Stadt Nürnberg
mit Schreiben am 13.07.2021 zugestimmt. Das bei den geplanten Baumaßnahmen anfallende Aushubmate-
rial wird entsprechend seiner Schadstoffbelastung im Sinne der Nachhaltigkeit möglichst vor Ort wiederver-
wertet oder andernfalls fachgerecht entsorgt.
Durch die geplante Entwicklung auf dem Gebiet der UTN werden (vormals) versiegelte ebenso wie derzeit un-
versiegelte Flächen bebaut. Insgesamt ist nach überschlägiger Berechnung im Änderungsbereich zukünftig
von einem Versieglungsgrad um 48 % auszugehen, was einer geringfügigen Steigerung gegenüber dem Be-
zugsjahr 2005 (Versiegelungsgrad ca. 43 %) entspricht. Durch die Versiegelung verlieren diese Flächen ihre
natürliche Bodenfunktion.

Im Änderungsbereich wird das Schadstoffpotential im Boden in Folge der baubedingten Bodeneingriffe
deutlich reduziert und somit ist von einer Schaffung gesunder Wohn-, Lebens- und Arbeitsverhältnisse aus-
zugehen. Durch Neuversiegelung gehen die Bodenfunktionen verloren, aber insgesamt erhöht sich der Ver-
siegelungsgrad nur wenig. Damit ist zusammengefasst von keinen erheblichen nachteiligen Auswirkungen
auf das Schutzgut Boden auszugehen.

2.3. Wasser

Ausgangssituation
Auf dem Gelände der geplanten Technischen Universität in Nürnberg bestehen keine Oberflächengewässer.
Grundwasser steht sowohl im Sandsteinuntergrund als auch in den quartären Sedimenten an. Die Strömung
ist mit sehr geringem Gefälle nach Norden gerichtet. Das Grundwasser ist im Süden des Gebiets ab 317,5 m
NHN und im Norden bei 316 m NHN zu erwarten. Im Osten des Änderungsbereiches, entlang der Münchener
Straße, ist Grundwasser in einer Tiefe (Flurabstand) von rund 4 m anzutreffen. Im Westen wird ein Grundwas-
serflurabstand von bis zu 10 m erreicht.
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Bodenbelastungen, die zum Teil auch das Grundwasser verunreinigt haben, wurden in der Vergangenheit suk-
zessive saniert bzw. werden aktuell saniert. Restverunreinigungen des Bodens und Grundwassers können aber
weiterhin bestehen.
Optimale Versickerungsbedingungen finden sich im westlichen „Annex“ des UTN-Geländes, wo quartäre Se-
dimente in großer Mächtigkeit bestehen. Der Sand und kiesige Sande des Quartärs sind insgesamt sehr gut
durchlässig (Wasserdurchlässigkeitsbeiwerte kf um 10-1 bis 10-6). Der Festgesteinsuntergrund weist eine ge-
ringe Durchlässigkeit auf und die roten Schluffsteine der Basisletten sind als grundwasserstauend einzustufen.

Auswirkungen / Prognose
Durch die geplante Umnutzung werden Flächen, welche in der Vergangenheit bereits gewerblich genutzt wur-
den, einer Wiedernutzung zugeführt. Dabei werden Flächen bebaut, ver- und entsiegelt. Diese Maßnahmen
beeinflussen dabei insbesondere die Komponenten Verdunstung, Versickerung und Abfluss des Wasserhaus-
halts.
Es ist davon auszugehen, dass sich die Grundwasserqualität künftig deutlich verbessert, da ggfs. noch vorhan-
dene sanierungsrelevante Grundwasserkontaminationen abschließend saniert und Neueinträge aufgrund der
vorgesehenen Nutzung bzw. durch das Verringern von bestehenden Bodenbelastungen wirksam und dauer-
haft unterbunden werden. Das im Zuge der Rahmenplanung konzipierte Regenwassermanagement sieht
grundsätzlich eine dezentrale Retention und Versickerung innerhalb der Freiflächen vor, wobei Niederschlags-
wasser nur in schadstofffreie Bodenhorizonte versickert wird. Eine Muldenversickerung im Bereich der Freiflä-
chen stellt die bevorzugte Variante dar, in dafür nicht geeigneten Bereichen muss voraussichtlich mittels Ri-
golen versickert werden. Es ist vorgesehen, Bereiche mit hohen Bodenbelastungen oder Bereiche mit hohem
Grundwasserstand auszusparen. Niederschlagswasser von den zu begrünenden Dachflächen soll zudem teil-
weise zur Bewässerung der Grünflächen gespeichert werden.
Detaillierte Informationen zur genauen Entwässerung können auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung
nicht dargelegt werden und erfolgen konkreter auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung.

Auf der Konversionsfläche sind Bodensanierungen vorgesehen, welche sich positiv auf das Schutzgut Was-
ser auswirken. Es wird eine dezentrale Regenwasserbewirtschaftung angestrebt. Gleichzeitig nimmt die Flä-
chenversiegelung voraussichtlich geringfügig zu, wobei die Dachflächen zum Teil zu begrünen sein werden.
Wesentliche nachteilige Auswirkungen der geplanten Nutzungsänderungen auf das Schutzgut Wasser sind
insgesamt nicht erkennbar; die Auswirkungen der (Durchführung der) Planung können somit als nicht er-
heblich eingestuft werden.

2.4. Pflanzen, Tiere, Biologische Vielfalt
2.4.1. Pflanzen

Ausgangssituation
Das Gebiet der UTN ist eine Konversionsfläche, deren vormalige gewerbliche Nutzungen seit 2005 größtenteils
zurückgebaut wurden. Das Areal ist heute durch ein Nebeneinander vielfältiger Vegetationsbestände unter-
schiedlichen Alters geprägt (vgl. Natur- und Artenschutzkonzept (NAK) zur Rahmenplanung, WGF Landschaft,
Stand: August 2022). Insbesondere die brachgefallenen und rückgebauten Flächen unterliegen dabei dyna-
mischen Sukzessionsprozessen.
Der Westen des Änderungsbereiches (sog. „Annex“) befindet sich noch – zeitlich befristet - in gewerblicher
Nutzung und ist großflächig versiegelt. An der westlichen Außengrenze des sogenannten „Annex“ bestehen
Kleingärten. Im Süden des geplanten Areals der UTN wurde bereits die Dr.-Luise-Herzberg-Straße zur Erschlie-
ßung gebaut und ist folglich ebenfalls versiegelt.
Die Flächen nördlich dieser Erschließungsstraße wurden seit 2005 dagegen weitestgehend entsiegelt. Kürzlich
zurückgebauten Bereiche bestehen noch als Schotterflächen oder als großflächig eingesäte Wiesen (Extensiv-
rasen). Wertvolle Offenlandstrukturen haben sich insbesondere, aber nicht ausschließlich, im Bereich der
rückgebauten Gleisstränge entwickelt. Auf den dort frisch freigelegten Sandflächen haben sich Silbergrasflu-
ren als sehr frühes Sukzessionsstadium entwickelt. Diese Flächen werden zunehmend von Ruderalfluren und
Pioniergehölzen bewachsen. Im Nordwesten des Plangebietes findet sich ein halbruderaler Magerrasen.
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Im Änderungsbereich bestehen Gehölzstrukturen unterschiedlicher Ausprägung. In vielen Bereichen wachsen
auf brachgefallenen Flächen kleinflächig junge Pioniergehölze aus Zitterpappel oder Birke auf, daneben zieht
sich ein zum Teil von Robinie dominierter Bestand von Nordosten nach Südwesten über das Plangebiet. Von
besonderem Wert sind die alten Gehölzflächen, die sich insbesondere im Osten an der Münchener Straße so-
wie im Norden des Areals entlang ehemaliger Bahngleise entwickelt haben. In diesen finden sich alte und groß-
kronige Bäume, insbesondere Eichen.
Der beschriebene Bestand auf dem Gelände der geplanten Technischen Universität wurde im Jahr 2020 durch
das Institut für Vegetationskunde und Landschaftsökologie (IVL) kartiert und umfasste nicht die Dr.-Luise-
Herzberg-Straße, da diese sich zum Zeitpunkt der Erfassung im Bau befand.
Die Kartierung 2020 erfolgte gemäß „Anlage 2 zur Satzung der Stadt Nürnberg zur Erhebung von Kostener-
stattungsbeträgen“. Folgende Biotop- und Nutzungstypen wurden erfasst (vgl. Anlage 1 Biotop- und Nut-
zungstypen im Bestand):

Tabelle 2: Biotop- und Nutzungstypen gem. Erfassung 2020 durch IVL.

Biotop- und Nutzungstypen

gem. Anlage 2 zur Satzung der Stadt Nürnberg zur
Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen

(angepasst)

Biotoptyp nach

Bayerischer Biotop-
kartierung

Gesetzlich

geschützte

Biotope

Flächen-
größe

1.1. Heimische, standortgerechte Einzelbäume,
Baumgruppen, Alleen

--- --- 0,23 ha

1.2. Nichtheimische Einzelbäume und Baumgruppen
(inkl. Pflanzungen)

--- --- 0,02 ha

2.3 Feldgehölze, Baumhecken WO – Feldgehölze,
naturnah

--- 4,49 ha

2.4 Heimische, standortgerechte
Gebüsche, Hecken, Säume

WH – Hecken,

naturnah

--- 0,13 ha

2.4a Brombeergestrüpp mit Neophyten --- --- 0,06 ha

2.5 Nichtheimische, standortfremde
Hecken- / Gebüschpflanzungen

--- --- 0,01 ha

3.6 Vorwald - Robinien --- --- 1,43 ha

3.7 Pioniergehölze und Vorwaldstadien --- --- 2,26 ha

mit thermophiler Ruderalflur (3.7 / 10.2a) --- --- 0,43 ha

5.3 Kleingärten --- --- 1,51 ha

5.4 Extensivrasen, Wiesen im besiedelten Bereich --- --- 5,00 ha

7.4 Schotterflächen --- --- 4,01 ha

7.5 Gleisanlagen --- --- 0,79 ha

7.6a Versiegelte Verkehrsflächen --- --- 9,07 ha

mit lückiger, thermophiler Ruderalflur -
initial (7.6a / 10.1)

--- --- 0,26 ha

mit Pioniergehölzen und Vorwaldstadien
(7.6a / 3.7)

--- --- 0,09 ha
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7.6b Versiegelte Flächen (Gebäudekomplexe
und Anlagen)

--- --- 0,20 ha

9.3b Trockenrasen mit Silbergrasflur –
flechtenreich, verbuschend, etabliert

GL00BK Sandma-
gerrasen

§ 30 / Art. 23 0,07 ha

9.3c Initiale Silbergrasflur GL00BK Sandma-
gerrasen

§ 30 / Art. 23 0,15 ha

9.4 Halbruderale Magerrasen RF – wärmeliebende
Ruderalfluren

--- 0,57 ha

9.4a Halbruderale Sandmagerrasen GL00BK Sandma-
gerrasen

§ 30 / Art. 23 0,19 ha

9.5 Altgrasbestände, ruderal und Neophyten GB – magere Alt-
grasbestände und
Grünlandbrachen

--- 0,07 ha

10.1 Lückige, thermophile Ruderalflur – initial ST – Initialvegeta-
tion, trocken

--- 1,95 ha

bzw. mit Übergang zu Magerrasen
(10.1/10.2a)

ST – Initialvegeta-
tion, trocken

--- 0,42 ha

10.2a Thermophile Ruderalflur -
Übergang zu Magerrasen

RF – wärmeliebende
Ruderalfluren

--- 1,21 ha

mit Pioniergehölzen und Vorwaldstadien
(10.2a / 3.7)

RF – wärmeliebende
Ruderalfluren

--- 0,71 ha

10.2b Thermophile ruderale Pioniervegetation
auf ehemaligen Gleiskörpern

--- --- 0,03 ha

10.2d Ausdauernde Ruderalfluren, hochwüchsig mit
hohem Neophytenanteil

--- --- 0,38 ha

nicht kartierte Fläche (einschl. Dr.-Luise-Herzberg-
Straße)

3,66 ha

Summe 39,4 ha

Fett: Biotop- und Nutzungstypen entsprechend der Kriterien der Bayerischen Biotopkartierung;
farbig hinterlegt: Flächen mit Schutzstatus nach § 30 BNatSchG bzw. Art. 23 BayNatSchG.

Gemäß dieser Vegetationserfassung sind aktuell auf rund 0,42 ha nach § 30 BNatSchG i.V.m. Art. 23 Bay-
NatSchG (Sandmagerrasen) geschützte Vegetationstypen im Änderungsbereich vorhanden (vgl. Anlage 2 Ge-
setzlich geschützte Biotope (§30 BNatSchG) / Biotope entsprechend Bayerischer Biotopkartierung).
Die floristische Aufnahme auf dem gesamten Gebiet des ehemaligen Südbahnhofs aus dem Jahr 2015 er-
brachte zudem Nachweise von über 30 Rote-Liste-Pflanzenarten. Darunter finden sich im Änderungsbereich
Arten wie z.B. Gewöhnliches Silbergras (Corynephorus canescens), Mäuseschwanz-Federschwingel (Vulpia
myurus), Windblumen-Königskerze (Verbascum phlomoides) und Sand-Wegerich (Plantago arenaria).
Die Abgrenzung von Flächen, die den Kriterien der bayerischen Biotopkartierung entsprechen, wurde durch
die Erfassungen 2020 gegenüber der amtlichen Biotopkartierung von 2006 aktualisiert. Die entsprechenden
Biotop- und Nutzungstypen sind in der obenstehenden Tabelle markiert.
Teile der Gehölzbestände sind als Waldflächen im Sinne des Art. 2 BayWaldG einzustufen. Die Abgrenzung
dieser Waldflächen erfolgte in Abstimmung mit dem Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im März
2022. Sie berücksichtigt diejenigen Gehölzbereiche, welche Waldeigenschaften aufweisen (Ausdehnung und
Boden der überschirmten Fläche, Baumarten sowie Alter und Höhe der Bäume). Demnach besteht Wald auf
4,69 ha des Änderungsbereiches.
Hohe Bedeutung für das Schutzgut weisen im Gebiet die standortgerechten Gehölzbestände mit Altbäumen
sowie die geschützten Mager- und Halbtrockenrasen auf.
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Auswirkungen / Prognose
Die geplante Entwicklung im Änderungsbereich sieht neben universitären Einrichtungen auch Wohnnutzung
(Studentisches Wohnen), Freizeitanlagen, sozialer Infrastruktur sowie die Ansiedelung von Forschungseinrich-
tungen vor. Gleichzeitig ist die Neuschaffung von Freiflächen und der Erhalt von wertvollen Vegetationsstruk-
turen geplant.
Bei einer entsprechenden Bebauung ist von einer großflächigen Versiegelung bzw. Überformung des aktuellen
Vegetationsbestands auszugehen. Bereits im Vorfeld der baulichen Neugestaltung ist durch notwendige Bo-
densanierung, Altlastenbeseitigung, Rückbau etc. mit Beeinträchtigungen für das Schutzgut zu rechnen. Ver-
meidungsmaßnahmen zur Verringerung der Beeinträchtigungen werden unter Beteiligung der zuständigen Na-
turschutzbehörden frühzeitig und sorgfältig auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung mit den Zielen des
Biotop- und Artenschutzes abgestimmt. Möglichkeiten zum Erhalt ökologisch wertvoller Strukturen sind auf
Ebene der Bebauungsplanung auszuloten und verbindlich zu regeln.

2.4.2. Tiere

Ausgangssituation
Im Änderungsbereich besteht eine Vielzahl unterschiedlicher Vegetationsstrukturen, die zum Teil kleinteilig
miteinander verzahnt sind. In diesen finden unterschiedliche Tierarten geeignete Habitate vor (vgl. Anlage 3
Fauna – Fundpunkte und Nachweise), wobei der Änderungsbereich aufgrund des sandigen Untergrundes ins-
gesamt trockene und nährstoffarme Lebensraumbedingungen aufweist. Als Biotopverbundachse in Nord-Süd-
Richtung sowie zum Dutzendteichareal im Osten kommt dem Grünzug entlang der Münchener Straße eine
besondere Bedeutung zu.
Für das Gesamtgelände des ehemaligen Südbahnhofes wurde auf Bebauungsplanebene (Bebauungsplanver-
fahren Nr. 4600) bereits eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) erarbeitet, in der die Auswirkungen
der Planung auf die vorkommenden Arten prognostiziert und voraussichtlich erforderliche Maßnahmen fest-
gesetzt wurden. Das Gutachten mit Stand 09.08.2018 basiert im Wesentlichen auf umfangreichen faunisti-
schen Erfassungen zu den Artengruppen Fledermäuse, Vögel, Reptilien, Heuschrecken und Schmetterlingen
aus dem Jahr 2015. Die Datenbasis dieser saP ist für das vorliegende Verfahren nicht mehr als ausreichend
aktuell anzusehen, weswegen für den Standort der UTN nach vorheriger Abstimmung mit der Unteren Natur-
schutzbehörde faunistische Nacherfassungen 2020 durchgeführt wurden. Die Ergebnisse dieser faunistischen
Nacherfassungen und deren Bedeutung für das geplante Bauvorhaben wurden durch das Büro WGF Land-
schaft auf Ebene der Rahmenplanung in einem Natur- und Artenschutzkonzept (Stand: August 2022) darge-
stellt.
Im Änderungsbereich wurden 2020 vier Fledermausarten eindeutig nachgewiesen, wobei die Zwergfleder-
maus (Pipistrellus pipistrellus) die am häufigsten vorkommende Art ist. Daneben wurden Großer Abendsegler
(Nyctalus noctula), Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii) und Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus)
festgestellt. Zudem ist das Vorkommen von Kleinabendsegler (Nyctalus leisleri), Breitflügelfledermaus (Epte-
sicus serotinus) und Zweifarbfledermaus (Vespertilio murinus) möglich. Diese drei Arten können anhand ihrer
Rufe nicht eindeutig voneinander unterschieden werden. Da bei den Untersuchungen diese nicht zu unter-
scheidenden Rufe erfasst wurden und auf dem Gelände geeignete Habitatstrukturen für alle drei Fledermaus-
arten bestehen, kann keine von ihnen mit Sicherheit ausgeschlossen werden. Die meisten Nachweise von Fle-
dermäusen erfolgten entlang von Gehölzstrukturen, wobei eine leichte Häufung im Nordosten festzustellen ist.
Die Flächen der geplanten Technischen Universität Nürnberg dienen verschiedenen Fledermausarten als
Jagd- und Nahrungshabitat. In den alten Baumbeständen ist potenziell mit Sommer-, Zwischen- oder auch
Winterquartieren zu rechnen. Auf dem gesamten Gelände, aber insbesondere innerhalb der alten Gehölzflä-
chen, wurden Habitatbäume erfasst, welche eine wichtige Habitatstruktur für viele Fledermausarten darstel-
len. Gebäude, die als Fledermausquartier geeignet sind, existieren nicht.
Eine herausragende Bedeutung hat das Areal des ehemaligen Südbahnhofs für die Zauneidechse (Lacerta agi-
lis). Durch das Bayerische Landesamt für Umwelt wurde 2016 festgestellt, dass das gesamte Areal damals zu
den größten bekannten Zauneidechsenvorkommen Mittelfrankens gehörte. Im Zuge der Entwicklung der an-
deren Teile des ehemaligen Südbahnhofs fanden umfangreiche Umsiedlungsmaßnahmen statt. Folglich hat
das Gesamtareal des Südbahnhofs diesen Status heute wahrscheinlich nicht mehr, aber der Änderungsbe-
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reich stellt weiterhin einen für die Art geeigneten Lebensraum dar. So wurde im Gebiet die Art in wenig gestör-
ten, strukturreichen und besonnten Grünlandbrachen sowie Ruderalflächen nachgewiesen. Höchste Nach-
weisdichten erfolgten in Bereichen mit wechselnd dichter Grasschicht in Kontakt zu besonnten Gehölzrändern
oder Strauchstrukturen. Ein Nachweis der Schlingnatter blieb 2020 ebenso wie bei den Untersuchungen in
2015 aus, weswegen ein Vorkommen der Art im Änderungsbereich ausgeschlossen wird.
Im Änderungsbereich brüten entsprechend seiner Habitatausstattung Vogelarten der (halb)offenen Land-
schaft sowie Gebüschbrüter und Waldvögel, v.a. der lichten Wälder und Waldränder. Neben weit verbreiteten
Vogelarten konnten im Geltungsbereich streng geschützte Arten erfasst werden. Auf dem Gelände wurden ins-
besondere innerhalb der alten Gehölzbestände Habitatbäume erfasst, welche für viele Vogelarten relevante
Habitatstrukturen aufweisen. Im Untersuchungsjahr 2020 wurden 16 im weiteren Sinne planungsrelevante
Vogelarten erfasst, darunter die nach § 10 Abs. 2 Ziff. 11 BNatSchG streng geschützten Arten Grünspecht (Pi-
cus viridis), Sperber (Accipiter nisus), Schwarzspecht (Dyroocoptes medius, Nahrungsgast) und Waldohreule
(Asio otus). Außerdem die Rote Liste-Arten Klappergrasmücke (Sylvia curruca) und Stieglitz (Carduelis cardu-
elis).
Bei den Heuschrecken konnten 15 Arten nachgewiesen werden, darunter 5 Arten der Roten Liste Bayern.
Diese sind besonders geschützt, aber nicht streng geschützt nach Anhang IV der FFH-Richtlinie oder nach
Bundesartenschutzverordnung (BArtSchV). Sie sind nicht saP-relevant. Die offenen Pionierflächen sowie de-
ren Übergangsstadien hin zu wärmeliebenden Ruderfluren und Gebüschsukzession bieten großflächige Habi-
tatstrukturen für anspruchsvolle und bestandsbedrohte Heuschreckenarten. Besondere Bedeutung ist dem
lokalen Bestand der Blauflügeligen Sandschrecke (Spingonotus caerulans) sowie der sehr großen Population
der Blauflügeligen Ödlandschrecke (Oedipoda caerulescens) beizumessen.
Bei den Tag- und Nachtfaltern, Käfern sowie den Libellen wurden keine besonders wertvollen Arten erfasst.
Ebenso wenig wurde der Eremit im Änderungsbereich nachgewiesen. Weitere zu prüfende Arten bzw. Arten-
gruppen fehlen entweder großräumig in und um den Änderungsbereich oder finden dort keinen geeigneten
Lebensraum.
Insgesamt weist das Gebiet der UTN eine hohe bis sehr hohe Bedeutung für die Tierwelt auf.

Auswirkungen / Prognose
Im Zuge der Umsetzung der Planung werden sich die Habitatausstattung im Änderungsbereich stark verän-
dern und Lebensraumfunktionen großflächig verloren gehen. Insbesondere von einem Verlust der (ruderalen)
Offenlandlebensräumen ist auszugehen, ebenso werden einzelnen Habitatbäume gefällt werden. Gehölzstruk-
turen können allerdings zum Teil erhalten bleiben. Erhaltungsmöglichkeiten für funktionsfähige Lebensräume
verschiedener Tierarten sind auf Ebene der Bebauungsplanung im Einzelnen zu erörtern.
Mit der Nutzungsänderung ist ein Verlust von Lebensstätten und die Gefahr der Tötung von Tieren verbunden.
In Hinblick auf die streng geschützten Tierarten werden die Auswirkungen der Planung und geeignete Maß-
nahmen zur Vermeidung von Verbotstatbeständen gem. § 44 BNatSchG gegenüber Fledermäusen, Reptilien
(Zauneidechse) und Vögeln im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung in einer speziellen artenschutzrecht-
lichen Prüfung umfassend dargestellt. Es werden umfangreiche Maßnahmen erforderlich sein, um die nach-
teiligen Auswirkungen für streng geschützte Tierarten soweit als möglich zu begrenzen, zu vermeiden bzw.
auszugleichen (vgl. Kap. 4). In der „Voreinschätzung zum speziellen Artenschutz“ (WGF Landschaft, Stand:
Juli 2023) werden die erforderlichen Maßnahmen zur Lösung der zu erwartenden artenschutzrechtlichen An-
forderungen aufgezeigt.

2.4.3. Biologische Vielfalt
Biodiversität beschreibt die Vielfalt von Lebensräumen, die Vielzahl von Arten und genetische Besonderheiten
innerhalb der Arten, d.h. eine Vielfalt an Einzelindividuen. Dadurch steht biologische Vielfalt in direktem Bezug
zu den obenstehenden Bewertungen hinsichtlich der Schutzgüter Pflanzen und Tiere.
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Insgesamt sind mit der (Durchführung der) Planung erhebliche nachteilige Auswirkungen für das Schutzgut
Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt zu erwarten. In Lebensräume von Pflanzen und Tieren wird großflä-
chig eingegriffen und diese werden großflächig überbaut. Damit sind der Verlust von Lebensstätten und die
Gefahr der Tötung von Tieren verbunden. Entsprechende Maßnahmen zu Schutz, Vermeidung, Verringerung
und Ausgleich sind daher im nachfolgenden Bebauungsplan Nr. 4656 verbindlich zu definieren und zu re-
geln.

2.5. Landschaft

Ausgangssituation
Das Landschaftsbild im Änderungsbereich ist durch dessen Nutzungsgeschichte geprägt, welche nach Rück-
bau der baulichen Anlagen nicht mehr unmittelbar erkennbar ist. Den früheren Gewerbe- und Bahnnutzungen,
welche die Fläche dominierten, fehlte dabei jede gestalterische Qualität. Das gilt auch für die noch bestehende
gewerbliche Nutzung im Westen der Fläche. Relevante Blickbeziehungen zu Landmarken der Stadt Nürnberg
fehlen im Gebiet. Die Flächen sind aktuell nicht öffentlich zugänglich.
Prägend für den Änderungsbereich sind dagegen die teilweise alten Gehölzbestände auf dem Gelände und
insbesondere entlang der Münchener Straße. Der Baumbestand dort stellt eine wichtige Grünzäsur zwischen
der stark befahrenen Münchener Straße und den zukünftigen Nutzungen dar. Die älteren Gehölzbestände auf
dem Gelände entwickelten sich zwischen den ehemaligen gewerblichen Nutzungen und entlang der Bahn-
gleise, jüngere Gehölzflächen sind seit dem Rückbau hinzugekommen. Durch die Rückbaumaßnahmen sind
zudem Offenlandstandorte entstanden, darunter Rohbodenflächen.

Auswirkungen / Prognose
Das Landschaftsbild wird sich im Zuge der Geländeentwicklung stark verändern. Die ehemaligen Gewerbeflä-
chen und anschließend entstandenen Ruderalflächen werden abgelöst von einer geordneten städtebaulichen
Entwicklung, welche durch den 2015 durchgeführten städtebaulichen Wettbewerb eine qualitätvolle Gestal-
tung gewährleistet. Durch die Schaffung eines Universitätsstandortes wird das Areal für die Öffentlichkeit erst
zugänglich und wahrnehmbar.
Die prägende Grünstruktur entlang der Münchener Straße, welche die zukünftige Technische Universität
Nürnberg nach Osten abgrenzt, bleibt erhalten. Sie wird einschließlich der angrenzenden Freiflächen in der
Änderung 8c des Flächennutzungsplans als Grünfläche dargestellt. Daneben werden lineare Gehölzbestände
innerhalb des Gebietes erhalten und gliedern die Bebauungsstruktur. Der Erhalt alter Gehölzbestände wirkt
sich positiv auf das Landschaftsbild im neu zu schaffenden Areal aus. Zudem werden neue Grün- und Freiflä-
chen geschaffen.

Durch die geplante Nutzungsumwidmung wird das Areal grundlegend umgestaltet und städtebaulich auf-
gewertet. Für das Schutzgut Landschaftsbild relevante Strukturen werden in Teilen erhalten, in die Freiflä-
chengestaltung integriert und durch neu zu schaffende Grünflächen erweitert. Insgesamt sind damit keine
erheblichen nachteiligen Auswirkungen für das Schutzgut Landschaft festzustellen.

2.6. Mensch, menschliche Gesundheit
2.6.1. Erholung

Ausgangssituation
Auf Grund der langjährigen Nutzung als Bahn- und Gewerbestandort in der Vergangenheit weist der Ände-
rungsbereich so gut wie keine Erholungsfunktion auf. Allein der im Westen des Plangebietes bestehenden
Kleingartenanlage kommt eine geringe Bedeutung für das Schutzgut zu. Der Großteil der Geländeflächen war
bzw. ist für die Öffentlichkeit unzugänglich und Erholungsinfrastruktur wie Sitzbänke, Spielflächen oder Rad-
und Fußwegeverbindungen fehlen auch nach den bereits durchgeführten Rückbaumaßnahmen. Auf dem Ge-
biet der geplanten UTN gibt es landschaftlich attraktive Teilbereiche. Diese sind für Erholungssuchende mo-
mentan jedoch nicht zugänglich. Auch fehlen geeignete Verbindungen in die benachbarten Naherholungs- und
Freizeitgebiete wie den östlich des Gebiets liegenden Volkspark Dutzendteich.
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Auswirkungen / Prognose
Die Planung sieht eine vollständige Umnutzung des Änderungsbereichs als öffentlichen Universitätsstandort
vor, wodurch das Areal (für Erholungssuchende) erst nutzbar gemacht wird. Die geplante Entwicklung im Ge-
biet umfasst neben dem Erhalt reizvoller Landschaftsbestandsteile die Schaffung neuer Grünflächen. Die neu
zu schaffende Grünfläche im Zentrum des Geltungsbereiches wird in der FNP-Änderung 8c durch die Darstel-
lung als solche gesichert. Durch die vorgesehenen Rad- und Fußwegeverbindungen werden Verknüpfungen
mit den umgebenden Naherholungsgebieten und Quartieren geschaffen.

Es sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch / Erholung zu erwarten. Bei
Durchführung der geplanten Nutzungsänderung wird hingegen eine deutliche Verbesserung und Aufwer-
tung der Erholungsfunktion erreicht.

2.6.2. Lärmbelastung

Ausgangssituation
Auf den Änderungsbereich wirken verschiedene Lärmquellen aus der Umgebung ein. Schallemissionen gehen
von den angrenzenden Verkehrswegen und dabei insbesondere von der östlich des Gebiets verlaufenden Mün-
chener Straße aus. Bei dieser handelt es sich um eine viel befahrene Hauptverkehrsstraße mit einer Höchst-
geschwindigkeit von derzeit 70 km/h. Weitere Lärmbelastungen gehen von der U-Bahn, die im Süden des Ge-
bietes teilweise offen verläuft, sowie den gewerblichen Nutzungen der Umgebung aus. Zu letztgenannten zäh-
len u.a. die DB Railport und der Rangierbahnhof südlich oder das Gewerbegebiet „Gibitzenhof“ westlich des
geplanten Universitätsstandorts. Sport- und Freizeitanlagen sind im direkten Umfeld nicht vorhanden, so dass
kein diesbezüglicher Lärm auf das Gebiet einwirkt.

Auswirkungen / Prognose
Die vorliegende Planung im Änderungsbereich sieht neben dem Universitätsbetrieb hochschulaffine gewerb-
liche Nutzungen, Studierendenwohnheime, eine KiTa und Freizeit-Sportanlagen vor. Gemäß der schalltechni-
schen Untersuchung von Müller-BBM (Oktober 2022) wird in Abstimmung mit dem Stadtplanungsamt der
Schutzbedarf im Geltungsbereich hilfsweise einem Mischgebiet gleichgesetzt, da es in der TA Lärm keine Im-
missionsrichtwerte für Sondergebiete gibt. Eine Ausnahme bildet der Bereich der KiTa, für den in der Tagzeit
der Schutzbedarf für Allgemeine Wohngebiete herangezogen wird. Im Vergleich zur Ausgangslage erhöht sich
im Änderungsbereich mit der Nutzungsänderung der Schutzbedarf hinsichtlich der Lärmbelastung. Zu erwar-
tende punktuelle Lärmkonflikte können laut schalltechnischer Untersuchung von Müller-BBM (Oktober 2022)
unter Berücksichtigung von Schallschutzmaßnahmen bei der Gebietsentwicklung gelöst werden. Maßnahmen
zum Schallschutz sind insbesondere auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung vorzusehen. Zudem werden
durch die Planung in Zukunft maßgebliche Geräuschemittenten entstehen.
Verkehrslärm
Der Änderungsbereich soll an die östlich verlaufende Münchener Straße über den Knotenpunkt Flachweiher
sowie die im Süden des Gebiets verlaufende Dr.-Luise-Herzberg-Straße („Erschließungsstraße“) angebunden
werden. Auf der Münchener Straße ist im Zuge der geplanten Entwicklungen auf dem ehemaligen Südbahnhof
die Rücknahme der derzeitigen zulässigen Höchstgeschwindigkeit von 70 km/h auf die innerstädtische Regel-
geschwindigkeit (50 km/h) u.a. auf dem für den Änderungsbereich relevanten Teilabschnitt vorgesehen.
Der geplante Universitätscampus soll autoarm sein und wird sehr gut über den öffentlichen Nahverkehr er-
schlossen. Auf dem Gebiet der UTN ist dafür die Erweiterung der heutigen Straßenbahnlinie 7 in einem geson-
derten Planfeststellungsverfahren geplant. Die neue Straßenbahntrasse soll am westlichen Rand des Gebiets
entlang der Brunecker Straße von Norden nach Süden verlaufen, dieses queren und dann südlich der Dr.-
Luise-Herzberg-Straße nach Osten führen.
Insgesamt ist im Gebiet eine erhöhte Verkehrslärmbelastung im Zusammenhang mit der geplanten Erweite-
rung der Straßenbahnlinie sowie der Universitätsnutzung zu erwarten. Mit Überschreitungen der schalltechni-
schen Orientierungswerte bzw. Immissionsgrenzwerte für gemischte bzw. Wohnbauflächen entlang der Ver-
kehrswege ist partiell zu rechnen, insbesondere an der Münchener Straße im Osten sowie an den Haltepunkten
und im Kurvenbereich der geplanten Straßenbahn. Im Rahmen des gesonderten Planfeststellungsverfahrens
zur Straßenbahnverlängerung können entsprechende Maßnahmen verbindlich geregelt werden.
Gewerbelärm
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Auf den Änderungsbereich wirken Anlagengeräusche ein, insbesondere durch den südlich angrenzenden Ran-
gierbahnhof. Tagsüber wird der Immissionsrichtwert für gemischte Bauflächen flächendeckend eingehalten,
in der Nachtzeit ist eine Überschreitung der schalltechnischen Orientierungswerte im Südwesten zu erwarten.
Zukünftig ist zudem auch innerhalb des Gebiets mit Anlagengeräuschen zu rechnen.
Sport- und Freizeitgeräusche
Im Änderungsbereich sind Sportanlagen im Bereich der zentralen Grünfläche vorgesehen. Eine konkrete Pla-
nung zur Anordnung dieser steht noch aus. In den weiteren Planungsschritten sind die Schallemissionen der
geplanten Sportanlagen in der Nachbarschaft zu ermitteln und nach der 18. BImSchV zu beurteilen.

Zur Bewältigung der zu erwartenden Lärmbelastungen aus o.g. Quellen sind entsprechende Schallschutzmaß-
nahmen bei der Gebietsentwicklung und insbesondere auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung vorzuse-
hen. Maßnahmen, die dabei Berücksichtigung finden können, sind u.a. eine Geräuschkontingentierung nach
DIN 45691, Maßnahmen an den internen, nicht öffentlichen Straßen, eine schalltechnisch optimierte Anord-
nung von Nutzungen oder eine ausreichende Schalldämmung der Außenbauteile. An der Straßenbahnneustre-
cke sind Schallschutzmaßnahmen im Rahmen des gesonderten Planfeststellungsverfahrens verbindlich zu re-
geln.

Durch die geplante Nutzungsänderung sind bei Durchführung der Planung partiell erhebliche nachteilige
Auswirkungen durch Lärmimmissionen zu erwarten. Diese Beeinträchtigungen sind durch die Umsetzung
geeigneter aktiver und passiver Schallschutzmaßnahmen derart zu reduzieren, dass die Lärmwerte für ge-
sundes Arbeiten und Wohnen im Tages- und Nachtzeitraum eingehalten werden können. Die Schallschutz-
maßnahmen sind auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung konkret zu definieren und verbindlich zu re-
geln.

2.6.3. Störfallvorsorge / Anfälligkeit für schwere Unfälle oder Katastrophen

Der Änderungsbereich befindet sich nicht innerhalb des Achtungsabstandes (KAS-18) bzw. des angemesse-
nen Sicherheitsabstandes (§ 3 Abs. 5c BImSchG) von Störfallbetrieben (Betriebsbereiche gem. § 3 Abs. 5a
BImSchG). Durch die Planungen sind Belange der bauplanrechtlichen Störfallvorsorge im Sinne der Richtlinie
2012/18/EU (Seveso-III-Richtlinie) sowie die diesbezügliche nationale Gesetzgebung nicht betroffen.
Ebenso wenig befindet sich das Gelände der UTN in einem Bereich, in dem mit besonderen Auswirkungen
durch Katastrophen (z.B. überschwemmungsgefährdeter Bereich, Erdbebengebiet) zu rechnen ist.
Im Stadtgebiet von Nürnberg ist generell mit Bombenblindgängern oder anderen Kampfmitteln aus dem Zwei-
ten Weltkrieg zu rechnen. Luftbilder zeigen im Untersuchungsbereich zahlreiche Bombentrichter. Weiterhin
wurden im Zuge der Altlastensanierung in anderen Bereichen des ehemaligen Südbahnhofs bereits Bomben-
blindgänger gefunden. Folglich ist für den Änderungsbereich mit einem Vorkommen von Bomben aus dem
Zweiten Weltkrieg zu rechnen. Infolgedessen ist eine Kampfmittelerkundung bzw. -begleitung vor Eingriffen in
den Boden erforderlich.

Bezüglich der Störfallvorsorge liegt im Änderungsbereich keine Betroffenheit vor.

2.7. Luft

Ausgangssituation
Innerhalb des Änderungsbereichs sind keine Nutzungen vorhanden, durch welche Emissionen mit wesentli-
chen Auswirkungen auf die Luftreinhaltung verbunden sind. Höhere Belastungen im Gebiet sind durch die
stark befahrene Münchener Straße im Osten sowie durch den südlich liegenden Rangierbahnhof zu erwarten.
Für den Änderungsbereich ist grundsätzlich nicht mit erheblichen Feinstaubbelastungen zu rechnen, da Fein-
staub (PM10 und PM2,5) in Nürnberg nach Angaben der Stadtentwässerung und Umweltanalytik (SUN) ge-
nerell kein Problem im Hinblick auf die Einhaltung der Grenzwerte der 39. BImSchV darstellt. Auch an der
verkehrsbezogenen Luftmessstation des BayLfU (Von-der-Tann-Straße) liegen die gemessenen Werte für
PM10 unter dem Jahresgrenzwert. Auch die Anzahl der zulässigen Überschreitungstage des Tagesgrenzwer-
tes liegt unter Berücksichtigung der Daten der Messstellen ebenfalls unter dem Grenzwert.
Im Zuge flächendeckender Messungen zur Luftqualität im Stadtgebiet von Nürnberg wurde für den Änderungs-
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bereich in den Jahren 2002 bis 2011 bei mobilen, diskontinuierlichen Luftmessungen (im 1-km-Raster) Stick-
stoff-dioxid-Konzentrationen von 34 bis 40 µg/m³ (als Flächenmittelwerte) gemessen. Damit liegen die Mess-
werte z.T. über dem städtischen Durchschnitt. Aufgrund der angewandten Messmethode und der Messzeiten
(nur zu den verkehrsreicheren Tagzeiten, d.h. ohne Nachtmessungen) besitzt ein direkter Vergleich mit dem
Ganzjahresgrenzwert der 39. BImSchV allerdings nur orientierenden Charakter. Der Bereich an der Münche-
ner Straße zeigte dabei eine deutliche Beeinflussung der Luftqualität durch verkehrsbedingte NO2- Emissio-
nen. Die Münchener Straße als nächster Hotspot für die Luftbelastung grenzt östlich direkt an den Änderungs-
bereich.

Auswirkungen / Prognose
Innerhalb des Änderungsbereichs sind keine Nutzungen geplant, durch welche Emissionen mit wesentlicher
Auswirkung auf die Luftreinhaltung verbunden sind. Maßgeblichster Aspekt zur Luftreinhaltung sind im Ände-
rungsbereich zukünftig die Steigerung des motorisierten Individualverkehrs durch die geplanten Nutzungen.
Mit der geplanten Nutzungsumwidmung wird sich das Verkehrsaufkommen voraussichtlich erhöhen. Ziel ist
dennoch, den Kfz-Verkehr möglichst gering zu halten. Die Rahmenplanung als Grundlage für die Festlegungen
im weiteren Verfahren sieht einen autoarmen Campus vor, stattdessen sollen der ÖPNV ausgebaut, der Fuß-
und Radverkehr gefördert sowie Sharing-Angebote geschaffen werden.
Im Vergleich zu den (früheren) gewerblichen Nutzungen im Änderungsbereich kann jedoch grundsätzlich da-
von ausgegangen werden, dass mit der geplanten Nutzungsänderung hinsichtlich der Luftreinhaltung verträg-
lichere Nutzungen entstehen werden.

Von einer erheblichen Luftbelastung im Änderungsbereich oder durch die geplante Nutzungsänderung ist
nicht auszugehen. Durch die (Durchführung der) Planung sind insgesamt keine erheblichen nachteiligen
Auswirkungen auf das Schutzgut Luft festzustellen.

2.8. Klima

Ausgangssituation
Die Stadt Nürnberg liegt im Übergangsbereich zwischen kontinentalem und ozeanischem Klima. Charakteris-
tisch sind hohe Sommertemperaturen, vergleichsweise milde Winter und eine insgesamt geringe Nieder-
schlagsmenge. Mit durchschnittlich rund 630 mm Niederschlag pro Jahr zählt Nürnberg zu den trockensten
Gebieten Bayerns. Die Folgen des Klimawandels zeigen sich u.a. in der gestiegenen Zahl der Sommertage
(Tage mit einer Höchsttemperatur von ≥ 25°C). Für Nürnberg wird ein Anstieg der Jahresmitteltemperatur
prognostiziert, so dass eine Zunahme sommerlicher Trocken- und Hitzeperioden sowie eine Zunahme von
Starkregenereignissen zu erwarten ist.
Die Flächen des Änderungsbereichs weisen gemäß der Klimafunktionskarte des Stadtklimagutachtens Nürn-
berg (Stand: Mai 2014) insgesamt eine bioklimatisch „weniger günstige“ Situation auf und haben nur geringe
Bedeutung in Bezug auf die Kaltluftproduktion bzw. -lieferung. Nur kleinflächig bestehen laut Stadtklimagut-
achten Bereiche mit sehr hoher stadtklimatischer Bedeutung, dazu gehören Flächen im Westen der zentralen
Teilfläche des Änderungsbereiches sowie die Kleingartensiedlung am westlichen Rand des sogenannten „An-
nex“. Die Kleingartenanlage wird im Gesamtstädtischen Freiraumkonzept der Stadt Nürnberg als potenzielle
Klimaoase in einem ansonsten stark verdichteten Gebiet aufgeführt.

Auswirkungen / Prognose
Die geplante Neugestaltung des Änderungsbereiches beeinflusst das Schutzgut Klima. Zur genaueren Beur-
teilung von Art und Ausmaß der Beeinflussung wird auf Bebauungsplanebene eine klimaökologische Begut-
achtung erfolgen. Diese ist die Grundlage zur Beurteilung der Erheblichkeit der Auswirkungen auf Bebauungs-
planebene.
Die deutlichsten Auswirkungen wird es innerhalb des Änderungsbereiches gegenüber der Bestandssituation
geben. Es handelt sich um die Wiedernutzung einer vorher intensiv gewerblich genutzten Konversionsfläche.
Die derzeit großflächig unversiegelten Flächen werden erneut bebaut. Von Auswirkungen auf das Lokalklima
ist daher auszugehen. Sowohl im städtebaulichen Konzept als auch in der Freiflächenplanung zur Rahmenpla-
nung sind Maßnahmen vorgesehen (bspw. Grün- und Freiflächenbereiche, Dachbegrünung, Straßenbegleit-
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grün, Baumpflanzungen), die die zu erwartenden negativen Auswirkungen mindern können. Diese Maßnah-
men gilt es im Zuge der verbindlichen Bauleitplanung durch Festsetzungen zu sichern, um so eine bioklimati-
sche Verbesserung für den Änderungsbereich zu erreichen und um mit klimatischen Veränderungen umgehen
zu können.
Durch die Realisierung der geplanten universitären Nutzung ist zudem in Bezug auf die Energieversorgung für
die Gebäudenutzung (Wärme, Klimatisierung, Strom) als auch durch die zu erwartende Verkehrsbelastung von
einer Erhöhung der CO2-Emissionen und folglich der CO2-Belastung des Globalklimas auszugehen. Der Cam-
pus der UTN ist autoarm geplant, während gleichzeitig eine gute Anbindung an den ÖPNV sowie an Fuß- und
Radwege gegeben sein soll. Dadurch werden die klimaschädlichen Folgen des erwarteten Verkehrsanstieges
abgemildert. Zudem wird besonderer Wert auf eine energieeffiziente Gebäudeplanung gelegt, mit dem Ziel
einer möglichst CO2-neutralen Energieversorgung.
Im Zuge der nachfolgenden Bebauungsplanung wird dazu ein Energiekonzept erstellt und abgestimmt; dieses
ist ebenso wie die Ergebnisse des zu aktualisierenden Klimagutachtens im zugehörigen Umweltbericht detail-
liert zu behandeln. Die daraus resultierenden Planungs- und Maßnahmenhinweise fließen in den weiteren Pla-
nungsprozess auf Bebauungsplanebene sowie auch auf nachfolgenden Ebenen ein; soweit als möglich und
geboten, erfolgen hierzu Regelungen im B-Plan Nr. 4656 in Verbindung mit der vorgesehenen Städtebaulichen
Vereinbarung.

Vor dem Hintergrund der auf Bebauungsplanebene möglichen Maßnahmen zur Erreichung einer klimaopti-
mierten Planung sowie auch in Anbetracht der Erhöhung des Grünflächenanteils im Gebiet werden die Aus-
wirkungen der geplanten FNP-Änderung insgesamt als nicht erheblich eingestuft. Auf der Bebauungspla-
nebene sind Verringerungs- und Vermeidungsmaßnahmen hinsichtlich des Klimaschutzes und der Klima-
anpassung verbindlich zu regeln.

2.9. Abfall
Im Änderungsbereich sind aufgrund der früheren Nutzungen (Gewerbe und Bahn) erhebliche abfallrelevante
Auffüllungen im Boden vorhanden. Die geplante Bebauung geht in weiten Teilen – mit Ausnahme definierter,
zum Erhalt vorgesehener Bereiche – mit einer Baufeldfreimachung und Entfernung abfallrelevanter Auffüllun-
gen einher. Diese Auffüllungen werden entsprechend den rechtlichen Vorgaben behandelt und entsorgt. Mit
dem Umweltamt der Stadt Nürnberg abgestimmte Planungsvorgaben zum Bodenmanagement liegen hierfür
vor.
Abfälle entstehen im Änderungsbereich zukünftig betriebsbedingt durch universitäre und mögliche gewerbli-
che Nutzungen sowie in geringem Umfang als Hausmüll durch Einwohnende. Die Entstehung möglicher ge-
fährlicher Abfälle (Sondermüll) ist auf Ebene des Flächennutzungsplans nicht absehbar.
Nähere Angaben zu Art und Menge der durch die Realisierung der Planung erzeugten Abfälle und ihrer Besei-
tigung und Verwertung sind, soweit möglich, im nachgeordneten Bebauungsplanverfahren nachzureichen so-
wie im weiteren Planungsprozess zu beachten.

Es sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen in Bezug auf Abfall zu erwarten.

2.10. Kultur- und Sachgüter

Ausgangssituation
Im Änderungsbereich befinden sich keine Baudenkmäler und auch Bodendenkmäler sind derzeit nicht be-
kannt. Östlich des Gebiets befindet sich das Flächen-Denkmal Volkspark Dutzendteich mit dem Reichspartei-
tagsgelände, der Kongresshalle und das Zeppelinfeld. Nördlich des Gebiets liegen die Baudenkmale der bei-
den ehemaligen SS-Kasernen, welche heute vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge und als Haus für
Gegenwartskultur genutzt werden. Südlich des Gebiets befindet sich die Arbeitersiedlung Rangierbahnhof,
welche unter Ensembleschutz steht.

Auswirkungen / Prognose
Nachteilige Auswirkungen der Planung auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter sind nicht erkennbar, da im
Änderungsbereich keine Bau- und Bodendenkmäler vorhanden sind. Archäologische Funde können generell
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nicht ausgeschlossen werden und wären entsprechend der gesetzlichen Denkmalschutzbestimmungen zu be-
handeln.

Es sind keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Kultur- und Sachgüter zu erwarten.

2.11. Wechselwirkungen
Die ermittelten Auswirkungen auf die einzelnen Schutzgüter und Umweltbelange berücksichtigen auch das
Wirkungs-/Prozessgefüge zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes. Darüberhinausgehende er-
hebliche nachteilige Beeinträchtigungen infolge von Wechselwirkungen sind nicht zu erwarten.

3. Prognose bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante)

Die Nullvariante beschreibt die voraussichtliche Entwicklung der Umweltbereiche im Änderungsbereich bei
Nichtdurchführung der Planung.
Derzeit wird der westliche Teil des Änderungsbereichs („Annex“) gewerblich genutzt, während die restlichen
Flächen fast vollständig rückgebaut wurden. Die so entstandenen Offenflächen liegen zum Teil brach, anderen
Flächen wurden angesät und werden gepflegt. Bei Nichtdurchführung der Planung würde die Gewerbenutzung
wahrscheinlich bestehen bleiben und potenziell erweitert. Auf Grundlage des wirksamen FNP wäre die Auf-
stellung von entsprechenden Bebauungsplänen und eine Entwicklung von Bauflächen möglich. Die Ansied-
lung neuer gewerblicher Nutzungen wäre aufgrund der planungsrechtlichen Einstufung des Gebietes (über-
wiegend Innenbereich nach § 34 BauGB) als sehr wahrscheinlich einzuschätzen. Die im Zusammenhang mit
der geplanten UTN konzipierte Pflege der nach dem Rückbau entstandenen Offenlandflächen würde einge-
stellt werden.
Folglich wäre für die Vegetationsflächen, so sie nicht zu Gewerbeflächen entwickelt würden, langfristig eine
Gehölzsukzession zu erwarten. Die etablierten Gehölzstrukturen würden bei Nichtdurchführung der Planung
in etwa dem Ausgangszustand entsprechend erhalten bleiben., während sich die Brach- und Offenflächen so-
wie die jungen Pionierbestände und Vorwälder langfristig ebenfalls zu geschlossenen Gehölzbeständen entwi-
ckeln würden. Die wertvollen, nach § 30 BNatSchG geschützten, Sandmagerrasen gingen aufgrund fehlender
Pflege langfristig verloren: Bei über der Hälfte der nach §30 BNatSchG geschützten Flächen handelt es sich
um Bestände mit Silbergras, die im Zuge der Rückbauarbeiten entstanden sind und auf Bodenstörungen an-
gewiesen sind, während gleichzeitig einige Sandmagerrasen bereits heute Verbuschung aufweisen. Durch die
zu erwartende Gehölzsukzession würde der Lebensraum für Zauneidechse und Heuschrecken auf lange Sicht
ebenfalls verloren gehen. Beendet würde bei Nichtdurchführung der Planung der Prozess der begonnenen
Beseitigung von Altlasten bzw. schädlichen Bodenverunreinigungen (wobei einzelne Sanierungsmaßnahmen
auch weiterhin stattfinden würden) und insgesamt die geordnete städtebauliche Neuordnung des Geländes.
Langfristig positive Auswirkungen auf Schutzgüter durch Nichtdurchführung der Planung sind nicht zu erwar-
ten. Für das Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit / Lärm würde mit Beibehaltung einer gewerblichen
Nutzung bzw. einer weiteren Verbrachung kein Bedarf für Schallschutz entstehen, dafür wäre aber mit einer
Zunahme an Anlagengeräuschen im Gebiet und damit auch mit Beeinträchtigungen angrenzender Bereiche
zu rechnen. Wie oben beschrieben wäre die Nichtdurchführung der Planung auch für die Schutzgüter Pflanzen
und Tiere kurzfristig vorteilhaft und es käme nicht zur Erfüllung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände.
Wie oben beschrieben würden sich langfristig jedoch insbesondere die Lebensräume für die vorkommenden,
besonders seltenen und wertvollen Arten des Offenlandes verkleinern und schließlich vollständig verloren ge-
hen. Gegenüber der angestrebten Nutzungsänderung stellt sich die Nullvariante für die Schutzgüter folglich
nicht als uneingeschränkt positiv dar.
Die bei Nichtdurchführung der universitären Umnutzung zu erwartende Ansiedelung von Gewerbe würde sich
auch negativ auf die Schutzgüter Luft und Landschaftsbild auswirken. Erhaltenswerte Vegetationsstrukturen
würden unter Umständen nicht erhalten werden und das Landschaftsbild nicht einheitlich weiterentwickelt
werden. Stattdessen würde es durch gewerbliche Nutzungen wie Hallen, Verkehrswege und Lagerflächen zu-
sätzlich beeinträchtigt. Dementsprechend wäre auch mit einer Zunahme der Luftbelastung zu rechnen.
Negativ zu bewerten ist die Nullvariante auch für die Schutzgüter Boden und Wasser. Wie oben beschrieben,
würde die Sanierung von Bodenverunreinigungen nicht abgeschlossen werden und Bodenverunreinigungen,
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die ggf. auch das Grundwasser verunreinigen, verbleiben bzw. bei Ansiedlung von Gewerbe nur partiell auf den
entwickelten Flächen erfolgen. Mit der Nullvariante würde das Gelände außerdem nicht für die Öffentlichkeit
zugänglich und stattdessen eher eine Barrierewirkung zwischen Wohngebieten im Westen und dem Naherho-
lungsgebiet Dutzendteich bilden. Sie ist für das Schutzgut Mensch / Erholung als negativ zu bewerten.

4. Maßnahmen zur Vermeidung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen
Den Umgang mit nachteiligen Umweltauswirkungen regeln verschiedene, eigenständige Rechtsinstrumente.
Die angewandten Bewertungskriterien und die betrachteten Schutzgüter/Umweltbelange sind in diesen nicht
deckungsgleich. In der Umweltprüfung als Trägerverfahren nach § 2 Abs. 4 BauGB werden die voraussichtli-
chen Umweltauswirkungen für alle Belange des Umweltschutzes ermittelt und das Ergebnis im Umweltbericht
dargestellt. Aus den verschiedenen Instrumenten können sich dabei unterschiedliche Rechtsfolgen ergeben.

Rechtsinstrument Belange Rechtsfolgen

BauGB1

Umweltprüfung Voraussichtliche erhebliche
Auswirkungen auf die Um-
weltbelange nach § 1 Abs. 6
Nr. 7 und § 1a BauGB

Abwägungsrelevanz
Darstellung der geplanten Maßnahmen zur
Vermeidung, Verringerung und zum Aus-
gleich nachteiliger Auswirkungen auf Um-
weltbelange, welche durch die Realisierung
der Planung zu erwarten sind, im Umwelt-
bericht.

BNatSchG2

Eingriffsregelung
(siehe Kapitel 4.1)

Voraussichtliche erhebliche
Beeinträchtigungen des
Landschaftsbildes sowie der
Leistungs- und Funktionsfä-
higkeit des Naturhaushaltes

Abwägungsrelevanz und konkrete Ent-
scheidung über Vermeidung und Aus-
gleich.

Artenschutz / saP3

(siehe Kapitel 4.2)

Voraussichtliche Betroffen-
heit von Verbotstatbestände
nach § 44 BNatSchG, ggf.
naturschutzrechtliche Vo-
raussetzungen für Ausnahme
nach § 45 Abs. 7 BNatSchG,
Einschlägigkeit des § 18
BNatSchG i.V.m. BauGB

Je nach Ergebnis:
CEF-/FCS-Maßnahmen; wenn diese nicht
möglich oder nicht funktionieren, dann Be-
urteilung durch die Regierung von Mittel-
franken, ob Ausnahmevoraussetzung gege-
ben oder nicht; oder bei Nicht-Regelbarkeit
des Artenschutzes ist der Bebauungsplan
nicht rechtmäßig.

FFH/SPA –
Verträglichkeits-
Prüfung
(siehe Kapitel 5)

Voraussichtliche Beeinträch-
tigung der Erhaltungsziele
und Schutzzwecke von Ge-
bieten von gemeinschaftli-
cher Bedeutung und europäi-
schen Vogelschutzgebieten
im Sinne des BNatSchG

Je nach Ergebnis:
Abwägungsrelevanz, ausnahmsweise Zu-
lässigkeit oder Unzulässigkeit der Planung.

1 Baugesetzbuch, Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und 2a
2 Bundesnaturschutzgesetz
3 spezielle artenschutzrechtliche Prüfung
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4.1. Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
Im Änderungsbereich liegen keine naturschutzrechtlich unter Schutz gestellten Objekte bzw. Gebiete (Natur-
schutzgebiete, Landschaftsschutzgebiete, geschützte Landschaftsbestandteile, Naturdenkmäler) oder Was-
serschutzgebiete vor. Im Gebiet vorhanden sind sowohl gemäß § 30 BNatSchG i.V.m. Artikel 23 BayNatSchG
geschützte Biotope als auch Biotope der Stadtbiotopkartierung (vgl. NAK WGF Landschaft, Stand: August
2022). Weiterhin befinden sich mehrere Waldflächen im Änderungsbereich. Der Umgang mit diesen Biotopen
sowie den Waldflächen ist im Einzelnen auf Bebauungsplanebene im Kontext der konkreten Planung darzule-
gen, zu prüfen und mit den zuständigen Behörden abzustimmen.
Ebenso erfolgt die Anwendung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung für den Geltungsbereich der FNP-
Änderung 8c auf Ebene der Bebauungsplanung in Anwendung der „Anlage 2 zur Satzung der Stadt Nürnberg
zur Erhebung von Kostenerstattungsbeträgen“ und unter Berücksichtigung des derzeitigen Baurechts. Das
geplante Bauvorhaben liegt gemäß der Abgrenzung des Stadtplanungsamts Nürnberg vollständig im Innenbe-
reich nach § 34 BauGB (vgl. nachfolgende Abbildung 2). Im Innenbereich ist für bereits zulässige Vorhaben
bzw. Eingriffe kein Ausgleich gem. § 1a BauGB erforderlich. Da jedoch mit dem nachfolgenden Bebauungs-
planverfahren erst die Zulassungsvoraussetzung für die geplante städtebauliche Entwicklung auf dem Areal
geschaffen wird, kann aus oben Genanntem nicht abgeleitet werden, dass die Eingriffsregelung nicht anzu-
wenden ist. Für das gesamte Areal des ehemaligen Südbahnhofs (Bebauungsplanverfahren Nr. 4600) wurde
eine Abstimmung über die Anwendung der naturschutzfachlichen Eingriffsregelung getroffen, welche analog
für das Gebiet der Technischen Universität Nürnberg anzuwenden ist.

Abbildung 2: Abgrenzung von Innen- und Außenbereich im Bereich des Bebauungsplanverfahrens Nr. 4600 (Stadtplanungsamt Nürn-
berg)
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In der Abstimmung wurde festgelegt, dass die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im B-Planverfahren
Nr. 4600 Anwendung auf Basis des § 1a Abs. 3 S. 6 BauGB findet. Demnach ist ein Ausgleich nicht erforder-
lich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. Bezogen
auf den Änderungsbereich heißt das, dass über den heutigen Bestand hinaus auch diejenigen früheren bauli-
chen Nutzungen als bereits erfolgte Eingriffe gewertet werden, die in den Jahren nach 2004 zurückgebaut
wurden. In diesem Jahr wurde für das Gesamtareal eine Rahmenvereinbarung über die beabsichtigte Entwick-
lung unterzeichnet. In dessen Folge begann im Jahr 2005 der schrittweise Rückbau von Gebäuden und bauli-
chen Nutzungen sowie die Entmietung und Entpachtung der Flächen zur Vorbereitung der nun geplanten städ-
tebaulichen Entwicklung. Zum Zeitpunkt der planerischen Entscheidung im Jahr 2004 hatte auf den Rückbau-
flächen also bereits ein Eingriff stattgefunden.
Im Änderungsbereich ist die Entwicklung eines Universitätsstandortes unter Einbeziehung bestehender prä-
gender Vegetationsstrukturen sowie mit dem Ziel der Neuschaffung von attraktiven Grün- und Freiflächen ge-
plant. Bei Umsetzung der angestrebten Planung und durch verschiedene mögliche Maßnahmen der Grünord-
nung (Pflanzgebote, Dachbegrünung, Regenwasserversickerung etc.) kann gemäß des NAK (WGF Landschaft,
Stand: August 2022) nach der Punktebewertung der „Anlage 2 zur Satzung der Stadt Nürnberg zur Erhebung
von Kostenerstattungsbeträgen“ ein Ausgleich gem. § 1a BauGB im Änderungsbereich grundsätzlich erreicht
werden.

4.2. Europäischer und nationaler Artenschutz
Die Durchführung einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP) ist aufgrund der Anforderungen des
§ 44 BNatSchG und den diesbezüglichen Empfehlungen der Regierung von Mittelfranken zwingend für das
Gesamtareal Brunecker Straße erforderlich. In einer saP wird die Planung auf mögliche artenschutzrechtliche
Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG geprüft und ein Maßnahmenkonzept erarbeitet,
welches den Anforderungen des Artenschutzes gerecht wird. Für das Gesamtareal (B-Planverfahren Nr. 4600)
an der Brunecker Straße wurde eine saP im Jahr 2018 von WGF Landschaft erstellt. Aufbauend auf dieser saP
ist zum nachfolgenden Bebauungsplan Nr. 4656 für den Änderungsbereich 8c eine detaillierte saP zu erstel-
len. Im Rahmen der FNP-Änderung liegt eine gutachterliche „Voreinschätzung zum speziellen Artenschutz“
von WGF Landschaft (Stand: 21.Juli 2023) vor.
Folgende Maßnahmen zur Vermeidung von Gefährdung von Tierarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und
von Vogelarten sind aus dem Konzept für das Gesamtareal im Planungsbereich voraussichtlich umzusetzen
(vgl. Voreinschätzung zum speziellen Artenschutz, WGF Landschaft, Juli 2023):

 V1 Erhalt von Vegetationsstrukturen und Lebensräumen
 V2 Erhalt von Habitat-Bäumen und alten Gehölzbeständen
 V4 Bauzeitenbeschränkung für Gehölzfällung
 V5 Bauzeitenbeschränkung für die Fällung von Habitat-Bäumen
 V6 Untersuchung und ggf. Bauzeitenbeschränkung von abzubrechenden Gebäuden
 V7 Abfang, Umsiedelung und Vergrämung von Reptilien
 V8 Verhinderung der Wiederbesiedlung des Baufelds durch Reptilien
 V11 Neuanlage von naturnahen Grün- und Freiflächen
 V16 Fledermausfreundliche Beleuchtung des öffentlichen Raums
 V17 Minimierung von Vogelschlag an Gebäuden
 V18 Umweltbaubegleitung
 V19 Fledermausflachkästen an Gebäudefassaden

Zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF) bzw. eines günstigen Erhaltungszustan-
des von Populationen (FCS) sind vor Baufeldfreimachung bzw. vor Durchführung artenschutzrelevanter Ein-
griffe folgende Maßnahmen erforderlich:

 CEF 2 Anbringen von Nistkästen für Vögel und von Fledermauskästen
 FCS 1 Ersatzlebensräume für Zauneidechsen außerhalb des Geltungsbereichs
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Unter Beachtung der Maßnahmen entstehen, außer bei der Zauneidechse, bei allen relevanten Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie und allen Vogelarten gem. Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie keine Verbotstatbe-
stände des § 44 Abs. 1 Nr. 1 – 3 BNatSchG.
Innerhalb des FNP-Änderungsbereichs 8c stellen Teilflächen einen Lebensraum der Zauneidechse dar (vgl.
NAK, WGF Landschaft, Stand: August 2022). Die dort geplante städtebauliche Neuordnung geht voraussicht-
lich mit einem großflächigen Verlust von Lebensstätten der Art einher. Um den Erhaltungszustand von Zau-
neidechse zu sichern, wird eine großflächige FCS-Maßnahme (FCS 1) außerhalb des Gebiets durchgeführt
werden müssen. Die Maßnahme wird in einer städtebaulichen Vereinbarung zum Bebauungsplan Nr. 4656
geregelt, nähere Informationen werden in der saP zum Bebauungsplan Nr. 4656 beschrieben. Im Zuge der
Bebauungsplanung wird bei der Regierung von Mittelfranken (Höhere Naturschutzbehörde) dafür ein Antrag
auf Ausnahmegenehmigung gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG gestellt.

5. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung (Fauna-Flora-Habitat) und europäische Vo-
gelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes

Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Gebieten des europäischen Schutzgebiets-Netzes Natura 2000 sind
von der Planung nicht betroffen.

6. Geprüfte Alternativen

In Nürnberg herrscht ein Bauflächendefizit im Bereich Wohnen und Gewerbe. Dabei gibt es im Stadtgebiet
keine Flächen, die ein mit dem Gebiet des ehemaligen Südbahnhofes vergleichbares Potenzial für die Innen-
entwicklung bieten (vgl. Kap. I.5 der FNP-Begründung). Im Stadtgebiet Nürnbergs wurden verschiedene
Standorte speziell auf ihr Potenzial für die Entwicklung eines Hochschulstandortes entsprechend den Anfor-
derungen der Bayerischen Staatsregierung geprüft. Demnach wird der ehemalige Südbahnhof u.a. aufgrund
der verfügbaren Fläche, einer sehr guten verkehrlichen Anbindung, der Lage im Stadtgebiet und der Tatsache,
dass es sich um eine Konversionsfläche handelt, als am besten geeigneter Standort bewertet.
Alternative Entwicklungsmöglichkeiten im Außenbereich wären mit Blick auf die Flächengrößen grundsätzlich
vorhanden. Eine solche widerspräche aber landes- und regionalplanerischen Zielen, insbesondere hinsichtlich
des Gebots der Innenentwicklung und der größtmöglichen Schonung des Außenbereichs sowie des sparsamen
und schonenden Umgangs mit Grund und Boden. Das Areal an der Brunecker Straße bietet dagegen sehr gute
Standortbedingungen und die Möglichkeit einer Flächenkonversion im Innenbereich des Stadtgebiets.

7. Methodik / Hinweise auf Schwierigkeiten und Kenntnislücken

Der Umweltbericht nach BauGB soll den aktuellen Zustand des Änderungsbereiches und die Auswirkungen
des geplanten Vorhabens auf die Umweltbelange nach § 1 BauGB beschreiben. Auch die Entwicklung bezüg-
lich der einzelnen Umweltbelange bei Nichtdurchführung der Planung (Nullvariante, Kapitel 3) soll ermittelt
und bewertet werden. Es werden Angaben zu Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung gemacht
(Kapitel 2) und Maßnahmen zur umweltfachlichen Optimierung der Planung bzw. zur Vermeidung, Verringe-
rung und zum Ausgleich nachteiliger Auswirkungen dargelegt (Kapitel 4).
Im vorliegenden Umweltbericht wird das geplante Vorhaben auf Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung
(Änderung des FNP) betrachtet. Aufgrund dieser übergeordneten Planungsebene konnte bei der Erstellung
des Umweltberichts und insbesondere bei der Bewertung der einzelnen Schutzgüter nur ein grober Maßstab
angewandt werden. Dieser Betrachtungsmaßstab wird auf der nachfolgenden Planungsebene des Bebauungs-
plans und des hierfür zu erstellenden Umweltberichts konkretisiert und detailliert.
Folgende Informationsquellen wurden für die vorliegende Fassung des Umweltberichts herangezogen (die ge-
nannten Datengrundlagen liegen dem Verfasser vor bzw. wurden von der Stadt Nürnberg zur Verfügung ge-
stellt):
• Wirksamer Flächennutzungsplan der Stadt Nürnberg mit integriertem Landschaftsplan
• Übersichtsplan zur Rahmenplanung mit integrierter Freiraumplanung der TU Nürnberg (FHA Topos/ Stpl,

Stand: 10.03.2022)
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• Technische Universität Nürnberg - Natur- und Artenschutzkonzept zur Rahmenplanung (WGF Landschaft,
August 2022)

• Landesentwicklungsprogramm Bayern (Bayerische Staatsregierung; Januar 2020)
• Masterplan Freiraum: Leitbild „Kompaktes Grünes Nürnberg 2030“: Gesamtstädtisches Freiraumkonzept

Nürnberg (bgmr Landschaftsarchitekten, 2014)
• Integriertes Stadtentwicklungskonzept (INSEK) „Nürnberg Südost“ der Stadt Nürnberg (2015)
• Stadtklimagutachten: Analyse der klimaökologischen Funktionen für das Stadtgebiet von Nürnberg (GEO-

Net Umweltconsulting GmbH, Mai 2014)
• Klimaschutzfahrplan Nürnberg 2020-2030 (Stadt Nürnberg, 2020)
• Klimafahrplan Nürnberg 2010-2050 (Stadt Nürnberg, 2014)
• Handbuch Klimaanpassung der Stadt Nürnberg (2012)
• Grundwasserbericht der Stadt Nürnberg (2017)
• Lärmaktionsplan der Stadt Nürnberg gemäß § 47d Bundes-Immissionsschutzgesetz (ACCON GmbH, Fort-

schreibung 2019)
• 2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans für das Stadtgebiet der Stadt Nürnberg (2017)
• Flächendeckende Immissionsmessungen der Stadt Nürnberg: Messprogramm 2002 – 2011 (Abruf:

05.12.2022)
• Immissionsmessungen LÜB – Lufthygienisches Landesüberwachungssystem Bayern: Aktuelle Messwerte

der bayerischen Luftmessstationen (Abruf: 05.12.2022)
• Schienenlärmkarten: GeoPortal.EBA (EBA, 2022)
• Lärmbelastungskataster: UmweltAtlas Bayern (LfU, 2022)
 Stadtbiotopkartierung Nürnberg (2008)
 Arten- und Biotopschutzprogramm (ABSP) der Stadt Nürnberg (1996)
 Artenschutzkartierung Bayern (ASK, fortlaufende Aktualisierung)
 Geologische Karte 1 : 50.000 Nürnberg-Fürth-Erlangen und Umgebung (Bayerisches Geologisches Lan-

desamt, 1977) bzw. UmweltAtlas Bayern
 Denkmalviewer des Bayerischen Landesamtes für Denkmalschutz
 Technische Universität Nürnberg, Gesamtplanung: Verkehrsuntersuchung: Kurzbericht (Bernard Gruppe,

Dezember 2022)
• University of Technology (UTN): Schalltechnische Untersuchung zur Änderung des Flächennutzungspla-

nes (Müller-BBM, Oktober 2022)
• UTN – Rahmenplanung: Bodenmanagement, Altlasten, Baugrund: Gutachten (LGA Institut für Umweltge-

ologie und Altlasten GmbH, Dezember 2022)
• Voreinschätzung zum speziellen Artenschutz: Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan

(FNP) Änderung 8c „Bereich Technische Universität“ (WGF Landschaft, Juli 2023)
• Nacherfassung Biotope im TUN-Gelände im Bereich des ehemaligen Rangierbahnhofs Nürnberg (IVL, No-

vember 2020)
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8. Maßnahmen zur Überwachung (Monitoring)
Nach § 4c BauGB sind die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchführung eines Bauleit-
planes eintreten, zu überwachen. Ziel dieser Überwachung ist die frühzeitige Ermittlung insbesondere unvor-
hergesehener Auswirkungen und ggf. das Ergreifen von Abhilfemaßnahmen. Gegenstand der Überwachung ist
auch die Durchführung von Darstellungen oder Festsetzungen gemäß § 1a Abs. 3 S. 2 BauGB und von Maß-
nahmen gemäß § 1a Abs. 3 S. 4 BauGB (naturschutzrechtliche Eingriffsregelung). Die geplanten Überwa-
chungsmaßnahmen sind im Umweltbericht darzustellen. Die gemeindliche Überwachung ist jedoch nicht auf
die im Umweltbericht dargestellten Maßnahmen beschränkt.
Für zahlreiche Umweltauswirkungen bestehen in Deutschland bereits engmaschig fachgesetzliche Überwa-
chungs- und Kontrollverfahren. Diese können im Rahmen des Monitorings von der Gemeinde für die Überwa-
chung genutzt werden. Die Fachbehörden sind dabei nach § 4 Abs. 3 BauGB verpflichtet, die Gemeinde über
ihnen vorliegende Informationen über erhebliche Umweltauswirkungen eines B-Planes zu unterrichten. Nach-
teilige Umweltauswirkungen, die unvorhergesehen erst nach Inkrafttreten des Bauleitplans bekannt werden
und die deshalb nicht Gegenstand der Umweltprüfung und der Abwägung sein konnten, können nicht syste-
matisch und flächendeckend permanent überwacht und erfasst werden.
Aufgrund der übergeordneten Planungsebene sind detailliertere Aussagen zum Monitoring im vorliegenden
Umweltbericht nicht möglich. Auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung werden die Überwachungsmaß-
nahmen erarbeitet und im Umweltbericht definiert sowie zusätzlich durch vertragliche Vereinbarungen gesi-
chert (Städtebauliche Vereinbarung).

9. Zusammenfassung

Im Bereich des ehemaligen Südbahnhofs an der Brunecker Straße soll das frühere Bahnbetriebsgelände einer
neuen Nutzung zugeführt werden. Diese sieht im Gesamtkonzept für das Areal des ehemaligen Südbahnhofes
eine Mischung aus Wohnen, Dienstleistung/Gewerbe sowie Grünflächen vor. Zur Schaffung der planungsrecht-
lichen Voraussetzungen für die angestrebte Nutzung ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich,
der gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan (FNP) zu ent-
wickeln ist. Hierzu wurde im Stadtplanungsausschuss am 28.04.2016 ein Verfahren zur Aufstellung des Be-
bauungsplans Nr. 4600 sowie zur Änderung 8 des Flächennutzungsplans eingeleitet.
Mit der dritten Teiländerung der Änderung 8 des FNP (FNP-Änderung 8c) werden im Wesentlichen die bishe-
rigen Darstellungen als gewerbliche Bauflächen und Verkehrsflächen / Bahnanlagen geändert in eine Sonder-
baufläche Hochschule und Grünflächen. Mit dieser Änderung, aufbauend auf dem in gemeinsamer Sitzung
des Stadtplanungs- und Umweltausschusses am 07.04.2022 beschlossenen städtebaulichen Rahmenplan zur
Technischen Universität Nürnberg, UTN, mit integrierter Freiraumplanung, ist es im Nachfolgenden möglich,
einen Bebauungsplanaus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln.
Der vorliegende Umweltbericht wurde zur Änderung 8c des FNP erstellt und ermittelt den Umweltzustand so-
wie dessen voraussichtliche Entwicklung im Änderungsbereich und die Schutzgüter, die im Zuge der geplanten
Nutzungsänderungen erheblich beeinflusst werden. Es werden die wesentlichen Auswirkungen der Planung
angeführt und die Erforderlichkeit konkreter Maßnahmen formuliert, die im Sinne einer nachhaltigen Entwick-
lung den nachteiligen Umweltauswirkungen entgegenwirken (vgl. Kapitel 4. Maßnahmen zur Vermeidung, Ver-
ringerung und zum Ausgleich nachteiliger Umweltauswirkungen). Die detaillierte Auflistung der vorgesehenen
Maßnahmen sowie die Sicherung durch Festsetzung und vertragliche Regelungen erfolgt nachfolgend im Rah-
men der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 4656 und dem zugehörigen Umweltbericht.
Für die Schutzgüter Fläche, Boden, Wasser, Landschaft und Mensch / Erholung sowie Luft und Klima sind bei
Einhaltung entsprechender Maßnahmen keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu erwarten. Durch die
geplanten umfangreichen Bodensanierungen wird eine wesentliche Verbesserung hinsichtlich der Belastung
mit Schadstoffen erreicht werden, wodurch auch die Kontamination des Grundwassers reduziert werden kann.
Durch die städtebauliche Neuordnung ist eine wesentliche Verbesserung des Landschaftsbildes verbunden,
wobei prägende Vegetationsstrukturen erhalten und in die zu schaffenden Grünräume integriert werden. Hier-
durch ergibt sich eine Neuschaffung von Erholungsfunktionen für den Menschen, dem die vorher in Privatbe-
sitz befindlichen Flächen bisher nicht zur Verfügung standen. Bilanziell steht einer Erhöhung des Grünflächen-
anteils um ca. 3 ha eine entsprechende Verringerung von Bau- bzw. Bahnflächen gegenüber, was sich insb.

60



FNP-Änderung 8c
„Bereich Brunecker Straße, Technische Universität Nürnberg“ Fortschreibung Umweltbericht

WGF Landschaft | Nürnberg 23 von 29

auf das Schutzgut Fläche positiv auswirkt, aber auch auf andere Schutzgüter wie Luft und Klima.
Im Änderungsgebiet besteht keine Betroffenheit bezüglich des Umweltbelangs der Störfallvorsorge, da es sich
nicht innerhalb des Achtungsabstandes (KAS-18) bzw. des angemessenen Sicherheitsabstandes
(§ 3 Abs. 5c BImSchG) von Störfallbetrieben befindet.
Erhebliche Umweltauswirkungen sind aufgrund fehlender Bau- und Bodendenkmäler innerhalb des Ände-
rungsbereichs auch für das Schutzgut Kultur-/ Sachgüter nicht zu erwarten; bei nicht auszuschließenden ar-
chäologischen Funden sind die geltenden Denkmalschutzbestimmungen zu beachten. Durch die zukünftig
vorwiegend universitäre Nutzung sind zudem keine nachteiligen Auswirkungen hinsichtlich des Umweltbe-
langs Abfall zu erwarten. Für das Schutzgut Mensch, menschliche Gesundheit / Lärm sind im Zuge der geplan-
ten Nutzungsänderungen erhebliche nachteilige Auswirkungen festzustellen, da verschiedenster Gewerbe-
und Verkehrslärm von außen auf den Änderungsbereich einwirkt. Hauptsächlich durch den Neubau der Stra-
ßenbahnlinie (Verlängerung der Straßenbahnlinie 7), der in einem gesonderten Planfeststellungsverfahren be-
handelt wird, entsteht auch innerhalb des Änderungsbereichs eine neue Emissionsquelle für Lärm. Auf Ebene
des Bebauungsplans sind hierfür verbindliche Maßnahmen zur Verminderung der Lärmbelastung vorzusehen,
so dass insgesamt gesunde Arbeits- und Wohnverhältnisse im Tag- und Nachtzeitraum erreicht werden.
Für die Schutzgüter Pflanzen, Tiere und Biologische Vielfalt sind mit der Umsetzung der Planung im Zuge der
geplanten Nutzungsänderungen erhebliche nachteilige Auswirkungen festzustellen. Für alle Schutzgüter gilt
es, die Eingriffe durch Vermeidungs-, Verringerungs- und Ausgleichsmaßnahmen zu reduzieren bzw. zu kom-
pensieren. Der anfallende Bedarf in Bezug auf den ökologischen Ausgleich gemäß § 1a BauGB (naturschutz-
rechtliche Eingriffsregelung), den Ausgleich für die Überplanung von gemäß § 30 BNatSchG i. V. m.
Art. 23 BayNatSchG geschützten Biotopflächen sowie den artenschutzrechtlichen Ausgleich soll soweit mög-
lich im Gebiet und bei Bedarf auf plan-/stadtgebietsexternen Ausgleichsflächen geschaffen werden. Es werden
durch die Planung zudem Waldflächen überplant, die gemäß den Vorgaben des zuständigen Amts für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten (AELF) auf externen Flächen auszugleichen sind.
Darüber hinaus werden in Folge der Umsetzung der Planung Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG erfüllt.
Das Vorhaben kann nur durch eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG zugelassen werden.
Erforderliche Vermeidungs- und Ersatzmaßnahmen (CEF-Maßnahme) sowie externe Kompensationsmaßnah-
men im räumlich funktionalen Zusammenhang (FCS-Maßnahmen) sind entsprechend auf Ebene der verbind-
lichen Bauleitplanung (Bebauungsplan Nr. 4656) detailliert darzustellen und festzulegen.
Durch die FNP-Änderung 8c sind keine Erhaltungsziele und Schutzzwecke von Gebieten des europäischen
Schutzgebiets-Netzes Natura 2000 betroffen.
Eine Prüfung von Standortalternativen zum Gesamtareal Brunecker Straße für die Reduzierung des Bauflä-
chendefizits im Stadtgebiet Nürnberg ist gemäß Begründung zur FNP-Änderung 8c erfolgt. Ebenso wurden
verschiedene Flächen für die Hochschulentwicklung entsprechend den Anforderungen der Bayerischen
Staatsregierung in Nürnberg geprüft und bewertet. Der ehemalige Südbahnhof ist im Ergebnis des Standort-
vergleichs am besten geeignet für die Entwicklung der Technischen Universität.
Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durchführung eines
Bauleitplanes eintreten, werden aufgrund der übergeordneten Planungsebene im vorliegenden Umweltbericht
nicht näher betrachtet. Diese werden auf Ebene der verbindlichen Bauleitplanung erarbeitet und gesichert.
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Tabelle 3: Zusammenfassende Bewertung

(noch nicht möglich / nicht betroffen / nicht erheblich / erheblich nachteilig)

Umweltbelang/Schutzgut Bewertung der Auswirkungen

Fläche nicht erheblich

Boden nicht erheblich

Wasser nicht erheblich

Landschaft nicht erheblich

Pflanzen erheblich nachteilig

Tiere erheblich nachteilig

Biologische Vielfalt erheblich nachteilig

Mensch /menschliche Gesundheit

Erholung nicht erheblich

Lärmbelastung erheblich nachteilig

Störfallvorsorge nicht betroffen

Luft nicht erheblich

Klima nicht erheblich

Abfall nicht erheblich

Kultur- und Sachgüter nicht erheblich

Nürnberg, den 07.08.2023

M.Sc. Anne Heitmann
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Grund und Boden, Wasser

§ 1a Baugesetzbuch (BauGB) / Landesentwick-
lungsprogramm (LEP) Bayern 2013 (zuletzt
geändert am 01.01.2020)::
Mit Grund und Boden soll sparsam und scho-
nend umgegangen werden, d.h. der Flächen-
verbrauch soll verringert und einer Innenver-
dichtung Vorrang gegeben werden. Bodenver-
siegelungen sollen auf das notwendige Maß be-
grenzt werden. Die Notwendigkeit der Um-
wandlung landwirtschaftlich oder als Wald ge-
nutzter Flächen soll begründet werden; dabei
sollen Ermittlungen zu den Möglichkeiten der
Innenentwicklung zugrunde gelegt werden, zu
denen insbesondere Brachflächen, Gebäude-
leerstand, Baulücken und andere Nachver-
dichtungsmöglichkeiten zählen können. Ge-
mäß Bundesnaturschutzgesetz hat die erneute
Inanspruchnahme bereits bebauter Flächen
sowie die Bebauung unbebauter Flächen im
beplanten und unbeplanten Innenbereich, so-
weit sie nicht für Grünflächen vorgesehen sind,
Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflä-
chen im Außenbereich. Gemäß dem Grundsatz
des LEP Bayern sollen land- und forstwirt-
schaftlich genutzte Gebiete erhalten werden.
Insbesondere hochwertige Böden sollen nur in
dem unbedingt notwendigen Umfang für an-
dere Nutzungen in Anspruch genommen wer-
den. Gemäß Bundesnaturschutzgesetz sind
historisch gewachsene Kulturlandschaften vor
Verunstaltung, Zersiedelung und sonstigen Be-
einträchtigungen zu bewahren.

Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG):
Die Funktionen des Bodens sollen nachhaltig
gesichert, schädliche Bodenveränderungen
abgewehrt und Vorsorge gegen nachteilige Ein-
wirkungen auf den Boden getroffen werden.
Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beein-
trächtigungen der natürlichen Funktionen so-
weit wie möglich vermieden werden.

ABSP der Stadt Nürnberg von 1996:
Eine Reihe von Bodenschutzzielen ist hier for-
muliert. Insbesondere sollen ökologisch wert-
volle Bereiche von Versiegelung freigehalten
werden.
§ 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG):

Niederschlagswasser soll ortsnah versickert
oder verrieselt werden, soweit dem weder was-
serrechtliche oder sonstige öffentlich-rechtli-
che Vorschriften noch wasserwirtschaftliche
Belange entgegenstehen. Des Weiteren gibt
die Entwässerungssatzung der Stadt Nürnberg
der Versickerung von Niederschlagswässern
bzw. deren sonstiger alternativer Ableitung den
Vorrang. Mit Einführung des getrennten Ge-
bührenmaßstabs für Niederschlagswasser und
Abwasser seit 01.01.2000 wird dies auch in der
entsprechenden Gebührensatzung berück-
sichtigt.

§§ 77, 78ff. Wasserhaushaltsgesetz (WHG):
(Frühere) Überschwemmungsgebiete (ÜSG)
i.S.d. § 76 sollen nach § 77 in ihrer Funktion als
Rückhalteflächen erhalten bzw. soweit wie
möglich wiederhergestellt werden. §§ 78 und
78a beinhalten entsprechende planerische
und bauliche Vorschriften, welche darauf ab-
zielen, Retentionsräume möglichst von Bebau-
ung freizuhalten bzw. im Fall einer Bebauung
das vorherrschende Hochwasserschutzniveau
nicht zu verringern. Generell sind bei Planun-
gen in einem amtlich festgesetzten bzw. vorläu-
fig gesicherten ÜSG (§ 76 Abs. 3) oder in einem
Risikogebiet außerhalb eines ÜSG die Belange
der Hochwasservorsorge im Rahmen der bau-
leitplanerischen Abwägung zu berücksichtigen
(Abwägungsdirektiven in § 78 Abs. 3 und 8,
§ 78b Abs. 1).

Stadtratsbeschluss vom 27.06.2012:
Das Integrierte Stadtentwicklungskonzept (In-
SEK) „Nürnberg am Wasser“ beinhaltet Leitli-
nien für künftige gesamtstädtische Planungen
und Konzepte in Bezug auf die Gemeinschafts-
aufgabe Wasser.

Beschluss des Umweltausschusses vom
09.10.2013 und des Stadtplanungsausschus-
ses vom 07.11.2013:
Die Stadtverwaltung prüft in jedem Bauleit-
planverfahren, der eine Neubauplanung vor-
sieht (einschließlich Konversionsflächen) die
Möglichkeiten und die Realisierbarkeit eines
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nachhaltigen Umgangs mit und einer ortsna-
hen Beseitigung des anfallenden Nieder-
schlagswassers.

Artenschutz und Biologische Vielfalt

Die Rechtsvorgaben für den speziellen Arten-
schutz sind in den §§ 44 und 45 BNatSchG ge-
regelt. Aussagen zum Natura 2000 – Konzept
der EU finden sich in den §§ 31 – 36
BNatSchG. Die Rechtsgrundlagen zum Arten-
schutz unterliegen nicht der Abwägung im Rah-
men der Bauleitplanung.

Die Bayerische Biodiversitätsstrategie, be-
schlossen vom Bayerischen Ministerrat am 1.
April 2008, nennt u.a. folgenden Handlungs-
schwerpunkt: Berücksichtigung der Aspekte
des Artenschutzes und des Biotopverbunds so-
wie des Ziels der Erhaltung von Gebieten mit
hoher biologischer Vielfalt bei der Trassierung
von Verkehrswegen und der Ausweisung neuer
Siedlungs- und Gewerbeflächen.

Natur und Landschaft

Nach § 1 BNatSchG ist die biologische Vielfalt
dauerhaft zu sichern. Die §§ 23 bis 29
BNatSchG treffen Aussagen zum Schutz be-
stimmter Flächen und einzelner Bestandteile
der Natur. In § 20 BNatSchG ist das Ziel festge-
setzt, mind. 10% der Landesfläche als Netz
verbundener Biotope zu sichern. Der Bio-

topverbund dient u.a. der dauerhaften Siche-
rung der Populationen wildlebender Tiere und
Pflanzen einschließlich ihrer Lebensstätten, Bi-
otope und Lebensgemeinschaften sowie der
Bewahrung, Wiederherstellung und Entwick-
lung funktionsfähiger ökologischer Wechselbe-
ziehungen.

Menschliche Gesundheit: Lärm, Luft, Grün- und Freiraum, Erholung, Störfallvorsorge

DIN 18005 (Schallschutz im Städtebau):
gibt aus Sicht des Schallschutzes im Städtebau
erwünschte Orientierungswerte vor.

16. BImSchV (Sechzehnte Verordnung zur
Durchführung d. Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes – Verkehrslärmschutzverordnung):
legt Grenzwerte für den Bau oder die wesentli-
che Änderung von öffentlichen Straßen sowie
von Schienenwegen der Eisenbahnen und Stra-
ßenbahnen fest.

§ 47d BImSchG (Lärmaktionsplan):
Auf Basis der Strategischen Lärmkarten hat die
Stadt Nürnberg einen Lärmaktionsplan (LAP)
erstellt, der am 27.01.2016 in Kraft getreten ist
und im Jahr 2019 fortgeschrieben wurde. Der
LAP soll die Lärmprobleme und Lärmauswir-
kungen regeln und ruhige Gebiete gegen eine
Zunahme des Lärms schützen. Für die Haupt-
eisenbahnstrecken wurde im Jahr 2018, für die

Nebeneisenbahnstrecken im Jahr 2019 jeweils
ein eigenständiger Lärmaktionsplan erstellt; für
den Verkehrsflughafen Nürnberg ist dies im
Jahr 2020 erfolgt.

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum
Bundes-Immissionsschutzgesetz (Technische
Anleitung zum Schutz gegen Lärm – TA Lärm):
dient dem Schutz der Allgemeinheit und der
Nachbarschaft vor sowie der Vorsorge gegen
schädliche(n) Umwelteinwirkungen durch Ge-
räusche. Sie gilt für Anlagen, die als (nicht) ge-
nehmigungsbedürftige Anlagen den Anforde-
rungen des BImSchG (Zweiter Teil) unterliegen
im bau-/ immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahren sowie bei Nachbarschafts-
beschwerden. Sie legt u.a. gebietsbezogene
Immissionsrichtwerte für Anlagenlärm fest, die
am Immissionsort in der Summe nicht über-
schritten werden dürfen. Die Regelungen der
TA Lärm bestimmen die Grenze der Abwägung
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für Gewerbe- bzw. Anlagenlärm, da ein Bebau-
ungsplan keine Festsetzungen treffen darf, die
nicht vollziehbar sind.

18. BImSchV (Achtzehnte Verordnung zur
Durchführung d. Bundes-Immissionsschutzge-
setzes – Sportanlagenlärmschutzverordnung):
gilt für Errichtung, Beschaffenheit und Betrieb
von Sportanlagen, soweit sie zum Zwecke der
Sportausübung betrieben werden und einer
Genehmigung nach BImSchG nicht bedürfen.
Sie legt gebietsbezogene Immissionsricht-
werte für Sportlärm fest, die am Immissionsort
in der Summe nicht überschritten werden dür-
fen. Die Regelungen der Sportanlagenlärm-
schutzverordnung bestimmen die Grenze der
Abwägung für Sportlärm, da ein Bebauungs-
plan keine Festsetzungen treffen darf, die
nicht vollziehbar sind. In Bayern soll die 18.
BImSchV auch für Freizeitlärm (ausgenom-
men traditionelle Volksfeste und Kirchweihen)
Anwendung finden.

Freizeitlärmrichtlinie LAI (Länderausschuss für
Immissionsschutz, Stand März 2015):
dient als Erkenntnisquelle und gibt Hinweise
zur Beurteilung von Freizeitanlagen bzw.
Grundstücken, die nicht nur gelegentlich für
Freizeitgestaltung bereitgestellt werden, be-
züglich der Unvermeidbarkeit und Zumutbar-
keit von Freizeitlärm. Die Freizeitlärmrichtlinie
soll in Bayern nur für traditionelle Volksfeste
und Kirchweihen Anwendung finden.

Gesetz über Anforderungen an den Lärmschutz
bei Kinder- und Jugendspieleinrichtungen –
KJG): regelt in Bayern die Zulässigkeit von Im-
missionen durch Geräusche von Kinder- und
Jugendspieleinrichtungen in der Nachbar-
schaft von Wohnbebauung. Es legt u.a. fest,
dass die natürlichen Lebensäußerungen von
Kindern, die Ausdruck natürlichen Spielens
oder anderer kindlicher Verhaltensweisen sind,
im Wohnumfeld als sozialadäquat hinzuneh-
men sind. Das KJG lockert für Jugendspielein-
richtungen einige Regelungen der Sportanla-
genlärmschutzverordnung.

§ 47 BImSchG (Luftreinhalteplan):

Die 2. Fortschreibung des Luftreinhalteplans
für das Stadtgebiet Nürnberg wurde am
15.09.2017 von der Regierung von Mittelfran-
ken in Kraft gesetzt; darin enthalten ist u.a.
eine Maßnahmenübersicht des bestehenden
Luftreinhalte-/Aktionsplans (2004) sowie des-
sen 1. Fortschreibung (2010) und deren jewei-
liger Umsetzungsstand, sowie weitere (ge-
plante) relevante Maßnahmen zur Luftreinhal-
tung.

Bezüglich der Luftbelastung gelten die Grenz-
werte der 39. BImSchV; sie betreffen überwie-
gend das Schutzgut „menschliche Gesund-
heit“, einzelne Grenzwerte zielen auch auf den
Schutz der Vegetation.

Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom
09.07.2009: Es wurden Richtwerte für die Aus-
stattung mit öffentlichen Grünflächen in Be-
bauungsplänen und städtebaulichen Verträgen
festgelegt: öffentliche Grünfläche pro Einwoh-
ner im Geschosswohnungsbau: 20 m², öffentli-
che Grünfläche pro Einwohner im Einfamilien-
hausgebiet 10 m²; davon jeweils Spielfläche
pro Einwohner: 3,4 m².

Beschluss des Umweltausschusses vom
12.03.2014 und des Stadtplanungsausschus-
ses vom 27.03.2014:
Das gesamtstädtische Freiraumkonzept (GFK)
und das Leitbild „Kompaktes Grünes Nürnberg
2030“ bilden die Grundlage der Grün- und Frei-
raumplanungen der Stadt Nürnberg.

Baulandbeschluss (2017ff.):
Der Baulandbeschluss wurde am 24.05.2017
durch den Stadtrat beschlossen und trat am
14.06.2017 in Kraft; er ist für die Verwaltung
bindend. Der Baulandbeschluss trifft für die
Bauleitplanung von Wohnbau- und Gewerbe-
flächen einheitliche Regelungen in Bezug auf
städtebauliche und umweltplanerische Stan-
dards und Qualitäten sowie zu Folgekostenre-
gelungen.

Beschluss des Umweltausschusses vom
09.10.2019 sowie des Stadtplanungsaus-
schusses vom 17.10.2019: Die Verwaltung
wird beauftragt, die finanziellen Auswirkungen
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von Dach- oder Fassadenbegrünungsmaßnah-
men bei allen anstehenden städtischen Neu-
bauprojekten und im Bestand zu prüfen und
nach Möglichkeit entsprechende Maßnahmen
umzusetzen.

Stadtratsbeschluss vom 04.03.2020:
Das Konzept der „Grünen Finger“ dient als Pla-
nungsgrundlage und Orientierungshilfe für alle
räumlichen Entwicklungsplanungen sowie für
stadtstrategische Grundsatzentscheidungen.
Die Entwicklung von Grünflächen auf vormals
baulich genutzten Flächen bleibt jeweils eige-
nen Beschlussfassungen vorbehalten. Bei der
konkreten Umsetzung sind bestehende funkti-
onale Zusammenhänge der vorhandenen Ge-
biete einzelfallspezifisch zu prüfen und zu be-
rücksichtigen.

§ 1 Abs. 6 Nr. 7j BauGB (Anfälligkeit für
schwere Unfällen oder Katastrophen): Die
BauGB-Novellierung vom 13.05.2017 führt
durch Aufnahme der Störfallvorsorge i.S. des
immissionsschutzrechtlichen Trennungs-
grundsatzes gemäß § 50 Satz 1 BImSchG in
den Katalog der zu berücksichtigenden Um-
weltbelange sowie durch das Einfügen hierfür
differenzierterer Festsetzungsmöglichkeiten in
§ 9 BauGB zu einer erhöhten Gewichtung die-
ses Belangs in der Bauleitplanung. Des Weite-
ren besteht nunmehr die Pflicht zur Berück-
sichtigung der Auswirkungen, die aufgrund der
Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zu-
lässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Ka-
tastrophen (außerhalb des Störfallrechts) zu
erwarten sind, auf die Belange nach den Buch-
staben a bis d und i.

Klima

§ 1 Abs. 5 und 6 BauGB:
Der globale Klimaschutz, der Einsatz und die
Nutzung erneuerbarer Energien sowie die spar-
same und effiziente Nutzung von Energie gehö-
ren zu einer gemeindlichen Aufgabe im Rah-
men der Bauleitplanung. Am 30. Juni 2011 hat
der Bundestag die Novellierung des BauGB
durch das „Gesetz zur Förderung des Klima-
schutzes bei der Entwicklung in den Städten
und Gemeinden“ beschlossen (BauGB-Klima-
novelle 2011). Die Belange des Klimaschutzes
und der Anpassung an den Klimawandel sind
dadurch erweitert worden. Bauleitpläne sollen
dazu beitragen, den Klimaschutz und die
Klimaanpassung, insb. auch in der Stadtent-
wicklung, zu fördern.

§ 1a Abs. 5 BauGB:
Es soll den Erfordernissen des Klimaschutzes
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawan-
del entgegenwirken, als auch durch solche, die
der Anpassung an den Klimawandel dienen,
Rechnung getragen werden.

Neufassung der EU-Gebäuderichtlinie
(2010/31/EU) vom 19.05.2010:
Alle Neubauten sind ab 2021 als Niedrigst-

energiegebäude auszuführen, d.h. der Energie-
bedarf ist sehr gering oder liegt fast bei null. Er
sollte zu einem wesentlichen Teil aus erneuer-
baren Energien gedeckt werden.

Gebäudeenergiegesetz - GEG:
Im GEG wurden 2020 die Maßgaben des Er-
neuerbare-Energien-Wärmegesetzes (EEWär-
meG), der Energieeinsparverordnung (EnEV)
sowie des Energieeinsparungsgesetzes (EnEG)
zusammengeführt. Zweck dieses Gesetzes ist
ein möglichst sparsamer Einsatz von Energie
in Gebäuden einschließlich einer zunehmen-
den Nutzung erneuerbarer Energien zur Erzeu-
gung von Wärme, Kälte und Strom für den Ge-
bäudebetrieb. Danach sind neue Gebäude als
sog. Niedrigstenergiegebäude gemäß der EU-
Gebäuderichtlinie zu errichten. Alle Eigentü-
mer von Gebäuden sind zu einer zumindest
anteiligen Nutzung von regenerativen Ener-
gien bei der Deckung des Wärme- und Käl-
teenergiebedarfs verpflichtet.

Umweltausschussbeschluss vom 23.01.2013:
In Bebauungsplanverfahren oder anderen
städtebaulichen Vorhaben sind grundsätzlich
Energiekonzepte zu erstellen mit dem Ziel, eine
CO2-neutrale Energieversorgung für den Neu-
bau zu erreichen.
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Gemeinsamer Beschluss des Stadtplanungs-
und Umweltausschusses vom 26.06.2014:
Das Stadtklimagutachten stellt eine Grundlage
für alle weiteren Planungen der Stadt Nürnberg
dar und ist bei anstehenden Planungsvorhaben
zu berücksichtigen. Mit dem Stadtklimagut-
achten liegt eine aktuelle Datengrundlage und
Analyse der klimaökologischen Funktionen für
das Nürnberger Stadtklima vor. Wichtige Er-
gebnisse und Empfehlungen für die weitere
städtebauliche Entwicklung werden in einer
Klimafunktions- und einer Planungshinweis-
karte dargestellt.

Stadtratsbeschluss vom 23.07.2014:
Der maßnahmenbezogene Klimafahrplan 2010
– 2050 umfasst die Bereiche Klimaschutz und
Anpassung an den Klimawandel. Die CO2-Emis-
sionen in Nürnberg sollen, gegenüber den Wer-
ten von 1990, bis 2030 um 50% (Zielsetzung
des Klimabündnisses der europäischen
Städte), bis 2050 um 80% reduziert werden
(Zielsetzung der Bundesregierung). Bis zum
Jahr 2020 soll das EU-20-20-20-Ziel (CO2-Re-
duktion um 20%, Effizienzsteigerung um 20%,
Anteil der erneuerbaren Energien von 20%) er-
reicht werden. Zur Anpassung an den Klima-
wandel werden die vorgeschlagenen Maßnah-
men sukzessive ergänzt und aktualisiert. Im
Kontext mit den Zielvorgaben des Masterplans
Freiraum und des Stadtklimagutachtens wer-
den Umsetzungsstrategien entwickelt.

Stadtratsbeschluss vom 24.07.2019:
Die Verwaltung wird u.a. beauftragt, im Rah-
men ihrer Möglichkeiten den Ausbau der Fern-
wärme in Nürnberg aktiv zu unterstützen
(Punkt i), sowie alle Möglichkeiten für CO2-
neutrale Wärmeversorgungen bei Neubauten
und Neubaugebieten auszuschöpfen und
beim Verkauf von Grundstücken der Stadt
Nürnberg im Vorfeld Studien hinsichtlich mög-
licher CO2-Neutralität erstellen zu lassen und
dem Stadtrat zur Entscheidung vorzulegen
(Punkt j).

Beschluss des Stadtplanungsausschusses vom
22.07.2021: Der sog. „Klima-Baukasten“ für
die Nürnberger Bauleitplanung soll zur Anwen-
dung kommen; konkrete Zielsetzungen für Kli-
maschutz und Klimaanpassung sollen als ver-
bindliche Vorgabe einzelfallbezogen zu Beginn
eines Bauleitplanverfahrens beschlossen wer-
den („Eckdatenbeschluss“).

Stadtratsbeschluss vom 18.05.2022:
Als Treibhausgasminderungsziel bis zum Jahr
2030 wird ein Wert von - 65% festgelegt (Basis-
jahr: 1990); die Klimaneutralität der Gesamt-
stadt soll bis spätestens zum Jahr 2040 er-
reicht werden (Punkt b).
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1.1 Heimische, standortgerechte Einzelbäume und Baumgruppen

2.3 Feldgehölze, Baumhecken

2.4 Heimische, standortgerechte Gebüsche und Hecken

2.5 Nichtheimische, standortfremde Hecken-/Gebüschpflanzungen

3.7 Pioniergehölze und Vorwaldstadien

5.3 Kleingärten

7.4 Schotterflächen

7.5 Gleisanlagen

7.6a Versiegelte Verkehrsfläche

7.6b Gebäudekomplexe + Anlagen

9.3b Trockenrasen mit Silbergrasflur - flechtenreich, verbuschend, etabliert 
(geschützt nach §30 BNatSchG)

9.3c Initiale Silbergrasflur (geschützt nach § 30 BNatSchG)

9.4 Halbruderale Magerrasen

9.5 Altgrasbestände, ruderal und Neophyten

10.1 Lückige, termophile Ruderalflur - initial

10.2a Thermophile Ruderalflur - Übergang zu Magerrasen

10.2d Ausdauernde Ruderalfluren, hochwüchsig mit hohem Neophytenanteil

1.2 Nichtheimische Einzelbäume und Baumgruppen (inkl. Pflanzungen)

2.4a Brombeergestrüpp mit Neophyten

3.6 Vorwald - Robinien

3.7 / 10.2a Pioniergehölze und Vorwaldstadien mit thermophiler Ruderalflur

10.2a / 3.7 Thermophile Ruderalflur mit Pioniergehölzen und Vorwaldstadien

10.1 / 10.2a Lückige, thermophile Ruderalflur - initial bzw. mit Übergang zu Magerrasen

9.4a Halbruderale Sandmagerrasen (geschützt nach § 30 BNatSchG)

7.6a / 3.7 Versiegelte Verkehrsfläche mit lückiger, termophiler Ruderalflur - initial

7.6a / 10.1 Versiegelte Verkehrsfläche mit Pioniergehölzen und Vorwaldstadien

5.4 Extensivrasen, Wiesen im besiedelten Bereich

Erfassung durch IVL - Institut für Vegetationskunde und Landschaftsökologie gem. Nürnberger
Biotopwertliste (Anlage 2 zur Satzung der Stadt Nürnberg zur Erhebung von
Kostenerstattungsbeträgen) mit ergänzenden Differenzierungen

Stadt Nürnberg - FNP-Änderung 8c

Biotop- und Nutzungstypen im Bestand (Stand: 2020)

Fortschreibung Umweltbericht - Anlage 1

Bearb./Gez.
Projekt Nr.

Maßstab
DatumF

E

T

Vordere Cramergasse 11
90478 Nürnberg

+49 (0)911 94603 10
info@wgf-nuernberg.de

+49 (0)911 94603 0

GmbH

WGF Landschaft
Landschaftsarchitekten

1 : 2.000
07.08.2023

L19-35
AH / MS

Geltungsbereich Änderung 8c des Flächennutzungsplans
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Bearb./Gez.
Projekt Nr.

Maßstab
DatumF

E

T

Vordere Cramergasse 11
90478 Nürnberg

+49 (0)911 94603 10
info@wgf-nuernberg.de

+49 (0)911 94603 0

GmbH

WGF Landschaft
Landschaftsarchitekten

1 : 2.000
07.08.2023

L19-35
AH / MS

Geltungsbereich Änderung 8c des Flächennutzungsplans

gesetzlich geschützte Biotope (§30 BNatSchG)

Biotope entsprechend der Bayerischen Biotopkartierung (zusammengefasst)

Stadt Nürnberg - FNP-Änderung 8c

Gesetzlich geschützte Biotope (§30 BNatSchG)
Biotope entsprechend Bayerischer Biotopkartierung

Fortschreibung Umweltbericht - Anlage 2
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Ppip Ppip
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PpipPpip

PpipPpip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

PpipPpip

Ppip

Ppip

Ppip

Ppip

Bearb./Gez.
Projekt Nr.

Maßstab
DatumF

E

T

Vordere Cramergasse 11
90478 Nürnberg

+49 (0)911 94603 10
info@wgf-nuernberg.de

+49 (0)911 94603 0

GmbH

WGF Landschaft
Landschaftsarchitekten

1 : 2.000
07.08.2023

L19-35
AH / MS

Geltungsbereich Änderung 8c des Flächennutzungsplans

Nachweis Zauneidechse

Zauneidechse, potentieller Lebensraum

Stadt Nürnberg - FNP-Änderung 8c

Fauna - Fundpunkte und Nachweisflächen

Fortschreibung Umweltbericht - Anlage 3

Nachweis Vögel mit ArtkürzelGue

Gue Grünspecht (Picus viridis)
Kg Klappergrasmücke (Sylvia curruca)
Sp Sperber (Accipiter nisus)
Sti Stieglitz (Carduelis caruelis)
Ssp Schwarzspecht (Dyrocopus martius)
Woe Waldohreule (Asia otus)

Nachweis Fledermäuse mit ArtkürzelPpip

Nnoc Großer Abendsegler (Nyctalus noctula)
Nycmi Kleinabendsegler (Nyctalus leisleri)/ Breitflügelfledermaus

(Eptesicus nilssonii)/ Bechsteinfledermaus (Myotis bechsteinii)
Pnat Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii)
Ppip Zwergfledermaus (Pipistrellus pipistrellus)
Ppyg Mückenfledermaus (Pipistrellus pygmaeus)

Habitatbaum

70



Seite 1 von 4 

Beschlussvorlage 
Stpl/003/2024 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Stadtplanungsausschuss 22.02.2024 öffentlich Beschluss 
 

Betreff: 

Beschluss des Rahmenplans zur Weiterentwicklung Areal Frankenstraße/Tiroler 
Str./Ingolstädter Str., südlich des Z-Baus 
 
Anlagen: 

Entscheidungsvorlage 
Rahmenplan zur Weiterentwicklung Areal Frankenstraße vom 26.04.2024 

 
Sachverhalt (kurz): 
 
Für das 1,4 ha große, im städtischen Eigentum befindliche Areal südlich der Frankenstraße, 
östlich der Tiroler Straße und nördlich der Ingolstädter Straße, wurde ein Rahmenplan erstellt 
um die geordnete Weiterentwicklung des Areals in unmittelbarer Nähe zur Gebietsentwicklung 
Brunecker Straße aufzuzeigen. 
 
Die Planungen berücksichtigen bestehende Vorhaben wie die Straßenbahntrasse inklusive der 
daraus folgenden Neuordnung von Flächen für den Z-Bau und das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge durch Ausweisung von Frei- und Stellplatzflächen.  
 
Darüber hinaus dienen die verbleibenden Flächen der Unterbringung neuer gewerblicher 
Flächen, hier u.a. einer Metzgerei, sowie der Erweiterung und Ergänzung bestehender sozialer, 
schulischer und kultureller Bedarfe der Rummelsberger Anstalten und der Stadt Nürnberg. Das 
Baurecht für die Maßnahmen wir auf Basis von §34 BauGB erreicht. 
 
Das bestehende Wegenetz wird sinnvoll ergänzt. Wegebegleitende Freiflächen dienen 
vorrangig als Ausgleichs- und Kompensation für künftige Vorhaben im Umgriff. Der 
Baumbestand entlang des Grundstücks Tiroler Straße 21 bleibt erhalten.  
 
Planerisch zu berücksichtigen war eine laufende Grundwassersanierung. 
 
 

Ö  2Ö  2
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja wird im weiteren Verfahren ergänzt 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 

   Vpl 

   LA 

   J 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtplanungsausschuss beschließt den Rahmenplan zur Weiterentwicklung des Areals 
Frankenstraße mit Stand vom 26.01.2024 als Grundlage der weiteren planerischen und 
baulichen Entwicklung, die auf Basis von § 34 BauGB erreicht werden soll. 
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Beilage 

Betreff: 
Beschluss des Rahmenplans zur Weiterentwicklung des Areals Frankenstraße/Tiroler 
Str./Ingolstädter Str., südlich des Z-Baus 

Entscheidungsvorlage 
 
Ausgangssituation:  
 
Das zu entwickelnde, ca. 1,4 ha große Areal südlich der Frankenstraße, östlich der Tiroler Str. 
und nördlich der Ingolstädter Str. ist im Flächennutzungsplan als „Gemischte Baufläche“, „Fläche 
für Gemeinbedarf / sportliche Zwecke“ inklusive Kennzeichnung „Altlastenverdachtsfläche“ dar-
gestellt. Vorhaben werden planungsrechtlich nach § 34 BauGB beurteilt. Das Areal befindet sich 
in städtischem Eigentum. 
 
Es wurde ein abgestimmter Rahmenplan zur geordneten Weiterentwicklung der Flächen erstellt. 
Die in der Anlage beigefügte Planung berücksichtigt den aktuellen Stand der Einzelvorhaben: 
 
 
Planerische Randbedingungen:  
 
 Straßenbahntrasse und Z-Bau: Die geplante Verlängerung der Straßenbahnlinie 7, Tristanstr.-

Bauernfeindstr., soll westl. der Bundesanstalt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) verlaufen. 
Die von der Planfeststellung betroffenen Flächen führen zu einem Wegfall von notwendigen 
Stellplätzen des Z-Bau. Der Ausbau des Knotens Tiroler Str. / Frankenstr. führt zudem zu ei-
nem Entfall des Z-Bau-Gartens. Stellplätze und der Z-Bau-Garten sind im Rahmenplan neu 
nachgewiesen. 
 

 BAMF: Optionen der Erweiterungen durch ergänzende Stellplätze werden berücksichtigt. 
 

 Rummelsberger Anstalten: Im südl. Teilbereich des Gebiets bestehen bereits soz. Infrastruk-
tur-einrichtungen in Form eines „Hauses für Kinder“, einer „evang. Kita-Arche“ und einer Bil-
dungseinrichtung „Stütz- und Förderschule Muschelkinder“ der Rummelsberger Diakonie. Ge-
nehmigte Bauvorhaben liegen für die Errichtung eines Wohnheims und einer Förderstätte für 
Autistinnen und Autisten vor. Bestehende Planungen und Ergänzungen sind im Planungskon-
zept dargestellt. 
 

 Metzgerei: Für den nordwestlichen Teilbereich liegt ein Bauvorbescheid zur Errichtung eines 
Geschäftshauses mit Metzgerei vor. Diese Gewerbeeinheit ist im Konzept nachgewiesen.  
 

 Altlasten: Es liegt ein Gutachten zur Sanierung des Areals der ehemaligen Südkaserne vor 
(Detail: 110 m lange, 70 m breite BTEX/PAK–Schadstofffahne in 6-8 m Tiefe). Die mittelfristig 
angelegte Grundwassersanierung erfolgt parallel zur Bebauung des Areals und ist im Pla-
nungskonzept berücksichtigt. 
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Planerische Optionen: 
 
Das Ziel der Planung besteht weiterhin darin, neben der Berücksichtigung der o.g. Belange auch 
eine geordnete Weiterentwicklung zu ermöglichen, die soziale, kulturelle, schulische und gewerb-
liche Nutzungen einschließt sowie ein ergänzendes Geh- und Radwegenetz und die Schaffung 
von Ausgleichs- und Freiflächen berücksichtigt. Konkrete Schwerpunkte sind: 
 
 Gartennachweis für den Z-Bau: Der entfallene Garten an der Tiroler Straße wird südlich des 

Z-Baus neu ausgewiesen. 
 

 Ausweisung von Nutzflächen: Etwa 6.100 m² werden für ergänzende Gewerbe, soziale, schu-
lische und kulturelle Infrastruktur vorgesehen. Dies beinhaltet unter anderem die o.g. Gewer-
beeinheit für ein Geschäftshaus mit etwa 1.500 m², Flächen für die potenzielle Ansiedlung 
eines Kinder- und Jugend-Hauses auf einer Fläche von 1.200-1.600 m² sowie ergänzende 
Flächenbedarfe der Grundschule Gertrud-Steinl-Straße aus der angrenzenden Gebietsent-
wicklung Brunecker Straße. Dabei ist zu beachten, dass das KiJuH vorrangig in Lichtenreuth 
in Modul 2, dort gefördert durch die Festsetzung „MU“, angestrebt wird.  

  
 Wegenetz und Freiflächen: Verbesserung des Rad- und Fußwegenetzes mit begleitendem 

Grünzug als Fortführung der Grünanlage Hasenbuck, ausgehend von der Tiroler Straße zur 
geplanten Straßenbahntrasse mit begleitender Wege- und Grünverbindung. Eine Fläche von 
ca. 4.000 m² soll als Freifläche für Maßnahmen aus bestehenden und zukünftigen Bauvorha-
ben einschließlich des Erhalts des Baumbestands entlang des Grundstücks Tiroler Str. 21 
vorgehalten werden. 

 
 
Fazit: 
 
Der Rahmenplan soll die Grundlage für konkretisierende Einzelvorhaben darstellen. Es ergeben 
sich Flächenpotenziale für Gewerbe, sozial-schulische-kulturelle Infrastruktur, Grünflächen im 
Ausmaß von insgesamt 9.600 m². 
 
Die Verwaltung empfiehlt dem Stadtplanungsausschuss den Rahmenplan mit Stand vom 
26.01.2024 als Grundlage der weiteren planerischen und baulichen Entwicklung zu beschließen. 
Der Rahmenplan ist Grundlage für die Beurteilung von Einzelvorhaben.  
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Berichtsvorlage 
Stpl/001/2024 

 
 

 

 
 

 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Stadtplanungsausschuss 22.02.2024 öffentlich Bericht 
 

Betreff: 

Wettbewerb „Bahnhofsplatz 2„, Ergebnisse 
 
Anlagen: 

Sachverhaltsdarstellung 

Bericht: 
 
Das ERGO-Hochhaus am Bahnhofsplatz wurde 2021 von der S&P Commercial Development 
GmbH erworben und soll durch einen Neubau ersetzt werden. Der Abbruch von Gebäuden ist 
stets zu hinterfragen um Ressourcen zu schonen („graue Energie“). Bereits die Vorbesitzerin 
hatte in diesem Fall jedoch ein Gutachten in Auftrag gegeben, welches die Eignung der 
Bausubstanz für einen Umbau untersuchen sollte. Der Bericht kommt zum Schluss, dass aus 
energetischen, haustechnischen, wirtschaftlichen und brandschutztechnischen Gründen eine 
Sanierung des Bestandes nicht sinnvoll möglich ist. Eine erneute Untersuchung durch den 
aktuellen Eigentümer führte zum gleichen Ergebnis. Denkmalschutz besteht nicht. 
 
2019 hatte ein erster Realisierungswettbewerb durch den vormaligen Eigentümer MEAG 
stattgefunden, aus dem in der Überarbeitung der Entwurf des Kopenhagener Büros von 
Henning Larsen als Sieger hervorging. In der Folge zeigte sich jedoch, dass sich der 
Wettbewerbsentwurf aus diversen Gründen nicht umsetzen lässt. Das Gebäude wurde 
verkauft.  
 
Die neue Eigentümerin des Gebäudes konnte auf die Erkenntnisse von 2019 aufbauen. Sie 
verfolgt daher bezogen auf die Nutzung ein anderes Ziel als die Vorbesitzerin. Neben 
Büroflächen sollen nun auch „Serviced Apartments“ (temporäres Wohnen“ entstehen und von 
der verkehrsgünstigen Lage nahe Bahnhof und Innenstadt profitieren. Für das Projekt wurde 
ein geladener Architektenwettbewerb mit zehn Büros aus Deutschland und Österreich 
durchgeführt.  
 
Im Preisgericht waren neben dem Bauherrn mit Frau Prof. Engel der Baukunstbeirat und mit 
Herrn Dengler als Leiter des Stadtplanungsamtes die Verwaltung vertreten.  
 
Am 14.12.2023 kam das Preisgericht zusammen und vergab folgende Preise:  
1. Preis KSP Engel GmbH, Frankfurt a.M. 
2. Preis Auer Weber Assoziierte GmbH, München 
4. Preis AllesWirdGut Architektur ZT, Wien  
4. Preis O&O Baukunst, Berlin 
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1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 

 

 
Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 
(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von       Vollkraftstellen (Einbringung 

und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 
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2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Bei der Entwicklung des Gebäudes sollen Diversity-relevante Aspekte 

berücksichtigt werden. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen) 
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Beilage 
Betreff: 
 
Wettbewerb „Bahnhofsplatz 2“, Ergebnisse 
 
 
Sachverhalt 
 
Ausgangssituation 
Das „Ergo Hochhaus“ am Bahnhofsplatz wurde 2021 von der S&P commercial developement 
GmbH mit dem Ziel erworben Büroflächen und gewerbliches Wohnen in Form von „serviced 
apartments“ unterzubringen.  
 

   
Bestandsgebäude von 1964 Architekt Hans Dustmann        Wettbewerbsentwurf 2019 Henning Larsen Bild: HLA 

Planungsrecht 
Das Gebäude liegt im räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 4629. Der rechts-
kräftige Bebauungsplan legt ein „Kerngebiet“ MK nach §7 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
fest. Ausgeschlossen sind Vergnügungsstätten, Sexshops, Parkhäuser und Tankstellen. Im Be-
bauungsplan sind keine maximalen Geschoßigkeiten oder Gebäudehöhen festgesetzt. Das be-
stehende Gebäude ist kein Baudenkmal, die Nähe zum Ensemblegebiet der Altstadt gebietet 
aus denkmalrechtlichen Gründen dennoch eine qualitätvolle Fassadengestaltung. 
 
Wettbewerb 
Für die neue Aufgabe wurde ein geladener Architektenwettbewerb mit zehn Büros aus 
Deutschland und Österreich durchgeführt. Unter den Büros waren auch die teilnehmenden 
Büros des Wettbewerbs von 2019 vertreten. Das Büro von Henning Larsen, der den 
Siegerentwurf des Wettbewerbsverfahrens 2019 verfasst hatte, verzichtete auf die Teilnahme. 
Der Wettbewerb wurde vom Nürnberger Büro stm° Architekten betreut. In die Vorbereitung der 
Auslobung waren die städtischen Dienststellen eingebunden. 
 
Als maximale Höhe wurde die Traufkante des gegenüberliegenden „Tafelhof-Palais“ von 50 m 
festgelegt.  
 
Am 14.12.2023 kam das Preisgericht unter dem Vorsitz von Frau Prof. Barbara Engel 
zusammen und urteilte über die zehn eingereichten Arbeiten.  
 
Im Preisgericht waren neben der Bauherrin vertreten: 

  Friedrich Bär, Architekt, Nürnberg  

  Prof. Barbara Engel, Vorsitzende des Baukunstbeirates  

  Markus Altmann, Dipl. Ing. (FH), Architekt, Nürnberg  

  Gerhard P. Wirth, Dipl. Ing. (FH) Architekt, Nürnberg 
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  Siegfried Dengler, Dipl.-Ing. Architekt, Leiter des Stadtplanungsamtes  
 
Beratend standen dem Preisgericht 

 Frau Dr. Claudia Maué, Stadtheimatpflegerin und  

 Frau Elisabeth Most, Vorsitzende der Arbeitsgemeinschaft der Bürger und  
Vorstadtvereine 

 
zur Seite. 

 Herr Holger Seidel und  

 Herr Thomas Nachtheim (Drees und Sommer GmbH)  
unterstützten das Preisgericht in Fragen der Wirtschaftlichkeit und Fassadenausbildung. 
 
Am Ende wurden einstimmig vier Arbeiten prämiert: 
 
 1. Preis KSP Engel GmbH, Frankfurt a.M. 
 2. Preis Auer Weber Assoziierte GmbH, München 
 4. Preis AllesWirdGut Architektur ZT Wien  
 4. Preis O&O Baukunst, Berlin 
 
Das Preisgericht empfahl dem Auslober die Verfasser des ersten Preises mit der Umsetzung zu 
beauftragen. Im folgenden werden die Berichte des Preisgerichts wiedergegeben. 
 
1. Preis KSP Engel GmbH, Frankfurt a.M. /  Auszug Beurteilung durch das Preisgericht 
„Die städtebauliche Gestaltung des Gebäudes überzeugt durch eine klare Struktur und eine ein-
heitliche Fassade. Der skulpturale Baukörper zeigt Einschnitte sowohl beim Haupteingang im 
Erdgeschoss als auch bei der Verbindung der zwei Gebäudeteile. Der offene, transparente und 
überdachte Eingangsbereich schafft eine einladende Atmosphäre.  
 

 
1.Preis Fassade zum Bahnhofsplatz und zum Frauentorgraben                           Bild KSP Engel Quelle: S&P CD  

Besonders positiv wird die großzügige Auskragung in den öffentlichen Raum zum Frauentorgra-
ben und zum Bahnhofsplatz hin bewertet. Allerdings wird angemerkt, dass die Details des Trag-
werks in diesem Bereich noch nicht vollständig schlüssig sind. Der Vorsprung des Gebäudes 
zum Frauentorgraben hin trägt dazu bei, den Bahnhofsplatz städtebaulich gut zu erfassen.   
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1. Preis KSP Engel Architekten Visualisierung vom Bahnhofsplatz aus                       Bild KSP Engel Quelle: S&P CD 

 
Die Erschließung des Gebäudes ist klar ablesbar und vertikal organisiert mit einem zentralen 
Treppenhauskern, einer Aufzugsanlage und einem zusätzlichen Fluchttreppenhaus, was wirt-
schaftlich gelöst wurde. Diese vertikale Struktur ermöglicht eine horizontale Nutzungsgliederung 
und führt zu gut organisierten und belichteten Grundrissen im Turm.   
Die Grundrisse zeichnen sich durch eine hohe Flexibilität aus, die durch ein einheitliches 1,35m 
Raster sowohl bei den Service-Apartments als auch bei den Büroflächen erreicht wird. Die 
großzügige Dachterrasse am Frauentorgraben, mit Blick auf die Altstadt, stellt für die Büronut-
zung ein zusätzliches positives Angebot dar.  
Es wird jedoch angemerkt, dass die Notwendigkeit der Doppelfassade in Frage gestellt wird. 
Auch die Höhe des Glasanteils an der Fassade wird kritisch betrachtet, sowohl aus funktionaler 
als auch aus denkmalpflegerischen Gesichtspunkten. (..)  
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2. Preis Auer Weber Assoziierte GmbH, München  
 

 
2.Preis Auer Weber, München                                     Bild: Auer Weber Quelle: S&P Commercial Development GmbH 

 
4. Preis AllesWirdGut Architektur ZT, Wien  
 

 
4. Preis AllesWirdGut Architektur, Wien                   Bild. AllesWirdGut Quelle:  S&P Commercial Development GmbH 
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4. Preis O&O Baukunst, Berlin  
 

 
4. Preis O&O Baukunst, Berlin                                Bild: O&O Baukunst  Quelle S&P Commercial Development GmbH 

 

Weitere Teilnehmer: 

 Baumschlager Eberle, Berlin 

 RKW Architektur, Düsseldorf 

 Oliv GmbH, München 

 HPP Architekten, Stuttgart 

 Bünemann Architecture, Düsseldorf 

 Baum Kappler Architekten GmbH, Nürnberg 
 
Die Wettbewerbsarbeiten waren vom 12.02.-18.02.2024 im Offenen Büro des Stadtplanungs-
amtes öffentlich ausgestellt.  
 
Kosten und zeitliche Umsetzung 
Der Stadt Nürnberg entstehen durch den Wettbewerb keine Kosten.  
Die Bauherrin beabsichtigt zeitnah eine Genehmigungsplanung zu beauftragen und einen Bau-
antrag einzureichen. 
 
Fazit 
Mit klarer Struktur und eigenständiger Fassade tritt der 1. Preis selbstbewusst an die Stelle des 
ERGO-Hochhauses und stellt städtebaulich das Gegenüber zum Tafelhof-Palais dar. Damit 
schafft er es zusammen mit dem Tafelhof-Palais den denkmalgeschützten Bahnhof neu zu rah-
men und dem Bahnhofsplatz ein zeitgenössisches Aussehen zu geben. Das einladende Erdge-
schoss gibt dem Bahnhofsplatz einen Abschluss nach Westen. 
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